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Gesetz 

zu dem Abkommen vom 30. März 1994 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Staat Kuwait 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 

von Kapitalanlagen 


Vom 21. Januar 1997 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Kuwait am 30. März 1994 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Staat Kuwait über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen sowie dem dazugehöngen Protokoll 
vom selben Tage wird zugestimmt. Das Abkommen und das Protokoll werden 
nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung ln Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 13 Abs. 2 und das 
Protokoll in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird Im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Berlin, den 21. Januar 1997 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
G. Rexrodt 

Der Bundesminister des Auswärtigen 

Kinkel 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Staat Kuwait 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

Agreement 

between the Federal Republic of Germany 
and the State of Kuwait 

for the Encouragement and Reciprocal Protection of Investments 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

der Staat Kuwait 

(im folgenden als Vertragsstaaten bezeichnet) - 

in dem Wunsch, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
beiden Staaten zu vertiefen, 

In dem Bestreben, günstige Bedingungen für Kapitalanlagen 
von Investoren des einen Staates im Hoheitsgebiet des anderen 
Staates zu schaffen, 

in der Erkenntnis, daß die Förderung und der gegenseitige 
Schutz dieser Kapitalanlagen dazu beitragen werden, die wirt- 
schaftliche initiative zu beleben und den Wohlstand in beiden 
Staaten zu mehren - 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieses Abkommens 

1. umfaßt der Begriff „Kapitalanlage" Vermögenswerte jeder Art 
im Eigentum oder unter dem Einfluß eines Investors eines 
Vertragsstaats, die im Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staats in Übereinstimmung mit dessen Rechtsvorschriften an¬ 
gelegt oder unmittelbar oder mittelbar dorthin verbracht wer¬ 
den, Insbesondere 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen 
sowie sonstige dingliche Rechte wie Hypotheken, Pfand¬ 
rechte, Nutzungsrechte und ähnliche Rechte; 

b) Anteilsrechte an Gesellschaften und Obligationen von Ge¬ 
sellschaften sowie andere Rechte oder Beteiligungen an 
solchen Gesellschaften sowie von einem Vertragsstaat 
oder einem seiner Investoren emittierte Wertpapiere; 

c) Ansprüche auf Geld, zum Beispiel Darlehen, oder auf 
Leistungen, die einen wirtschaftlichen Wert haben und mit 
einer Kapitalanlage Zusammenhängen; 

d) Rechte des geistigen Eigentums und gewerbliche Schutz¬ 
rechte, einschließlich, ohne jedoch darauf beschränkt zu 
sein. Rechte in bezug auf Urheberrechte, Warenzeichen, 
Patente, gewerbliche Muster und Modelle, Know-how, 
Handelsnamen und Goodwill; 

e) gesetzlich oder durch öffentlich-rechtlichen Vertrag über¬ 
tragene Rechte sowie gemäß den Rechtsvorschriften aus¬ 
gestellte Lizenzen und Konzessionen einschließlich der 
Rechte zur Prospektion, Aufsuchung, Gewinnung oder 
Verwertung natürlicher Ressourcen und der Rechte zur 
Herstellung, zur Verwendung und zum Verkauf von 
Erzeugnissen; 

eine Änderung der Form, in der Vermögenswerte angelegt 
oder wiederangelegt werden, läßt ihre Eigenschaft als Kapital¬ 
anlage unberührt; 


The Federal Republic of Germany 
and 

the State of Kuwait 

(hereinafter referred to as the Contracting States), 

desiring to intensify economic co-operation between both 
States, 

intending to create favourable conditions for Investments by 
Investors of either State in the territory of the other State, 


recognizing that the encouragement and reciprocal protection of 
such Investments will be conducive to the Stimulation of business 
initiative and to the increase of the prosperity in both States, 


have agreed as follows: 

Article 1 
Definitions 

For the purposes of this Agreement 

(1) The term “investmenr shall mean every kind of asset owned 
or controlled by an Investor of a Contracting State and in- 
vested or channelied directly or indirectly in the territory of the 
other Contracting State in accordance with the legislation of 
that State, and shall include in particular: 

a) movable and immovable property as well as any other 
rights in rem such as mortgages, liens, pledges, usufruct 
and similar rights; 

b) Shares, Stocks and debentures of Companies or other 
rights or interests in such Companies, and Securities issued 
by a Contracting State or any of its Investors; 

c) Claims to money such as loar^ or to any performance 
having economic value associated with an Investment; 

d) intellectual and industrial property rights, including, but not 
limited to, rights with respect to Copyrights, trademarks, 
Patents, industrial designs, know-how, trade names and 
goodwilt; 

e) any right conferred by law or public contract and any 
iicences and permits issued pursuant to law, including 
rights to prospect, explore, extract, win or utitize natural 
resources, and rights to manufacture, use and seil Pro¬ 
ducts; 


any alteration of the form in which assets are invested or 
reinvested shall not affect their character as Investment. 
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2. bezeichnet der Begriff „Erträge** die Beträge, die auf eine 

Kapitalanlage anfallen, insbesondere, aber nicht ausschließ¬ 
lich, Gewinnanteile, Dividenden, Zinsen, Veräußerungsge¬ 
winne, Lizenz- Oder andere Entgelte sowie Sachleistungen; 

3. bezeichnet der Begriff „Investor“ 

a) in bezug auf die Burnfesrepublik Deutschland: 

i. Deutsche im Sinrte des Grurufgesetzes für die Btm- 
desrepublik Deutschland; 

ii. jede Juristische Person sowie jede Handelsgesell¬ 
schaft oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung 
mit oder ohne Rechtspersönlichkeit, die in Überein¬ 
stimmung mit den Rechtsvorschriften gegründet wur¬ 
de und ihren Sitz im deutschen Hoheitsgebiet hat, 
gleichviel, ob ihre Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist 
oder nicht; 

b) in bezug auf den Staat Kuwait: 

i. natürliche Personen, die in Übereinstimmung mit den 
Rechtsvorschriften des Staates Kuwait die kuweiti¬ 
sche Staatsangehörigkeit besitzen; 

ii. jede Unternehmung mit oder ohne Rechtspersön¬ 
lichkeit, die in Übereinstimmung mit den Re^tsvor- 
Schriften des Staates Kuwait gegründet wurde und 
ihren Sitz in Kuwait hat, wie gewerbliche Unterneh¬ 
men, Gertossenschaften, Personer»gesellschaften, 
Kapitalgesellschaften, Stiftungen. HarKielsunter- 
nehmen, Rrmen, Niederlassungen, Fonds. Organisa¬ 
tionen und Wktschaftsverbände sowie ähnliche Or¬ 
ganisationseinheiten, gleichviel ob ihre Haftung be¬ 
schränkt ist oder nicht; 

iil. die Regierur^g des Staates Kuwait, handelnd entwe¬ 
der unmittelbar oder mittelbar durch die Kuwait In¬ 
vestment Authohty (KIA) oder ihre Zweigstellen Im 
Ausland, sowie Entwicklungsfonds, Geschäftsstellen 
oder ähnliche staatliche Einrichtungen mit Sitz in 
Kuwait 

Artikel 2 

Förderung von Kapitalanlagen 

(1) Jeder Vertragsstaat wird in seinem Hoheitsgebiet Kapitalan¬ 
lagen von Investoren des anderen Vertragsstaats nach Ktöglich- 
keit fördern und diese Kapitalanlagen in Übereinstimmung mit 
seinen Rechtsvorschriften zulassen. Er wird Investoren des ande¬ 
ren Vertragsstaats und ihre Kapitalanlagen in jedem Falt gerecht 
und billig behandeln. 

(2) Ein Vertragsstaat wird die VenAraltung, die Verwendung, den 
Gebrauch oder die Nutzung der Kapltalan^gen von Investoren 
des anderen Vertragsstaats in seinem Hoheitsgebiet in keiner 
Weise durch willkürliche oder diskriminierefKle Maßnahmen be¬ 
einträchtigen. 

Artikel 3 

Inländerbehandlung und RlleistbegQnetlgung 

(1) Jeder Vertragsstaat behandeK Kapitalanlagen in seinem 
Hoheitsgebiet, die im Eigentum oder unter dem Einfluß von Inve¬ 
storen des anderen Vertragsstaats stehen, nicht weniger günstig 
als unter ähnlichen Umständen Kapitalanlagen der eigenen Inve¬ 
storen oder von Investoren dritter Staaten, je nachdem, welche 
Behandlung am günstigsten ist 

(2) Jeder Vertragsstaat behandelt Investoren des anderen Ver¬ 
tragsstaats hinsichtlich der Verwaltung, der VerwervJung, des 
Gebrauchs, der Nutzung oder der Veräußerung ihrer Kapitalan¬ 
lagen, des Geltendmachens von Rechten an den Kapitalanlagen, 
Transferteistungen, Entschädigung oder verwandter Tätigkeiten in 
seinem Hoheitsgebiet nicht weniger günstig als eigene Investoren 
octer Investoren dritter Staaten, je nachdem, welche Behandlung 
am günstigsten ist. 


(2) The term "retums” shall mean amounts yielded by an Invest¬ 
ment and in particular, though rK)t exclusively, shall include 
Profits, dividends, Interest, Capital gains, royaitles or any fees 
and payment in kind. 

(3) The term “Investor“ shaJI mean 

a) in respect of the Federal Republic of Germany: 

I. Germans within the meanir^g of the Basic Law of the 
Federal Republic of Germany; 

ii. any juridical person as well as any commercial or other 
Company or association with or without legal Personal¬ 
ity, established in aocordance with its laws, and having 
ite Seat in the German territory, irrespective of whether 
or not its activities are directed at profIt; 


b) in respect of the State of Kuwait: 

i. natural persons hoküng the nationality of the State of 
Kuwait in accordance with the laws of the State of 
Kuwait; 

K. any entity, with or without legal Personality, established 
In aocordance with the laws of the State of Kuwait, and 
having its seat in Kuwait, such as enterprises, 
cooperatives, partnerships, corporations, fdundatlons, 
Companies, firms, establishments, furxfe, organizations 
and business assodations or similar entities, irrespec¬ 
tive of whether their liabilities are limited or other- 
wise; 


iii. the Government of the State of Kuwait actkig elther 
directly or indirectly through the Kuwait Investment 
Authority (KIA) or Its Offices abroad, as well as develop¬ 
ment funds, agencies or other similar govemnient in- 
stitutions having their seats in Kuwait. 

Article 2 

Encouragement of Investments 

(1) Each Contracting State shall In its territory encourage as far 
as possible investments by Investors of the other Contracting 
State and admit such investments in accordance with its legisla- 
tk>n. It shall in any case accord irTvestors of the other Contracting 
State and their investments fair and equitable treatment 

(2) Neither Contracting State shall in any way impair by arbitrary 
or discriminatory measures the management, maintenance, use 
or enjoyment of investments in its territory of Investors of the other 
Contracting State. 

Aitlcle 3 

National Treatment and 
Most Favoured Nation Treatment 

(1) Each Contracting State shall aocord investments made In its 
territory owned or controlied by investors of the other Contracting 
State treatment not less favourable than that whtch it accords ln 
like situations to Investments of Hs own Investors or irwestors of 
any third State, whichever is the most favourable. 

(2) Each Contractlf>g State shall accord investors of the other 
Contracting State, as regards management maintenance, use, 
enjoyment, or disposal of their irwestments, means of asserting 
rights thereto, transfers, compensation, or any other associated 
activity therewHh in Hs territory treatment not less favourable than 
that which H accords to Hs own investors or to Investors of any third 
State, whichever is the most favourable. 
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(3) Diese Behandlung bezieht sich nicht auf Vorrechte, Vorteile 
oder Anreize, die ein Vertragsstaat den Investoren dritter Staaten 
wegen ihrer Mitgliedschaft in bestehenden oder vorläufigen 
Übereinkünften, die zu einer Zoll- oder Wirtschaftsunion, einem 
gemeinsamen Markt, einer Freihandelszone oder einer Wäh¬ 
rungsunion führen, oder einer ähnlichen internationalen Überein¬ 
kunft oder wegen ihrer Assoziierung damit einräumt. 

(4) Die in diesem Artikel gewährte Behandlung bezieht sich 
nicht auf Vergünstigungen, die ein Vertragsstaat den Investoren 
dritter Staaten aufgrund eines Abkommens zur Vermeidung von 
Doppelbesteuerung oder sonstiger Vereinbarungen über Steuer¬ 
fragen gewährt. 

Artikel 4 

Schutz von Kapitalanlagen 

(1) Kapitalanlagen von Investoren eines Vertragsstaats genie¬ 
ßen im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats vollen Schutz 
und volle Sicherheit. 

(2) Kapitalanlagen von Investoren eines Vertragsstaats dürfen 
von dem anderen Vertragsstaat nur zum allgemeinen Wohl dieses 
Staates und gegen umgehende, angemessene und gerechte Ent¬ 
schädigung enteignet oder verstaatlicht oder anderen Maßnah¬ 
men untenvorfen werden, die in ihren Auswirkungen einer Enteig¬ 
nung oder Verstaatlichung (im folgenden als „Enteignung* be¬ 
zeichnet) gleichkommen, unter der Bedingung, daß diese Maß¬ 
nahmen in nichtdiskriminierender Weise und in Übereinstimmung 
mit den allgemein gültigen innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
getroffen werden. 

(3) Die Entschädigung muß dem nach anerkannten Bewer¬ 
tungskriterien, wie unter anderem Kapitaleinsatz, Wiederbeschaf¬ 
fungswert, Wertsteigerung, laufende Erträge, Goodwill und ande¬ 
re maßgebliche Faktoren, bestimmten angemessenen Marktwert 
der Kapitalanlage unmittelbar vor oder zu dem Zeitpunkt entspre¬ 
chen, zu dem der Enteignungsbeschluß angekündigt oder öffent¬ 
lich bekannt wurde, je nachdem, welcher Zeitpunkt der frühere ist. 
Verzögert sich die Zahlung der Entschädigung, so muß diese 
Entschädigung in einer Höhe gezahlt werden, die den Investor 
nicht schlechter stellt, als wenn die Entschädigung unmittelbar 
zum Zeitpunkt der Enteignung gezahlt worden wäre. Zu diesem 
Zweck muß die Entschädigung zum geltenden bankmäßigen 
Zinssatz, jedoch keinesfalls unter dem geltenden LIBOR-Satz, 
vom Tag der Enteignung bis zum Tag der Zahlung verzinst wer¬ 
den. Die Höhe der Entschädigung wird, sofern der Investor und 
der Gaststaat kein Einvernehmen erzielt haben, auf Verlangen 
des Investors In einem Schiedsverfahren oder von örtlichen Ge¬ 
richten festgesetzt. Der schließlich festgesetzte Entschädigungs¬ 
betrag muß dem Investor umgehend in frei konvertierbarer Wäh¬ 
rung gezahlt werden und unverzüglich frei transferierbar sein. 

(4) Dieser Artikel gilt auch für laufende Erträge aus einer Kapi¬ 
talanlage und im Fall einer Liquidation für den Liquidationserlös. 

(5) Kapitalanlagen eines Vertragsstaats oder seiner Investoren 
werden weder unter Zwangsverwaltung gestellt noch beschlag¬ 
nahmt oder ähnlichen Maßnahmen unterworfen, es sei denn im 
Rahmen eines ordentlichen Gerichtsverfahrens. 

Artikel 5 

Entschädigung für Schäden oder Verluste 

(1) Investoren eines Vertragsstaats, die durch Krieg oder sonsti¬ 
ge bewaffnete Auseinandersetzungen, Staatsnotstand, Aufruhr, 
Aufstand, Unruhen oder ähnliche Ereignisse im Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats Verluste an Kapitalanlagen erleiden, wer¬ 
den von diesem Vertragsstaat hinsichtlich der Rückerstattungen, 
Abfindungen, Entschädigungen oder sonstigen Regelungen nicht 
weniger günstig behandelt als ihre eigenen Investoren oder Inve¬ 
storen dritter Staaten, je nachdem, welche Behandlung am gün¬ 
stigsten ist. Solche Zahlungen müssen unverzüglich frei transfe¬ 
rierbar sein. 


(3) Such treatment shall not relate to Privileges, benefits or 
Incentives which either Contracting State accords to Investors of 
third States on account of its membership of, or association with, 
any existing or interim agreements leading to a customs or eco¬ 
nomic Union, a common market or a free trade area. or a monetary 
Union or simiiar international agreement. 

(4) The treatment granted under this Article shall not relate to 
advantages which either Contracting State accords to Investors of 
third States by virtue of an agreement for the avoidance of double 
taxation or other agreements regarding matters of taxation. 


Article 4 

Protection of Investments 

<1) Investments by Investors of either Contracting State shall 
enjoy full protection and security in the territory of the other 
Contracting State. 

(2) Investments by Investors of either Contracting State shall not 
be expropriated, nationalized or subjected to any other measures 
having effects equivalent to expropriation or nationalization 
(hereinafter collectrvely referred to as "expropriation”) by the other 
Contracting State except for the public benefit of that State and 
against prompt, adequate and just compensation and on condition 
that such measures are taken on a non-discriminatory basis and in 
accordance with domestic laws of general apptication. 


(3) Such compensation shall be equivalent to the fair market- 
value of the Investment, as determined in accordance with recog- 
nized principles of valuation such as, interatia, the Capital Invested, 
repiacement vatue, appreciation, current retums, goodwill and 
other relevant factors, Immediately prior to or at the time when the 
decision for expropriation was announced or became publicly 
known, whichever is the eariier. In the event that the payment of 
compensation is delayed, such compensation shall be paid in an 
amount which would put the Investor in a Position not less favour- 
able than the Position in which he would have been had the 
compensation been patd immediately on the date of expropriation. 
To achieve this goal the compensation shall include Interest at the 
. prevailing commercial rate, however, in no event less than the 
current LIBOR-rate from the date of expropriation until the date of 
payment. The determination of the amount of compensation, in 
the absence of agreement being reached between the Investor 
and the host State, shall at the request of the Investor be referred 
to arbitration or local courts. The amount of compensation finally 
determined shall be promptly paid to the Investor in freely convert- 
Ible currencies and allowed to be freely transferred without de- 
lay. 

(4) The provisions of this Article shall also apply to the current 
returns from an Investment as well as, in the event of liquidation, to 
the proceeds from liquidation. 

(5) Investments of either Contracting State or any of Its In¬ 
vestors shall not be subjected to Sequestration, confiscation or 
any simiiar measures save with due process of law. 

Article 5 

Compensation for Damage or Löss 

(1) When Investments made by Investors of either Contracting 
State suffer losses owing to war, other armed conflict, a state of 
national emergency, revolt, Insurrection, riot or other simiiar 
events in the territory of the other Contracting State, they shall be 
accorded by the latter Contracting State treatment, as regards 
restitution, indemnification, compensation, or other Settlement, not 
less favourable than that which the latter Contracting State ac¬ 
cords to its own Investors or to Investors of any third State, 
whichever is the most favourable. Resulting payments shall be 
freely transferable without delay. 
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(2) Unbeschadet des At^tzes 1 erhalten Investoren eines 
Vertragsstaats, die bei einem der In jenem Absatz aufgefuhrten 
Ereignisse Schäden oder Verluste Im Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaats erleiden, die zurückzuführen sind auf 

a) Beschlagnahme ihres Eigentums durch die Streitkräfte oder 
Behörden des anderen Vertragsstaats, 

b) Zerstörung ihres Eigentums durch die Streitkräfte oder Behör< 
den des arxleren Vertragsstaats, die nicht bei Kampfhandlun¬ 
gen verursacht oder durch die Umstände erforderlich wurde, 

gerechte und angemessene Entschädigung für Schäden oder 
Verluste während der Zeit der Beschlagnahme oder aufgrund der 
Zerstörung ihres Eigentums. 

Artikel 6 
Freier Transfer 

(1) Jeder Vertragsstaat gewährleistet den Investoren des ande¬ 
ren Vertragsstaats den freien Transfer der im Zusammenhang mit 
einer Kapitalanlage stehenden Zahlungen, Insbesondere 

a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhattung 
oder Ausweitung der Kapitalanlage; 

b) der Erträge; 

c) zur Rückzahlung von Darlehen; 

d) der Lizenz- oder anderen Entgelte für die in Artikel 1 Num¬ 
mer 1 Buchstabe d aufgefuhrten Rechte; 

e) des Erlöses Im Fall vollständiger oder teilweiser Liquidation 
oder Veräu8erur>g der Kapitaianlage; 

f) der Einkünfte von Staatsangehörigen des anderen Vertrags¬ 
staats aus Arbeit und Dienstleistungen tm Zusammenhang mit 
einer Kapitalanlage In seinem Hoheitsgebiet; 

g) von Aufwendungen für die Verwaltung ur>d Venvendung der 
Kapitalanlage; 

h) der in den Artikeln 4 und 5 aufgeführten Entschädigungen; 

i) der In Artikel 7 aufgeführten Zahlungen. 

(2) Diese Transferierungen erfolgen unverzüglich zu dem je¬ 
weils gültigen Kurs, 

(3) Dieser Kurs muß dem Kreuzkurs (cross rate) entsprechen, 
der sich aus denjenigen Umrechnungskursen ergibt, die der Inter¬ 
nationale Währungsfonds zum Zeitpunkt der Zahlung Umrech¬ 
nungen der betreffenden Währung in Sonderziehungsrechte zu¬ 
grunde legen würde. 

Artikel 7 

Eintritt in Rechte 

Leistet ein Vertragsstaat seinen Investoren Zahlungen aufgrund 
einer Gewährleistung für eine Kapitalanlage oder einen Teil einer 
Kapitalanlage Im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats oder 
tritt er auf andere Weise in Rechte des Investors hinsichtlich 
solcher Kapitalanlagen ein, so erkennt der letztgenannte Ver¬ 
tragsstaat 

a) das Recht des anderen Vertragsstaats aufgrund dieses Ein¬ 
tritts, der kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts erfol¬ 
gen kann, sowie 

b) die Berechtigung des anderen Vertragsstaats, aufgrund des 
Eintritts diese Rechte in demselben Umfang auszuüben wie 
sein Rechtsvorgänger, an. 

Artikels 

Beilegung von Streitigkeiten 
zwischen einem Vertragsstaat und einem Investor 

(1) Investitionsstreitigkelten zwischen einem der Vertragsstaa¬ 
ten und einem Investor des anderen Vertragsstaats sollen, soweit 
möglich, zwischen den Streitpartelen gütlich beigelegt werden. 


(2) Without prejudice to paragraph (1) of this Article, Investors of 
one Contracting State who in any of the events referred to in that 
Paragraph suffer damage or loss In the territory of the other 
Contracting State resulting from: 

a) requisitioning of their property by its forces or authorities, 

b) destruction of their property by its forces or authorities which 
was not caused in combat action or was not required by the 
necessity of the Situation, 

shall be accorded just and adequate compensation for the dam¬ 
age or loss sustained during the perlod of requisitioning or as a 
resuft of the destruction of the property. 

Article 6 
Free Transfer 

(1) Each Contracting State shall guarantee to Investors of the 
other Contracting State the free transfer of payments in connec- 
tlon with an Investment, in particular. 

a) of the Principal and additional amounts to maintain or increase 
the Investment; 

b) of the retums; 

c) in repayment of loans; 

d) of royalties and fees for the rights referred to in Article 1 

(1) d); 

e) of the proceeds from the liquidation or the sale of the whole or 
any part of the Investment; 

f) of the eamings of nationals of the other Contracting State 
deriving from their work arKl Service in connectlon with an 
irrvestment In its territory; 

g) of amounts spent for the management and maintenance of the 
Investment; 

h) of compensations referred to in Articles 4 and 5; 

i) of payments referred to In Article 7, 

(2) These transfers shall be made without delay at the applic¬ 
able rate of exchange. 

(3) The rate of exchange shall correspond to the cross rate 
obtained from those rates which would be applied by the Interna¬ 
tional Monetary Fund on the date of payment for conversions of 
the currencies concemed into Special Drawing Rights. 

Article 7 
Subrogation 

If either Contracting State makes payment to any of its Investors 
under a guararrtee it has assumed in respect of an Investment or 
any part thereof in the territory of the other Contracting State or 
has otherwise become subrogated to any of the rights of such 
Investors with respect to such Investments, the latter Contracting 
State shall recognize: 

a) the right of the other Contracting State arising from such 
Subrogation, whether under law or pursuant to a legal trans- 
action. and 

b) that the other Contracting State is entitied by virtue of Subroga¬ 
tion to enforce such rights to the same extent as its predeces- 
sor in title. 

Article 8 

Settlement of Disputes 
between a Contracting State and an Investor 

(1) Any Investment dispute between a Contracting State and an 
Investor of the other Corrtractlng State should as far as possible be 
settied amicably between the parties in dispute. 
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(2) Kann eine Streitigkeit innerhalb einer Frist von sechs Mona¬ 
ten ab dem Zeitpunkt ihrer Geltendmachung durch eine der bei¬ 
den Streitparteien nicht beigeiegt werden, so wird sie auf Verlan¬ 
gen des Investors des anderen Vertragsstaats gemäß einer zuvor 
getroffenen Vereinbarung zwischen dem Vertragsstaat und dem 
Investor einem Vergleichs- oder Schiedsverfahren unterworfen. 
Sofern eine solche besondere Vereinbarung nicht getroffen 
wurde, ist die Streitigkeit auf Verlangen des Investors einem 
Vergleichs- oder Schiedsverfahren aufgrund des Übereinkom¬ 
mens vom 18. März 1965 zur Beilegung von Investitionsstreitig¬ 
keiten zwischen Staaten und Angehörigen anderer Staaten (Über¬ 
einkommen von 1965) zu unterwerfen, 

(3) Der Schiedsspruch Ist bindend und unterliegt keinen ande¬ 
ren als den in dem Übereinkommen von 1965 vorgesehenen 
Rechtsmitteln oder sonstigen Rechtsbehelfen. Er wird nach inner¬ 
staatlichem Recht vollstreckt. 

(4) Der an der Streitigkeit beteiligte Vertragsstaat wird während 
eines Schiedsverfahrens oder der Vollstreckung eines Schieds¬ 
spruchs nicht als Einwand geltend machen 

a) seine Immunität, 

b) daß der Investor des anderen Vertragsstaats eine Entschädi¬ 
gung für einen Teil des Schadens oder Verlustes oder den 
Qesamtschaden oder -vertust aus einer Versicherung erhalten 
hat. 

(5) Ist das Übereinkommen von 1965 nicht anwendbar, so ist 
die Investitionsstreitigkeit auf Verlangen des Investors einem von 
Fall zu Fall zu bildenden Schiedsgericht zur Beilegung zu unter¬ 
breiten. Das Schiedsgericht wird wie folgt gebildet: 

a) Das Schiedsgericht besteht aus drei Schiedsrichtern. Jeder 
Staat wählt einen Schiedsrichter aus. Beide Schiedsrichter 
einigen sich auf einen Staatsangehörigen eines dritten Staa¬ 
tes, der mit beiden Vertragsstaaten diplomatische Beziehun¬ 
gen unterhält, den sie zum Obmann bestellen. Die Schieds¬ 
richter sind innerhalb von zwei Monaten, nachdem eine der 
Streitpaiteien der anderen mitgeteilt hat. daß sie die Streitig¬ 
keit einem Schiedsgericht unterbreiten will, zu bestellen. Wer¬ 
den die Ernennungen nicht innerhalb der genannten Frist 
vorgenommen, so kann jede Streitpartei den Vorsitzenden der 
Schiedsstelle der Handelskammer Stockholm bitten, die erfor¬ 
derliche Ernennung innerhalb einer Frist von zwei Monaten 
vorzunehmen. 

b) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. Der 
Schiedsspruch ist endgültig und bindend für beide Streitpar¬ 
teien; er ist in Übereinstimmung mit dem innerstaatlichen 
Recht zu vollstrecken. 

c) Der Schiedsspruch ergeht in Übereinstimmung mit diesem 
Abkommen und den allgemeinen Regeln des Völkerrechts 
sowie dem innerstaatlichen Recht des betroffenen Vertrags¬ 
staats. 

d) Jede Streitpartei trägt die Kosten ihres Schiedsrichters sowie 
ihrer Vertretung in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht. Die 
Kosten des Obmanns sowie die sonstigen Kosten des Verfah¬ 
rens werden von den beiden Streitparteien zu gleichen Teilen 
getragen, sofern das Schiedsgericht nichts anderes be¬ 
schließt. 

(6) Ein Vertragsstaat gewährt keinen diplomatischen Schutz 
oder unternimmt keine völkerrechtlichen Schritte in bezug auf eine 
Streitigkeit, hinsichtlich deren einer seiner Investoren und der 
andere Vertragsstaat übereingekommen sind, sie einem Schieds¬ 
verfahren nach dem Übereinkommen von 1965 zu unterwerfen, 
oder die sie bereits einem solchen Verfahren unterworfen haben, 
es sei denn, der andere Vertragsstaat hat den in einer solchen 
Streitigkeit erlassenen Schiedsspruch nicht beachtet. 

(7) Diplomatischer Schutz im Sinne des Absatzes 6 umfaßt 
nicht informelle diplomatische Kontakte, die allein zu dem Zweck 
aufgenommen werden, die Beilegung der Streitigkeit zu erleich¬ 
tern. 


(2) If the dispute cannot be settled within six months of the dato 
when it has been raised by one of the parties to the dispute, it 
shall, at the request of the Investor of the other Contracting State, 
be submitted for conciliation or arbitration as the Contracting State 
and the Investor may have previously agreed. In the absence of 
such a special agreement, the dispute shall be submitted at the 
request of the Investor for conciliation or arbitration uixler the 
Convention of 18 March 1965 on the Settlement of Investment 
Disputes between States and Nationais of Other States (Conven¬ 
tion 1965). 


(3) The award shall be binding and shall not be subject to any 
appeal or remedy other than those provided for in the Convention 
1965. The award shall be enforced in accordance with domestic 
law. 

(4) Düring arbitration proceedings or the enforcement of an 
award, the Contracting State involved in the dispute shall not raise 
as a defense: 

a) its immunity, 

b) the objection that the Investor of the other Contracting State 
has received compensation under an Insurance contract in 
respect of all or pari of the damage or loss. 

(5) In case the Convention 1965 is rK>t applicable, then the 
Investment dispute shall at the request of the Investor be sub¬ 
mitted for Settlement by an ad hoc arbitral tribunal. Such arbitral 
tribunal shall be established as follows: 

a) The arbitral tribunal shall consist of three arbitrators. Each 
State shall select an arbitrator. These two arbitrators shall 
appoint by mutual agreement a Chairman who shall be a 
national of a third State which has diplomatic relations with 
both Contracting States. The arbitrators shall be appointed 
within two months from the date when one of the parties to the 
dispute informed the other of its intention to submit the dispute 
to arbitration. If the appointments are not made within the 
period mentioned above. either party may invite the Chairman 
of the Arbitral Institute of the Stockholm Chamber of Com¬ 
merce to make the required appointment within two months. 


b) The arbitral tribunal shall reach its decision by a majority of 
votes. Its award shall be final and binding on both parties to the 
dispute, and shall be enforced in accordance with domestic 
laws. 

c) The arbitral award shall be made in accordance with the 
provisions of this Agreement and the general rules of interna¬ 
tional law as well as the domestic laws of the Contracting State 
concemed. 

d) Each party to the dispute shall bear the cost of its arbitrator 
and of its counsei in the arbitral proceedings. The costs of the 
Chairman and the remaining costs of the proceedings shall be 
bome in equal parts by both parties to the dispute unless the 
tribunal decides otherwise. 

(6) No Contracting State shall give diplomatic protection, or 
bring an international Claim, in respect of a dispute which one of its 
Investors and the other Contracting State shall have consented to 
submit or shall have submiAed to arbitratton under the Convention 
1965, unless such other Contracting State shall have faiied to 
abide by and comply with the award rendered in such dispute. 


(7) Diplomatic protection, for the purposes of Paragraph (6), 
shall not include informal diplomatic exchanges for the sole pur- 
pose of facilitating a settlement of the dispute. 
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Artikel 9 

Beilegung von Streitigkeiten 
zwischen den Vertragsstaaten 

(1) Streitigkeiten zwischen den Vertragsstaaten über die Ausle- 
gung oder Anwendung dieses Abkommens werden, soweit mög¬ 
lich, durch freundschaftliche Konsultationen auf diplomatischem 
Weg zwischen den beiden Vertragsstaaten beigelegt. 

(2) Kann eine Streitigkeit innerhalb einer Frist von sechs Mona¬ 
ten nicht auf diese Weise beigelegt werden, so wird sie in Überein¬ 
stimmung mit diesem Artikel auf Verlangen eines der Vertrags¬ 
staaten einem von Fall zu Fall zu bildenden Schiedsgericht un¬ 
terbreitet. 

(3) Das Schiedsgericht wird wie folgt gebildet: Jeder Vertrags¬ 
staat bestellt ein Mitglied, und beide Mitglieder einigen sich auf 
den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann, der von den 
Regierungen der beiden Vertragsstaaten zu bestellen ist. Die 
Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten, der Obmann inner¬ 
halb von drei Monaten zu bestellen, nachdem der eine Vertrags¬ 
staat dem anderen mitgeteilt hat. daß er die Streitigkeit einem 
Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jeder Ver¬ 
tragsstaat den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs bit¬ 
ten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der 
Präsident die Staatsangehörigkeit eines der beiden Vertragsstaa¬ 
ten oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so wird der 
Vizepräsident gebeten, die Ernennungen vorzunehmen. Besitzt 
auch der Vizepräsident die Staatsangehörigkeit eines der beiden 
Vertragsstaaten oder ist auch er verhindert, so wird das im Rang 
nächstfolgende Mitglied des Gerichtshofs, das nicht die Staatsan¬ 
gehörigkeit eines der beiden Vertragsstaaten besitzt, gebeten, die 
Ernennungen vorzunehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. Sei¬ 
ne Entscheidung ist bindend. Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten 
seines Mitglieds sowie seiner Vertretung in dem Verfahren vor 
dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns sowie die sorvsti- 
gen Kosten werden von den beiden Vertragsstaaten zu gleichen 
Teilen getragen. Das Schiedsgericht kann eine andere Kostenre¬ 
gelung treffen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein Verfah¬ 
ren selbst. 

Artikel 10 

Beziehungen zwischen den Vertragsstaaten 

Dieses Abkommen gilt unabhängig davon, ob zwischen den 
beiden Vertragsstaaten diplomatische oder konsularische Bezie¬ 
hungen bestehen. 

Artikel 11 

Sonstige Vorschriften 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats 
oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, die neben diesem 
Abkommen zwischen den Vertragsstaaten bestehen oder in Zu¬ 
kunft begründet werden, eine allgemeine oder besondere Rege¬ 
lung, durch die den Kapitalanlagen der Investoren des anderen 
Vertragsstaats eine günstigere Behandlung als nach diesem Ab¬ 
kommen zu gewähren ist, so geht diese Regelung dem vorliegen¬ 
den Abkommen insoweit vor, als sie günstiger ist. 

(2) Jeder Vertragsstaat wird jede andere Verpflichtung einhal- 
ten, die er in bezug auf Kapitalanlagen von Investoren des ande¬ 
ren Vertragsstaats in seinem Hoheitsgebiet übernommen hat. 

Artikel 12 
Anwendung 

Dieses Abkommen gilt auch für Kapitalanlagen, die Investoren 
des einen Vertragsstaats schon vor Inkrafttreten des Abkommens 
im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats vorgenommen ha¬ 
ben und die in Übereinstimmung mit den entsprechenden Rechts¬ 
vorschriften des Jeweiligen Vertragsstaats zugelassen wurden. 


Article 9 

Settlement of Disputes 
between Contracting States 

(1) Any dispute between the Contracting States conceming the 
Interpretation or appllcation of this Agreement shall be settied as 
far as possible through friendly consultations by both Contracting 
States through diplomatic channeis. 

(2) If a dispute cannot thus be settied withln six months it shall, 
upon the request of either Contracting State, be submitted to an 
ad hoc arbitral tribunal in accordance with the provisions of this 
Article. 

(3) The arbitral tribunal shall be constituted as follows: each 
Contracting State shall appoint one member, and these two mem- 
bers shall agree upon a national of a third State as thelr chairman 
to be appointed by the govemments of the two Contracting States. 
Such members shall be appointed wrthin two months, and such 
Chairman within three months from the date on which either 
Contracting State has informed the other Contracting State that it 
intends to submit the dispute to an arbitral tribunal. 

(4) If the periods specified in paragraph 3 above have not been 
ob^nred, either Contracting State may, in the absence of any 
other anrangemem, Invite the President of the International Court 
of Justice to make the necessary appointments. If the President is 
a national of either Contracting State or tf he is otherwise pre- 
vented from discharging the sakf functlon, the Vice-President shall 
be invited to make the necessary appointments. If the Vice-Presi¬ 
dent is a national of either Ccmtracting State or If he, too, is 
prevented from discharging the said functlon, the member of the 
Court next in seniority who is not a national of either Contracting 
State shall be invited to make the necessary appointments. 

(5) The arbitral tribunal shall take Its dedsion by a majority of 
votes. Such decision shall be binding. Each Contracting State 
shall bear the cost of its member and of its representatives in the 
arbitral proceedings; the cost of the chairman arKl the remaining 
costs shall be bome in equal parts by the Contracting States. The 
arbitral tribunal may make a different ruling conceming costs. In all 
other respects, the arbitral tribunal shall determine its own 
pfx>cedure. 

Article 10 

Relations between Contracting States 

The provisions of this Agreement shall appty irrespective of the 
existence of diplomatic or consular relations between the Con¬ 
tracting States. 

Article 11 
Other Rules 

(1) If the legislatlon of either Contracting State or obtigations 
under international law existing at present or established hereafter 
between the Contracting States in addition to this Agreement 
contain a regutation, whether general or specific, entitling invest- 
ments by Investors of the other Contracting State to a treatment 
more favourable than Is provided for by this Agreement, such 
regutation shall to the extent that it is more favourable prevaü over 
this Agreement. 

(2) Each Contracting State shall observe any other Obligation it 
may have entered intowith regard to Investments in its territory by 
Investors of the other Contracting State. 

Article 12 
Application 

This Agreement shall also apply to Investments made prior to its 
entry into force by Investors of either Contracting State in the 
territory of the other Contracting State and accepted in accord¬ 
ance with the respective legislations of either Contracting State. 
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Artikel 13 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikations¬ 
urkunden werden in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach Austausch der 
Ratifikationsurkunden in Kraft. 

Artikel 14 

Geltungsdauer und Kündigung 

(1) Dieses Abkommen bleibt fünfzehn Jahre lang in Kraft; nach 
deren Ablauf verlängert sich die Geltungsdauer um jeweils weitere 
fünfzehn Jahre, sofern nicht einer der Vertragsstaaten das Ab¬ 
kommen spätestens ein Jahr vor Ablauf der jeweiligen Geltungs¬ 
dauer schriftlich kündigt. 

(2) Für Kapitalanlagen, die bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die 
Kündigung dieses Abkommens wirksam wird, vorgenommen wor¬ 
den sind, gelten seir>e Bestimmungen rKx;h weitere zwanzig Jahre 
vom Tag des Außerkrafttretens des Abkommens an. 


Geschehen zu Kuwait am Mittwoch, 18 Shawwal 1414 H. ent¬ 
sprechend dem 30. März 1994 tn zwei Urschriften, jede in deut¬ 
scher, arabischer und englischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
verbindlich ist. Bei untersdiiedlicher Auslegung des deutschen 
und des arabischen Wortlauts ist der englische Wortlaut maßge¬ 
bend. 


Article 13 
Entry Into Force 

(1) This Agreement shall be ratified; the Instruments of ratifica- 
tion shall be exchanged at Bonn. 

(2) This Agreement shall enter into force one month after the 
date of exchange of the Instruments of ratification. 

Article 14 

Duration and Termination 

(1) This Agreement shall remain in force for a period of (15) 
fifteen years and shall continue in force thereafter for the same 
period or periods of time unless, one year before the expiry of the 
initial or any subsequertt period, either Contracting State notifies 
the other Contracting State In writing of its Intention to termlnate 
the Agreement. 

(2) In respect of Investments made prior to the date when the 
notice of teimination of this Agreement becomes effective, the 
provisions of this Agreement shall continue to be effective for a 
further period of (20) twenty years from the date of termination of 
this Agreement. 


Done at Kuwait this Wednesday 18th day of Shawwal 1414 H. 
corresporxfir>g to 30th day of Match 1994, im duplicate in the 
German, Arabic and Engiish languages, all texts beir>g authentic. 
tn case of divergent Interpretation of the German and Arabic texts, 
the Engiish text shall prevail. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
For the Federal Republic of Germany 

Mutack 

Für den Staat Kuwait 
For the State of Kuwait 

Abdulmonsin Al-Hunalf 



174 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1997 Teil II Nr. 4, ausgegeben zu Bonn am 28. Januar 1997 


Protokoll 

Protocol 


Bei der Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Burxies- 
repubiik Deutschland und dem Staat Kuwait Ober die Förderung 
ufid den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen haben die 
Unterzeichneten Bevollmächtigten außerxfem folgende Bestim> 
mungen vereinbart« die als Bestandteile des Abkommens gel¬ 
ten: 

(1) Zu Artikel 1 

a) Erträge aus der Kapitalanlage genießen in jedem Fall den 
gleichen Schutz wie die ursprüngliche Kapitalanlage. 

b) Unbeschadet anderer Verfahren zur Feststellung der Staats- 
ar>gehöiigkeit gilt insbesondere als Staatsangehöriger eines 
Vertragsstaats jede Person, die einen von den zuständigen 
Behörden des betreffenden Vertragsstaats ausgestellten na¬ 
tionalen Reisepaß besitzt. 

(2) Zu Artikel 2 

a) Kapitalanlagen, die in Übereinstimmung mit den Rechtsvor¬ 
schriften eines Vertragsstaats in seinem Hoheitsgebiet von 
Investoren des anderen Vertragsstaats vorgefK>mmen worden 
sind« genießen den vollen Schutz des Abkommens. 

b) Die Vertragsstaaten werden im Rahmen ihrer innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften Anträge auf die Einreise und den Aufent¬ 
halt von Personen des einen Vertragsstaats« die im Zusam- 
menhar)g mit einer Kapitalanlage in das Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats einreisen wollen« wohtwotlend prüfen; 
das gleiche gilt für Arbeitnehmer des einen Vertragsstaats« die 
im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das Hoheitsge¬ 
biet des anderen Vertragsstaats einreisen und sich dort auf¬ 
hatten wollen, um eine Tätigkeit als Arbeitnehmer auszuOben. 
Auch Anträge auf Erteilung der Arbeitserlaubnis werden wohl- 
wollerKi geprüft. 

c) Das Abkommen gilt auch für die ausschließliche Wirtschafts¬ 
zone und den Festlandsocket« soweit das Völkerrecht dem 
jeweiligen Vertragsstaat die Ausübung von damit verbunde¬ 
nen souveränen Rechten oder Hoheitsbefugnissen erlaubt. 

(3) Zu Artikel 3 

a) Für die Zwecke des Abkommens umfaßt der Begriff „verwand¬ 
te Tätigkeiten”« ohne darauf beschränkt zu sein, die Organisa¬ 
tion« die Kontrolle und den Betrieb von gewerblichen Unter¬ 
nehmen sowie anderen juristischen Personen oder deren 
Zweiguntemehmen und die Verfügung darüber, die Aufnahme 
von Finanzmitteln sowie den Erwerb, die Emission uiKf den 
Verkauf von Anteilspapieren und anderen Wertpapieren. 

b) Ais eine „weniger günstige* Behandlung im Sinne des Arti¬ 
kels 3 Ist k^sbesondere anzusehen: die Einschrär>kung des 
Bezugs von Roh- und Hilfsstoffen. Energie und Brennstoffen 
sowie Produktior^ utkI Betriebsmitteln aller Art urxf der Be¬ 
schäftigung von Führungskräften« die Behinderung des Absat¬ 
zes von Erzeugnissen oder des Zugar>gs zu den Inlands- 
finanzmärkten sowie sonstige Maßr^ahmen mit ähnlicher 
Auswirkung. 

Maßnahmen, die aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung« der VdksgesurKfheit oder Sittlichkeit zu treffen sind, 
gelten nicht als „weniger günstige* Behancäung im Smne des 
Artikels 3. 


On signing the Agreement between the Federal Republic of 
Germany arid the State of Kuwait conoeming the Encouragement 
and ReciF>rocal Protection of Investments, the undersigned pleni- 
potentlaries have. in addition, agreed on the following provistons, 
which shall be regarded as an integral part of the said Agree¬ 
ment: 

(1) Ad Arttcie 1 

a) Returns from the irrvestment shall in any case enjoy the same 
protection as the original Investment 

b) Without prejudtce to any other method of determining rvation- 
ality, in particular any person in possesslon of a natkx^l 
passport issued by the competent authorities of the Contract¬ 
ing State concemed shall be deemed to be a nabonai of that 
State. 

(2) Ad Artlcle 2 

a) Investments made« in accordar>ce with the legislation of erther 
Contracting State« within the territory of that Contracting State 
by Investors of the other Contracting State shall enjoy the full 
protection of the Agreement. 

b) The Contracting States shall within the framework of their 
national legislation glve sympathetic consideration to applica- 
tions for the entry and sojoum of persons of erther Contracting 
State who wish to eirier the territory of the other Contracting 
State in conrvection with an Investment; the same shall apply to 
emptoyed persons of either Contracting State who in Connec¬ 
tion with an Investment wish to enter the territory of the other 
Contracting State and sojoum there to take up employment. 
Applications for work permits shall also be given sympathetic 
consideration. 

c) The Agreement shall also apply to the exclusive economic 
Zone arKi the Continental shelf irtsofar as international law 
permits the Contracting State corx^emed to exercise sovereign 
rights or Jurisdiction pertainirrg thereto. 

(3) Ad Artlcle 3 

a) For the purpose of this Agreement the term ”associated activi- 
ty” Shell indude, but not be limited to« the Organization, control, 
Operation and disposition of commerdal Companies as well as 
other jurkficat persons or brariches thereof, the borrowing of 
furKfs and the purchase, issue ar>d sale of equity shares and 
other Securities. 

b) The following shall« in particular. be deemed ”treatment less 
favourable” within the meaning of Artide 3: restricting the 
purchase of raw or auxitiary materials, of energy or fuel or of 
means of production or Operation of any kind or the employ¬ 
ment of managerial persormel« impeding the marketing of 
Products or the access to local financial markets, as well as 
any other measures having similar effects. 

Measures that have to be taken for reasons of public security 
arxi Order« public heatth or morality shall not be deemed 
”treatment less favourable* within the meaning of Artide 3. 
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c) Artikel 3 verpflichtet einen Vertragsstaat nicht, steuerliche 
Vergünstigungen, Befreiungen und Ermäßigungen, welche 
gemäß den Steuergesetzen nur den in seinem Hoheitsgebiet 
ansässigen Investoren gewährt werden, auf im Hoheitsgebiet 
des anderen Vertragsstaats ansässige Investoren auszudeh¬ 
nen. Das gilt auch für die Fälle, in denen ein Vertragsstaat 
besondere steuerliche Vergünstigungen und Befreiungen nur 
seinen eigenen Staatsangehörigen gewährt. 

(4) Zu Artikel 4 

a) Ein Anspruch auf Entschädigung in Übereinstimmung mit den 
Grundsätzen und Bestimmungen des Abkommens besteht 
auch dann, wenn durch staatliche Maßnahmen eines Ver¬ 
tragsstaats in ein Unternehmen, das Gegenstand der Kapital¬ 
anlage von Investoren des anderen Vertragsstaats Ist, einge¬ 
griffen und dadurch die Kapitalanlage in ihrer Substanz beein¬ 
trächtigt wird. 

b) Als „Enteignung“ werden auch andere Maßnahmen oder Ein¬ 
griffe eines Vertragsstaats angesehen, wie das Einfrieren oder 
Sperren von Vermögenswerten sowie sonstige vergleichbare 
Maßnahmen, wenn sie in ihren Auswirkungen einer Enteig¬ 
nung gleichkommen. 

(5) Zu Artikel 6 

Als „unverzüglich“ durchgeführt im Sinne des Artikels 6 gilt ein 
Transfer, der innerhalb einer Frist erfolgt, die normalerweise zur 
Beachtung der Transferförmlichkeiten erforderlich ist. Die Frist 
beginnt mit der Einreichung des entsprechenden Antrags und darf 
unter keinen Umständen zwei Monate überschreiten. 

(6) Zu Artikel 8 

Der Hinweis auf das Übereinkommen von 1965 in Artikel 8 Ab¬ 
satz 2 bedeutet, daß beide Vertragsstaaten einwilligen, Investi- 
tionsstreitigkeiten dem nach dem Übereinkommen von 1965 er¬ 
richteten Internationalen Zentrum zur Beilegung von Investitions¬ 
streitigkeiten zu unterbreiten. 

(7) Bei Beförderungen von Gütern und Personen, die im Zusam¬ 
menhang mit einer Kapitalanlage stehen, wird ein Vertragsstaat 
die Transportunternehmen des anderen Vertragsstaats weder 
ausschalten noch behindern und, soweit erforderlich, Genehmi¬ 
gungen zur Durchführung der Transporte erteilen. Hierunter fallen 
Beförderungen von 

a) Gütern, die unmittelbar für die Kapitalanlage im Sinne des 
Abkommens bestimmt sind oder die im Hoheitsgebiet eines 
Vertragsstaats oder eines dritten Staates von einem Unter¬ 
nehmen oder im Auftrag eines Unternehmens angeschafft 
werden, In dem Vermögenswerte im Sinne des Abkommens 
angelegt sind; 

b) Personen, die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage 
reisen. 


Geschehen zu Kuwait am Mittwoch, 18. Shawwal 1414 H. 
entsprechend dem 30. März 1994 in zwei Urschriften, jede in 
deutscher, arabischer und englischer Sprache, wobei jeder Wort¬ 
laut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher Auslegung des deut¬ 
schen und des arabischen Wortlauts ist der englische Wortlaut 
maßgebend. 


c) The provisions of Article 3 do not oblige a Contracting State to 
extend to Investors resident In the territory of the other Con¬ 
tracting State tax Privileges, tax exemptions and tax reductions 
which according to its tax laws are granted only to Investors 
resident in its territory. The same shati apply if and insofar a 
Contracting State gives special tax Privileges and tax exemp¬ 
tions only to Its own nationals. 


(4) Ad Article 4 

a) A daim to compensation in accordance with the principles and 
provisions of this Agreement shall also exist when, as a result 
of an Intervention by a Contracting State in any Company in 
which Investment is made by Investors of the other Contracting 
State, the Investment is impaired in substance. 


b) The term “expropriation” comprises also other measures or 
interventions by a Contracting State such as the freezing or 
blocking of assets or other comparabie measures, if the effect 
of the above-mentioned measures would be tantamount to 
expropriation. 

(5) Ad Article 6 

The term “without delay" within the meaning of Article 6 is deemed 
to be fulfilled if a transfer is made within such period as is normally 
required for the completion of transfer formalities. The said period 
shall commence on the day on which the relevant request has 
been submitted and on no account shall exceed two months. 

(6) Ad Article 8 

Reference to the Convention 1965 under paragraph (2) of Article 8 
shall be understood to mean that both Contracting States consent 
to submit Investment disputes to the International Centre for 
Settlement of Investment Disputes established by the Convention 
1965. 

(7) Whenever goods or persons connected with an Investment are 
to be transported, each Contracting State shall neither exciude nor 
hinder transport enterprises of the other Contracting State and 
shall issue permits as required to carry out such transport. This 
shall include the transport of: 

a) goods directly intended for an Investment within the meaning 
of the Agreement or acquired in the territory of either Contract¬ 
ing State or of any third State by or on behalf of an enterprise 
in which assets within the meaning of the Agreement are 
invested; 

b) persons travelling in connection with an Investment. 


Done at Kuwait this Wednesday 18th day of Shawwal 1414 H. 
corresponding to 30th day of March 1994, in dupllcate in the 
German, Arabic and Engtish tanguages, all texts being authentic. 
In case of divergent Interpretation of the German and Arabic texts, 
the English text shall prevail. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
For the Federal Republic of Germany 

Mulack 

Für den Staat Kuwait 
For the State of Kuwait 

Abduimonsin Al-Hunaif 
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Gesetz 

zu dem Vertrag vom 28. Februar 1992 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Litauen 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 

von Kapitalanlagen 


Vom 21. Januar 1997 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bonn am 28. Februar 1992 Unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Litauen über die Förderung und 
den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen sowie dem dazugehörigen ProtO’ 
koll und den Notenwechseln vom selben Tage wird zugestimmt. Der Vertrag, das 
Protokoll sowie die Notenwechsel werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 13 Abs. 2 und das 
Protokoll sowie der Notenwechsel in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt be¬ 
kanntzugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Berlin, den 21. Januar 1997 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Günter Rexrodt 

Der Bundesminister des Auswärtigen 

Kinkel 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Litauen 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 

von Kapitalanlagen 

Lietuvos Respublikos 
Ir Vokietijos Federacinös Respublikos 

Sutartis 

del kapitalo investicijg 
skatinimo ir jg abipuses apsaugos 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Litauen - 

In dem Wunsch, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
beiden Staaten zu vertiefen, 

in dem Bestreben, günstige Bedingungen für Kapitalanlagen 
von Staatsangehörigen oder Gesellschaften des einen Staates im 
Hoheitsgebiet des anderen Staates zu schaffen, 

in der Erkenntnis, daß eine Förderung und ein vertraglicher 
Schutz dieser Kapitalanlagen geeignet sind, die private wirtschaft¬ 
liche Initiative zu beleben und den Wohlstand beider Völker zu 
mehren - 

haben folgendes vereinbart: 


Artikel 1 

Für die Zwecke dieses Vertrags 

1. umfaßt der Begriff ^Kapitalanlagen" Vermögenswerte jeder 
Art, insbesondere 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen 
sowie sonstige dingliche Rechte wie Hypotheken und 
Pfandrechte: 

b) Anteilsrechte an Gesellschaften und andere Arten von 
Beteiligungen an Gesellschaften; 

c) Ansprüche auf Geld, das verwendet wurde, um einen 
wirtschaftlichen Wert zu schaffen, oder Ansprüche auf 
Leistungen, die einen wirtschaftlichen Wert haben; 

d) Rechte des geistigen Eigentums, wie insbesondere Urhe¬ 
berrechte, Patente, Gebrauchsmuster, gewerbliche Mu¬ 
ster und Modelle, Marken, Handelsnamen, Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse, technische Verfahren, Know-how 
und Goodwill; 

e) öffentlich-rechtliche Konzessionen einschließlich Aufsu- 
chungs- und Gewinnungskonzessionen; 

eine Änderung der Form, in der Vermögenswerte angelegt 
werden, läßt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage unberührt; 

2. bezeichnet der Begriff „Erträge* diejenigen Beträge, die auf 
eine Kapitalanlage für einen bestimmten Zeitraum anfallen, 
wie Gewinnanteile, DividerKlen, Zinsen, Lizenz- oder arKlere 
Entgelte; 

3. bezeichnet der Begriff „Staatsangehörige" 

a) in bezug auf die BurKfesrepublik Deutschland: 

Deutsche Im Sinne des Grundgesetzes für die Bundes¬ 
republik DeutschlarKi, 


Lietuvos Respubilka 
ir 

Vokietijos Federacinä Respublika, 

- ix>rädamo6 gilintt ekonominj abiejq äaliq bendradarbiavim^, 

- stekdamos sukurti palankias s^fygas vierx>s valstybäs pilie6q 
ar jmoniq k 2 iprta}o investicijoms kitos valstybäs teritorijoje. 


- pripaiindamos, kad äiq kapitalo investicijq skatlnimas ir 
sutartimis pagrjsta jq apsauga pagyvina privaöi^ iniciatyv^ 
ekonomikoje bei prisideda prie ablejq tautq geroväs, 

- susitaria: 


1 straipsnis 

Sioje sutartyje: 

1. S^voka „kapitalo investicijos" apima bet kurios rüäies turtines 
vertybes, ypaö; 

a) kilnojamojo ir nektlnojamo turto nuosavyb^, talp pat kitas 
turtines teises, tokias kaip ipotekos ir uistatai; 

b) jmonäs dalininko teises ir kitas datyvavimo jmonäje for- 
mas; 

c) pretenzijas j pinigus, kuriuos vartojant buvo sukurta ekono- 
minä vertä, arba pretenzijas j veikl^, tunnöi^ ekonominj 
vert^; 

d) teises j intelektualin^ nuosavyb^, ypaö autorin^ teis^, pa- 
tentus, iäradimus, pramoninius pavyzd^ius ir modelius, 
firminius ir prekiq ienklus, gamybos ir verslo paslaptis, 
techninlus metodus, Know-how ir Goodwill (ger^i vali^); 

e) teislnes koncesijas, jskaitant paieäkos ir gavybos koncesi- 
jas; 

Kapitalo investicijos turinys nepasikeiöia, pakeitus turto inve- 
stavimo formä. 

2. S^voka „pajamos* apibOdina sumas, kurios atitenka per tarn 
tikr^ laik^ investuotam kapitalui, pvz.: peino dalys, dividendai, 
procentai, atlyginimai pagal licencij^ ir kt. 

3. S^voka „pilietis" reiäkia: 

a) Lietuvos Respublikos aUh/ilgiu: 

asmenj, turintj Lietuvos Respublikos pilietyb^; 
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b) in bezug auf die Republik Litauen: 

natürliche Personen, die die litauische Staatsangehörigkeit 
besitzen: 

4, bezeichnet der Begriff .Gesellschaften” 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

Jede Juristische Person sowie Jede Handelsgesellschaft 
oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit oder ohne 
Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz im deutschen Hoheits* 
gebiet hat, gleichviel, ob ihre Tätigkeit auf Gewinn gerich¬ 
tet ist oder nicht, 

b) in bezug auf die Republik Litauen: 

Jedes Unternehmen mit oder ohne Rechtspersönlichkeit, 
das seinen Sitz im litautschen Moheitsgebiet hat, gleich¬ 
viel, ob seine Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist oder 
nicht. 


Artikel 2 

(1) Jede Vertragspartei wird ki ihrem Hoheitsgebiet Kapitalanla¬ 
gen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften der arxieren 
Vertragspartei nach Mögßchkelt fördern und diese Kapitalanlagen 
in Übereinstimmung mit ihren Rechtsvorschriften zulassen. Sie 
wird Kapitalanlagen in jedem Fall gerecht und billig behandeln. 

(2) Eine Vertragspartei wird die Verwaltur^g, die Verwendurig, 
den Gebrauch oder die Nutzung der Kapitalanlagen von Staatsan¬ 
gehörigen oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei In ih¬ 
rem Hoheitsgebiet in keiner Weise durch wiltkürtiche oder diskri¬ 
minierende Maßnahmen beeinträchtigen. 

Artikels 

(1) Jede Vertragspartei behandelt Kapitalanlagen in ihrem Ho¬ 
heitsgebiet, die im Eigentum oder unter dem Einfluß von Staats¬ 
angehörigen oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei 
stehen, nicht weniger günstig als Kapitalanlagen der eigenen 
Staatsangehörigen und Gesellschaften oder Kapitalanlagen von 
Staatsangehörigen und Gesellschaften dritter Staaten. 

(2) Jede Vertragspartei behandelt Staatsangehörige oder Ge¬ 
sellschaften der anderen Vertragspartei hinsichtlich ihrer Betäti¬ 
gung Im Zusammenhang mit Kapitalanlagen in ihrem Hoheitsge¬ 
biet nicht weniger günstig als ihre eigenen Staatsangehörigen und 
Gesellschaften oder Staatsangehörige und Gesellschaften dritter 
Staaten. 

(3) Diese Behandlung bezieht sich nicht auf Vorrechte, die eine 
Vertragspartei den Staatsangehörigen oder Gesellschaften dritter 
Staaten wegen ihrer Mitgliedschaft in einer Zoll- oder Wirt¬ 
schaftsunion, einem gemeinsamen Markt oder einer Freihandels¬ 
zone oder wegen Ihrer Assoziierung damit einräumt. 

(4) Die in diesem Artikel gewährte Behandlung bezieht sich 
nicht auf Vergünstigungen, die eine Vertragspartei den Staatsan¬ 
gehörigen oder Gesellschaften dritter Staaten aufgrund eines 
Doppelbesteuerungsabkommens oder sonstiger Vereinbarungen 
über Steuerfragen gewährt. 

Artikel 4 

(1) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
einer Vertragspartei genießen kn Hoheitsgebiet der anderen Ver¬ 
tragspartei vollen Schutz und volle Sicherheit 

(2) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
einer Vertragspartei dürfen kn Hoheitsgebiet der anderen Vertrags¬ 
partei nur zum allgemeinen WoN utkI gegen Entschädigung ent¬ 
eignet verstaatlicht oder anderen Maßnahmen unterworfen wer¬ 
den, die in kiren Auswrrki^igen einer Enteignung oder Verstaatli¬ 
chung gleichkommen. Die Entschädigung muß dem Wert der ent- 
eigneten KapHalanlage unmittett>ar vor dem Zeitpunkt entsprechen, 
in dem die tatsächliche oder drohende Enteignung, Verstaatfichung 
oder vergleichbare Maßnahme öffentlich bekannt wurde. Die Ent¬ 
schädigung muß unverzüglich geleistet werden und ist bis zum 


b) Vokietijos Federacinäs Respublikos ativilgiu: 

vokieöius pagal Vokietijos Federacinös Respublikos Kon- 
stitucij^ 

4. S^voka Jmonä” reiäkia: 

a) Üetuvos Respublikos atitvilgiu: 

kiekvien^ imong, turinöi^ juridinio asmens teises arba 
veikianöi^ kaip fizinis asmuo, kurios buveinä yra üetuvos 
Respublikos teritorijoje, nepriklausomai nuo to, ar Ji savo 
veikla slekia peino, ar ne; 

b) Vokietijos Federacinös Respublikos ativilgiu: 

kiekvienQ JuridinJ asmenj, kiekvien^ prekybos Jmon^ ar bet 
kurig bendrovg, arba susivienijim^ ^ek turintj Juridinio 
asmens teises, tiek ne, ir kuriq buveinö yra Vokietijos 
Federacinäs Respublikos teritorijoje, nepritousomal nuo 
to, ar jie savo veikla siekla peino, ar ne. 

2 straipsnis 

1. Kiekviena i$ Susrtarianöiqjq äafiq pagal iägales skatins savo 
teritor^pje kitos Busitarianöiostos äalies pilieöiq ar jmoniq kapl- 
tak) investavim^ ir leis kapital^ investuoti pagal savo äalies te^ 
nius normtnius aktus. Bet kuriuo atveju kapitalo krvesticijos bus 
traktupjamos tik teisingai ir jstatymiäkai. 

2. Kiekviena tä Susitarianöiqjq äaliq Jokiais büdais nediskrimi- 
mios savo teritorijpje esanötq kitos Susitarfanötosios äalies 
pilieöiq ar Jmoniq Ir savavaUäkai netrukdys jiems vakfyti kapitalo 
investicljas, naudoti ir disponuoti Jomis. 


3 straipsnis 

1. Kiekvfena iä Susitarianöiqjq äafiq savo teritorijpje kapitalo 
investier, priklausanöias kitos Susitarlanöios äalies püteöiams ar 
{monöms, arba Jq valdomas, traktuoja ne ma2iau palankiai negu 
savo vatstybös arba treöiq jq valstybiq pilieöiq ar ^rrKMiiq kapitalo 
investieijas. 

2. Kiekviena Susitarianöipji äalis savo teritorijpje u2tikrina kitos 
Susitarianöiosios äalies pilie^Hams ar imonäms ne ma2iau palan- 
kias veäcios, sus^usios $u kapitalo im^tavimu, s^tygas nel savo 
pilieöiams ar imonöms, arba treöqjq valstybiq piäeötams ir jmo- 
näms. 

3. Si nuostata netaikoma lengvatoms, kurias viena iä 
Susitarianöiqjqäaliq teikia treöiq jq valstybiq pilieöiams ar jmo- 
näms döl Jq narystäs arba dalyvavimo asodjuotqjq nariq teisö- 
mis muitq arba ekorKxninöje s^jungoje, beridrpjpje rinkoje arba 
laisvos prekybos zonpje. 

4. Sk) straipsnk} nuostatos netaikomos lengvatoms, kurias 
vtena iä Susitarianöiqjq äaliq teikia treöiq jq valstybiq pilieöiams 
ar (rrK)näms, remdamasi sutartimi däf dvigubo apnK>kestinimo ar 
kitq SU mokesöiais susijusiq susitarimq. 


4 straipsnis 

1. Kiekviena iä Susitarianöiqjq äaliq savo teritorijoje uitikrina 
gynim^ ir garantljas kitos Susrtarianöiosios äalies pilieöiq ar 
Jmonlq kapitaio investieijoms. 

2. Kiekvienos iä Susitarianöiqjq äaliq piHeöiq ar tmoniq kapita¬ 
lo investieijos kitos Susitarianöiostos äalies teritorypje galt büti 
konfiskupjamos, nacionalizuojainos arba joms taäcomoe kitos 
priemonös, prilygstanölos konfiskavtmui arba nacionatizavimui 
tik visuomenös labul ir tik atlygintinai. Kompensaeijos dydis tun 
atitikti konfiskuotq kapitalo investieijq vertg tuo momentu, kai buvo 
ofidaliai paskefbta apie faktiäk^ arba gresiantj konfiskavimf, na- 
cionarizavim^ arba Jiems prilygstanötas kitas priemones. Kompen- 
saeija turi büti sumokäta nedelsiant ir Jai bütina nustatyti jprastinp 
banko palükanq norm^ iki mokäjimo termino; turi büti suteikta 
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Zeitpunkt der Zahlung mit dem üblichen bankmäßigen Zinssatz zu 
verzinsen; sie muß tatsächlich verwertbar und frei trar^ferierbar 
sein. Spätestens Im Zeitpunkt der Enteignung, Verstaatlichung oder 
vergleichbaren Maßnahme muß In geeigneter Weise für die Fest¬ 
setzung und Leistung der Entschädigung Vorsorge getroffen sein. 
Die Rechtmäßigkeit der Enteignung, Verstaatlichung oder ver¬ 
gleichbaren Maßnahme und die Höhe der Entschädigung müssen 
in einem ordentlichen Rechtsverfahren nachgeprüft werden kön¬ 
nen. 

(3) Staatsangehörige oder Gesellschaften einer Vertragspartei, 
die durch Krieg oder sonstige bewaffrrete Auseinarxlersetzungen, 
Revolution, Staatsnotstand oder Aufruhr im Hoheitsgebiet der ande¬ 
ren Vertragspartei Verluste an Kapitalanlagen erleiden, werden von 
dieser Vertragspartei hinsichtlich der Rückerstattungen, Abfindun¬ 
gen, Entschädigungen oder sonstigen Gegenleistungen nicht weni¬ 
ger günstig behandelt als ihre eigenen Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften. Solche Zahlungen müssen frei transferierbar sein. 

(4) Hinsichtlich der in diesem Artikel geregelten Angelegenheiten 
genießen die Staatsangehörigen oder Gesellschaften einer Ver¬ 
tragspartei im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei Meist¬ 
begünstigung. 

Artikels 

Jede Vertragspartei gewährleistet den Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften der anderen Vertragspartei den freien Transfer der 
im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage stehenden Zahlungen, 
insbesondere 

a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhaltung 
oder Ausweitung der Kapitalanlage; 

b) der Erträge; 

c) zur Rückzahlung von Darlehen; 

d) des Erlöses im Fall vollständiger oder teilweiser Liquidation 
oder Veräußerung der Kapitalanlage; 

e) der In Artikel 4 vorgesehenen Entschädigungen. 

Artikel 6 

Leistet eine Vertragspartei ihren Staatsangehörigen oder Ge¬ 
sellschaften Zahlungen aufgrund einer Gewährleistung für eine 
Kapitalanlage im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei, so 
erkennt diese andere Vertragspartei, unbeschadet der Rechte der 
erstgenannten Vertragspartei aus Artikel 10, die Übertragung aller 
Rechte oder Ansprüche dieser Staatsangehörigen oder Gesell¬ 
schaften kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts auf die 
erstgenannte Vertragspartei an. Ferner erkennt die andere Ver¬ 
tragspartei den Eintritt der erstgenannten Vertragspartei in alle 
diese Rechte oder Ansprüche (übertrager\e Ansprüche) an, wel¬ 
che die erstgenannte Vertragspartei in demselben Umfang wie ihr 
Rechtsvorgänger auszuüben berechtigt Ist. Für den Transfer von 
Zahlungen aufgrund der übertragenen Ansprüche gelten Artikel 4 
Absätze 2 und 3 und Artikel 5 entsprechend. 

Artikel 7 

(1) Transferierungen nach Artikel 4 Absatz 2 oder 3, Artikel 5 
oder 6 erfolgen unverzüglich zu dem Jeweils gültigen Kurs. 

(2) Dieser Kurs muß dem Kreuzkurs (cross rate) entsprechen, 
der sich aus denjenigen Umrechnungskursen ergibt, die der Inter¬ 
nationale Währungsfonds zum Zeitpunkt der Zahlung Umrech¬ 
nungen der betreffenden Währungen in Sonderziehungsrechte 
zugrunde legen würde. 

Artikel 8 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, die neben diesem 
Vertrag zwischen den Vertragsparteien bestehen oder in Zukunft 
begründet werden, eine allgemeine oder besondere Regelung, 
durch die den Kapitalanlagen der Staatsangehörigen oder Gesell- 


galimybä äia suma faktiäkai disponuoti ir taisvai ]$ pervesti. Kon- 
fiskavimo, nacior^lizavimo arba kitos tolygios veiklos taikymo 
momentu turi büti tinkamu büdu iä ankslo pasirüpinta kompensacijq 
nustatymu ir sumokäjimu. Turi büti suteii^ galimybä teisine tvar- 
ka patikrinti konfiskavimo, nacionalizavimo ar tolygios veiklos 
telsätumä ir kompensacijos dydj. 


3. Jei vienos iä Susitarianöiosios äalies pilieöiai ar jmonäs döl 
karo ar kitq ginkluotq konfiiktq, revoliucijq, ypatingos vatstybinäs 
padäties arba suirutäs patiria kapitak» investtcijq nuostolius kitos 
Susltariar>öiosios äalies teritorijoje, tai pirmoji Susitarianöioji äalis 
däi 2alos atlyginimo, piniginiq kompensacijq, nuostoliq paden- 
gimo ir kitq kompensavimo büdq turi sutaukti ne maitesnio palan- 
kumo nei kitos Susitarianöiosios äalies pilieöiai ar jmonäs. Tokias 
jmokas turi büti galima laisvai pervesti. 

4. Siame straipsnyje nurodytais atvejais vienos Susitarianöio¬ 
sios Salles pilieöiai ar jmonäs naudojasi kitos Susitarianöios Saties 
teritorijoje did^ausio palankumo statusu. 


5 straipsnis 

Kiekviena Susitarianöioji Salis garantuoja kitos Susitarianöios 
Salles pilieöiams ar jmonäms galimyb^ laisvai pervesti mokä- 
jimus, susijusius su kapitalo investicijomis, ypaö: 

a) kapitalo ir papildomq sumq, skirtq kapitalo investicijq pasto- 
viai apimöiai iSlaikyti arba jai padidinti; 

b) pajamq; 

c) paskolq gr^zinimo; 

d) jplaukq, susidariusiq visiSkai ar iS dalies likvidavus kapitalo 
investicijas'arba jas pardavus; 

e) ketvirtajame straipsnyje numatytq kompensacijq. 

6 straipsnis 

Jeigu viena iS Susitarianöiqjq Saliq antrosios Susitarianöiosios 
Salles teritorijoje esantiems savo valstybäs pilieöiams arba jmo- 
näms iSmoka jos teritorijoje esanöiq kapitalo investicijq garantuo- 
jamas sumas, tai Si antroji Susitarianöioji Salis pripaijsta - nepa- 
2eisdama 10 straipsnyje numatytq pirmosios Salles teisiq, - kad 
visos Siq pilieöiq ar jmoniq teisäs ir pretenzijos perduodamos 
pagal jstatym^ arba remiantis teisiniu sandoriu pirmajai Susita- 
rianöiajai Saliai. Be to, kita Susitarianöioji Saiis taip pat pripaiista, 
kad pirmoji Susitarianöic^i Salis jgyja visas teises ir pretenzijas 
(perduotas pretenzijas), kuriomis gali disponuoti tokiu mastu, kaip 
ir pries tai buv^s savininkas. (mokq pervedimams, susijusiems su 
pretenzijq perdavimu, galioja atitinkamai 4 straipsnio 2 ir 3 dalys ir 
5 straipsnis. 


7 straipsnis 

1. LäSos pagal 4 straipsnio 2 ir 3 dalis, taip pat 5 ir 6 straipsnius 
pervedamos nedelsiant, remiantis tuo metu galiojanöiu valiutos 
kursu. 

2. Sis kursas turi atitikti kry^minj kursf (cross rate), gaut^ pagal 
perskaiöiavimo kursus, kuriais mokäjimo momentu remtqsi 
Tarptautinis valiutos fondas, perskaiöiuodamas atitinkamas valiu- 
tas pagal SDR (SPECIAL DRAWNING RIGHTS). 


8 straipsnis 

1. Jeigu iS vienos iS Susitarianöiqjq Saliq teisiniq nuostatq arba 
iS tarptautlnlq teisiniq jsipareigojimq, kuriuos yra prislämusios 
arba ateityje prisiims Susitariartöiosios Salys greta Sios Sutarties, 
iSplaukia bendra arba speciali nuostata, pagal kuri^ kitos Susita¬ 
rianöiosios Salles pilieöiq arba jmoniq investicijoms taikomos 
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schatten der anderen Vertragspartei eine günstigere Behandlung 
als nach diesem Vertrag zu gewahren ist, so get4 diese Regelung 
dem vorfiegerKfen Vertrag insoweit vor, als sie günstiger ist 

(2) Jede Vertragspartei wird jede andere Verpflichtur>g etnhal* 
ten, die sie in bezug auf KapHatanlagen von Staatsangehdrigen 
oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei in ihrem Hoheits¬ 
gebiet übernommen hat 

Artikel 9 

Dieser Vertrag gilt auch für Kapitalanlagen, die Staatsangehöri¬ 
ge oder Gesellschaften der einen Vertragspartei in Übereinstim¬ 
mung mit den Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei in 
deren Hoheitsgebiet nach dem 29. Dezember 1990 vorgenom¬ 
men haben. 

Artikel 10 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien 
über die Auslegung oder AnwerKfung dieses Vertrags sollen, 
soweit möglich, durch die Regierungen der beiden Vertragspar¬ 
teien beigelegt werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf diese Weise nicht 
beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden Ver¬ 
tragsparteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von FaD zu Fall gebildet, indem jede 
Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mit^ieder sich auf 
den Artgehörigen eines dritten Staates als Obmann einigen, der 
von den Regierungen der beiden Vertragsparteien zu bestellen 
ist. Die Mitglieder sirKf innerhalb von zwei Monaten, der Obmann 
innerhalb von drei Monaten zu bestellen, nachdem die eir» Ver¬ 
tragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsver¬ 
schiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarur>g jede Ver¬ 
tragspartei den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs bit¬ 
ten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der 
Präsent die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags¬ 
parteien oder ist er aus elftem anderen Grund verhirKlert, so soll 
der Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt auch der 
Vizepräsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags¬ 
parteien oder Ist auch er verhindeft, so soR das im Rang nächst¬ 
folgende Mitglied des Gerichtshofs, das nicht die Staatsangehö¬ 
rigkeit einer der beiden Vertragsparteien besitzt, die Emenrajngen 
vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit Sei¬ 
ne Entscheidungen sind bindervd. Jede Vertragspartei trägt die 
Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Vertretung in dem Verfahren 
vor dem ScNedsgericht; die Kosten des Obmanns sowie die 
sonstigen Kosten werden von den beiden Vertragsparteien zu 
gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht kann eine andere 
Kostenregeiung treffen. Im übngen regelt das Schiedsgericht sein 
Verfahren selbst. 

(6) Sind beide Vertragsparteien auch Vertragsstaaten des 
Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Beilegung von Investi¬ 
tionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen arKlerer 
Staaten, so kann mit Rücksicht auf die Regelur^g in Artikel 27 
Absatz 1 des Übereinkommens das vorstehend vorgesehene 
Schiedsgericht irtsowelt nicht angerufen werden, als zwischen 
den Staatsangehörigen oder der Gesellschaft einer Vertragspartei 
und der anderen Vertragspartei eine Vereirtbarung rtach Maßgabe 
des Artikels 25 des Übereinkommens zustande gekommen ist 
Die Möglichkeit, das vorstehend vorgeseherte Schiedsgericht kn 
Fall der Nichtbeachtung einer ErUscheidung des Schiedsgerichts 
des gertannten Übereinkommens (Artikel 27) oder im Falt der 
Übertragung kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts nach 
Artikel 6 dieses Vertrags anzurufen, bleibt unberührt. 

Artikel 11 

(1) Meinungsverschiedenheiten in bezug auf Kapitalanlagen 
zwischen einer der Vertragsparteien und einem Staatsangehöri- 


palankesnös s^lygos, negu kad yra numatyta äipje Sutartyje, tai 
tok» nuostata äios Sutarties atävilgiu gaUoja pirmumo teise tiek, 
kiek ji yra naudnigesnä. 

2. Kiekviena Susftarianötoji äalts laikysis visq kltq (sipareigojimi^ 
kuriuos ji prisrämä ryäium su kitos Susitarian^osios äalies pilleöiq 
ar bendroviq kapitalo investicijomls savo teritoiijpje. 


9 straipsnis 

Si sutartis taikoma kapitalui, kur| viefK)s SusAarianöiosios äalies 
piüeöiai ar imonäs, sudering su krios Susitarianöiosios äalies 
teisinömis normomis, investavo tos valstybös teritorijoje po 1990 
m. gruodZio 29 dienos. 


10 straipsnis 

1. Nesutarknus tarp Susitarianäqjq äaliq döl äios sutarties nuo- 
statq taikymo regufiupja, kiek jmanoma, abiejq SusHarianöiqjq äaliq 
vyrisKJsybös. 

2. Jeigu nesutaiimas r>eiäsprendi^iamas äiuo büdu, tai, viertai iä 
Susitarianöiqjq äaliq reikalaujant, gali büti kreiptasi { treöiqjq 
teism^. 

3. Treöiqjq teismas äiuo atveju sudaromas taip: kielcviena Susita- 
rianöoji äaBs paskiria savo atsto^ ir tie atskwai susitaria döl treöio- 
sios vaistybäs atstovo, kaip vyriausio arbitro, kur| skiria abiejqSusi- 
tarianäiq äaliq vyriausybäs. Kai viena Sustorianäioii äaKs prsraäa 
krtai, kad 6ä nesutarimo kreipiasi j treöiqjq letsmg, per du mänesius 
turi büti paskirti treöiqjq teismo naiiai, o per tris möneskjs - vyriausias 
arbftras. 

4. Jei nesilaikoma terminq, numatytq 3 dalyje, ir nära kito 
susitarimo, kiekviena Susrtarfar>öipfi äalis turi teisg kreiptis | Tarp- 
tautink) teismo rümq prezldentg praäydama ps^klrti reikiamus 
asmenis. Jeigu prezkfentas yra vienos iä Suskarianöiqjq äaliq 
pilietis arba däl kitq prieiasöiq negali atlikti äiq pareigq, äio darbo 
turi imtis viceprezidentas. Jeigu ir viceprezidentas yra vienos iä 
Susitarianöiqjq äaliq pilietis arba döl kitq prie2asöiq negali skirti 
äiq asmenq, äias pareigas atlieka äentesnio rango Teismo rümq 
narys, kuris nära r>ä vierK>s iä Susltariarvöiqjq äaßq pilietis. 


5. Treöiqjq teismas sprerKfimus priima balsq dauguma. Jo 
sprendtmai yra privalomL Kiekviena Susrtarianöioji äalis apmo- 
ka savo atstovo dalyvavimo treöiqjq teisme iälaidas; vyriausiojo 
arbitro dalyvavimo bei kitas iälaidas abi Susttarianöios äalys dalija- 
si po tygiai. Treöiqjq teismas turi teisg numatyti ir kitokj iälaidq 
pastdalijim^ Vtsais kitais klausimais treöiqjq teismas savo darbo 
procesq nustato pats. 

6. Kai abi Susitarianöios äalys yra pasiraälusios 1965 m. kovo 18 
d. konvenci]^ däi Irwesticiniq ginöq regufiavimo tarp valstybiq 
ir kitq valst^q pilieöiq, tai, atsi^elgiant j äk>8 konvencijos 
27 straipsnk) 1 daij, numatytas treöiqjq teismas gali büti nesu^- 
romas, jeigu äd to momento viem ar kitos SusHariarv 
6qjq äaliq pilieöiai arba jmonäs susitaria pagal konverx^ijos 25 
stiai^io rniostatas. Galirnybä suäaukti aukäötau mlnät^ treöiqjq 
teisTTte lieka nepakitusl tais atvejais, kai yra rtevykdomas minätos 
Konvertcijos (27 straipsrtis) treökijq teismo sprendlmas arba kai 
pagal äios Sutarties 6 straipsn( remiantis (statymu ar teisiniu sando- 
riu peiieid^iamos teisäs. 


11 straipsnis 

1. Nesutarimai däl kapitalo tevesticilq tarp vienos iä SusHarian- 
6qjq äaliq ir kitos Susitarianöiosios äalies pilieöio ar jmortes turi 
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gen oder einer Gesellschaft der anderen Vertragspartei sollen, 
soweit möglich, zwischen den Streitparteien gütlich beigelegt 
werden. 

(2) Kann die Meinungsverschiedenheit innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Geltendmachung durch 
eine der beiden Streitparteien nicht beigetegt werden, so wird sie 
auf Verlangen des Staatsangehörigen oder der Gesellschaft der 
anderen Vertragspartei einem Schiedsverfahren unterworfen. So¬ 
fern die Streitparteien keine abweichende Vereinbarung treffen, 
sind die Bestimmungen des Artikels 10 Absätze 3 bis 5 sinnge¬ 
mäß mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Bestellung der Mit¬ 
glieder des Schiedsgerichts nach Artikel 10 Absatz 3 durch die 
Streitparteien erfolgt und daß. soweit die in Artikel 10 Absatz 3 
genannten Fristen nicht eingehalten werden, jede Streitpartei 
mangels anderer Vereinbarungen den Präsidenten des Schieds¬ 
gerichtshofs der Internationalen Handelskammer in Paris bitten 
kann, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Der 
Schiedsspruch wird nach innerstaatlichem Recht vollstreckt. 

(3) Die an der Streitigkeit beteiligte Vertragspartei wird während 
eines Schiedsverfahrens oder der Vollstreckung eines Schieds¬ 
spruchs nicht als Einwand geltend machen, daß der Staatsange¬ 
hörige oder die Gesellschaft der anderen Vertragspartei eine 
Entschädigung für einen Teil des Schadens oder den Gesamt¬ 
schaden aus einer Versicherung erhalten hat. 

(4) Für den Fall, daß beide Vertragsparteien auch Vertragsstaa¬ 
ten des Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Beilegung von 
Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen an¬ 
derer Staaten geworden sind, werden Meinungsverschiedenhei¬ 
ten nach diesem Artikel zwischen den Streitparteien einem 
Schiedsverfahren im Rahmen des vorgenannten Übereinkom¬ 
mens unterworfen, es sei denn, die Streitparteien treffen eine 
abweichende Vereinbarung; jede Vertragspartei erklärt hiermit ihr 
Einverständnis zu einem solchen Verfahren. 

Artikel 12 

Dieser Vertrag gilt unabhängig davon, ob zwischen den beiden 
Vertragsparteien diplomatische oder konsularische Beziehungen 
bestehen. 

Artikel 13 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations¬ 
urkunden werden so bald wie möglich in Wilna ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der Ratifi¬ 
kationsurkunden in Kraft. Er bleibt fünfzehn Jahre lang in Kraft; 
nach deren Ablauf verlängert sich die Geltungsdauer auf unbe¬ 
grenzte Zeit, sofern nicht eine der beiden Vertragsparteien den 
Vertrag mit einer Frist von zwölf Monaten vor Ablauf schriftlich 
kündigt. Nach Ablauf von fünfzehn Jahren kann der Vertrag jeder¬ 
zeit mit einer Frist von zwölf Monaten gekündigt werden. 

(3) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkrafttre¬ 
tens dieses Vertrags vorgenommen worden sind, gelten die Arti¬ 
kel 1 bis 12 noch für weitere fünfzehn Jahre vom Tag des Außer¬ 
krafttretens des Vertrags an. 


Geschehen zu Bonn am 28. Februar 1992 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und litauischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


büti sprendziami, jeigu jmanoma, taikiai (be teismo). 


2. Jeigu nesutarimas nesureguliuojamas per 6 mönesius nuo 
tos dienos, kai apie jj pasketbä viena iä ginöo äaliq, tai, kitos 
Susitarianöiosios äalies pilleöiui arba jmonei reikalaujant, jis gali 
büti pateiktas treöiqjq teismui. Jeigu gir>Öo äalys nära susitarusios 
kitaip, tada taikomos 10 straipsnio 3-5 datys, su s^lyga, kad 
treöiqjq teismo narius skiria gir)bo äalys pagal 10 straipsnio 3 dalj. 
Kai nesilaikoma 10 straipsnio 3 dalyje nurodytq terminq, kiekvie- 
ginöo äalis, jeigu nesutariama kitaip, gali praäyti Tarptautiniq 
prekybos rümq Pary2iuje Treöiqjq teismo prezidentf skirti tarn 
reikaiingus pareigünus. Teismo sprendimas vykdomas, vadovau- 
Jantis Susitarianöiqjq äaiiqvidaus teise. 


3. Ginöe dalyvaujanti Susitarianöloji Salis teismo proceso ar 
teismo sprendimo v^dymo metu neprotestuoja, kad kitos Susita- 
rianöios äalies pilletis ar {monä gavo draudimo dalinf ar visä 
kompensacijä ui iai^. 


4.\leigu abi Susitarianöios äalys yra pasiraSiusios 1965 m. kovo 
18 d. konvenci]^ däl investiciniq girvöq reguliavimo tarp 
valstybiq ir kitq valstybiq pilieöiq, tai nesutarimai tarp ginöo 
öaliq pagal äj straipsnj perduodami treöiqjq teismui pagal nurodyt^ 
konvencl]^, nebent ginöo äalys susitaria kitaip; kiekviena Susitarian- 
öioji öaiis pareiäkia sutikim^ datyvauti tokiame procese. 


12 straipsnis 

Si sutartis galioja neatsi^elgiant [ tai, ar egzistuoja tarp Susita¬ 
rianöiqjq äaliq diplomatiniai arba konsuiiniai santykiai ar ne. 

13 straipsnis 

1. Si sutartis turi büti ratifikuota; ratifikavimo dokumentais pasi- 
keiöiama kuo greiöiau Vilniuje. 

2. Si sutartis jsigalioja, praöjus mänesiui po to, kai pasikeiöiama 
ratifikavimo dokumentais. Ji galioja 15 metq; praäjus Siam 
laikui, sutartis (ieka galioti neribotf laik^, jeigu kuri iS 
Susitarianöiqjq Saliq, likus 12 mänesiq iki jos galiojimo pabalgos, 
raStiSkai neprane^ apie sutarties nutraukim^. Praejus 
15 metq, sutartis gali büti nutraukta bet kada, praneSus apie tai 
prIeS 12 mäneslq. 

3. Kapitalui, investuotam iki §ios sutarties nutrauklmo momento, 
1-12 stralpsniai galioja dar 15 metq po sutarties nutrauklmo 
datos. 


PasiraSyta 1992 vasario 28 Bonoje Parengtl 2 originalai: vienas 
lietuviq, kitas - vokieöiq kalba, abu turi vienodä teisin^ gall^. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Vokietijos Federacinös Respublikos vardu 

Hans-Dietrich Genscher 

Für die Republik Litauen 
Lietuvos Respublikos vardu 

Vytenis AleSkaitis 
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Protokoll 

Protokolas 


Bel der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und der Republik Litauen über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen haben die 
Unterzeichneten Bevollmdchtigten außerdem folgende Bestim¬ 
mungen vereinbart, die als Bestandteile des Vertrags gelten: 

(1) Zu Artikel 1 

a) Erträge aus der Kapitalanlage und im Fall ihrer Wiederanlage 
auch deren Erträge genießen den gleichen Schutz wie die 
Kapitalanlage. 

b) Unbeschadet anderer Verfahren zur Feststellung der Staats¬ 
angehörigkeit gilt insbesondere als Staatsangehöriger einer 
Vertragspartei jede Person, die einen von den zuständigen 
Behörden der betreffenden Vertragspartei ausgestellten natio¬ 
nalen Paß besitzt. 

(2) Zu Artikel 2 

a) Kapitalanlagen, die In Obereinstimmurrg mit den Rechtsvor¬ 
schriften einer Vertragspartei in ihrem hlohertsgebiet von 
Staatsangehörigen oder Gesellschaften der anderen Ver¬ 
tragspartei vorgenommen sind, genießen den vollen Schutz 
des Vertrags. 

b) Der Vertrag gilt auch ln den Gebieten der ausschließlichen 
Wirtschaftszone und des Festlandsockels, soweit das Völker¬ 
recht der Jeweiligen Vertragspartei die Ausübung von souverä¬ 
nen Rechten oder Hoheitsbefugnissen in diesen Gebieten 
erlaubt. 

(3) Zu Artikels 

a) Als »Betätigung" im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 ist Insbe¬ 
sondere, aber nicht ausschließlich, die Verwaltung, die Ver- 
irvendung, der Gebrauch und die Nutzung einer Kapitalanlage 
anzusehen. Als eine »weniger günstige" Behandlung im Sinne 
des Artikels 3 ist Insbesondere anzusehen: die Einschränkung 
des Bezugs von Roh- und Hitfsstoffen, Energie und Brennstof¬ 
fen sowie Produktions- und Betriebsmitteln aller Art, die Behln- 
deaing des Absatzes von Erzeugnissen im In- und Ausland 
sowie sonstige Maßnahmen mit ähnlicher Auswirkung. Maß¬ 
nahmen, die aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung, der Volksgesundheit oder Sittlichkeit zu treffen sind, 
gelten nicht als »weniger günstige* Behandlung im Sinne des 
Artikels 3. 

b) Die Bestimmungen des Artikels 3 verpflichten eine Vertrags¬ 
partei nicht, steuerliche Vergünstigungen, Befreiungen und 
Ermäßigungen, welche gemäß den Steuergesetzen riur den in 
ihrem Hoheitsgbiet ansässigen natürlichen Personen und Ge- 
sellschaflen gewährt werden, auf im Hoheitsgebiet der ande¬ 
ren Vertragspartei ansässige natürliche Personen und Gesell¬ 
schaften auszudehnen. 

c) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer innerstaatli¬ 
chen Rechtsvorschriften Anträge auf die Einreise und den 
Aufenthalt von Personen der einen Vertragspartei, die im 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei einreisen wollen, wohlwollend 
prüfen; das gleiche gilt für Arbeitnehmer der einen Vertrags¬ 
partei, die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei einreisen und sich 
dort aufhalten wollen, um eine Tätigkeit als Arbeitnehmer 
auszuüben. Auch Anträge auf Erteilung der Arbeitsertaubnis 
werden wohlwollend geprüft. 


Pasiraäant Lietuvos Respubßkos ir Vokiet|o6 Federacinös Re- 
spubftkos sutart^ döf kapitalo ktvesticijq skatinimo Ir |q abipusös 
apsaugos, paslraSiusieji Igeliodeji asmenys susrtarä döl äiii 
papildomiinuostatij, kurios gafic^a karp sutarties sudedamosios 
dalys: 

(1) DäI 1 straipsnio 

a) Pajamoms, gautoms lä kapitalo investtdig, o Jg pakartotink) 
investavimo atveju - ir äioms paiamoms, taikomos tos paöios 
garantijos, kaip ir kapitalo Investicijoms. 

b) Kiekvienos tä Susitaiianöigjg äalki pHiedu laikomas asmuo, 
turintis atitinkamg Susitarianöiosios äakes 2inybg läduot^ na- 
cionaHnJ pas^, arba asmuo, kurio pitietybö gali böti nustatyta 
kitokiu büdu. 


(2) DäI 2 straipsnio 

a) Kapitalui, kurj yra Investav^ vienos iä Susitartanöigjg äaltg 
pilieöiai ar jmonös, pagal kitos Susrtarianöiosios Salies teisines 
nornias jos teritorijpje taikomos visos äios äaües sutarties 
garantijos. 

b) Si sutartis taikoma ir ypatingai ekonominei zonal bei kontinen- 
tinlam äetfui, jeigu tarptautinö teisö leidiia Susitarianöiajai 
äaliai realizuoti Siose teritorijose suverenias teises arba autö- 
Ciausioslos vakl2k)6 [galiojimus. 


(3) DäI 3 straipsnio 

a) Sk) 3 straipsnio 2 dalyje s^voka .veikla" reiäkia visg ptrma, bet 
ne Vien tik kapitalo kTvestic^g valdym^ rtaudojim^, dispor^- 
vim^. »Ma2esnls palankumas" pagal 3 straipsnj visg pirma 
suprantamas: 2ali£wg ir pagalblnig med2iagg, energijos ir 
degalg, taip pat visg rüälg produkcijos Ir gamy^nlg 
priemonig l^ijimo aprit^imas, trukdymai reaüzuoti produkd- 
jg Salyfe Ir uäsienyje bei l^os panaäaus poveikk) priemonös. 
Priemonäs, kurig imamasi slekiant u2tikrinti vfeä^j^ tvark^ ir 
saugum^, tautos sveikat^ tr dOfX)v^, rtelaikomos »maSesnIu 
palankumu", numatytu 3 straipsnyje. 


b) 3 straipsnio nuostatos neipareigpja vierK>3 Susitarianöiosios 
äalies kitos Susitarianöiosios Salles teiitorijoje gyvenantiems 
fiziniams asmenims ir Joje esanöioms Imonäms talkyti 
mokesölg fengvatas arba atleidlm^ nuo mokesöig pagal 
mokesöig jstatymus, galipjanölus tik savo vaistybös teritorijpje 
gyvenantiems fiziniams asmenims arba jcje esanöioms (mo- 
nöms. 

c) Susitarianöiosios äalys pagal jg vidaus teisines normas gera- 
rK)riäkai nagrinäja pateiktus pareläkimus döl Jvaiiavimo ir buvi- 
mo äafyje kitos Susitarianöiosios Salies pilieöig, kurig Jvaiiavi- 
mas I äios Salies teritorij^ susijgs su kapitalo Investicijomls; ta 
pati tvarka taikoma vienos Susitarianöiosios äalies darbuoto- 
jams, kurie nori jvaliuoti ir büti kitos Susitarianöiosios äalies 
teritorijoje, kad galötg dirbti darb^, susijusj su kapitalo inve- 
stavimu. Taip pat geranoriSkai nagrinöjami pareiäkimal döl 
leidimo dirbti. 
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(4) Zu Artikel 4 

Ein Anspruch auf Entschädigung besteht auch dann« wenn durch 
staatliche Maßnahmen in das Unternehmen, das Gegenstand der 
Kapitalanlage ist« eingegriffen und dadurch seine wirtschaftliche 
Substanz erheblich beeinträchtigt wird. 

(5) Zu Artikel 5 

Für die Anwendung von Artikel 5 durch die Republik Litauen wird 
folgendes vereinbart 

a) Während einer Übergangszeit von drei Jahren nach Inkrafttre¬ 
ten dieses Vertrags wird die Republik Litauen alle Anstrengun¬ 
gen unternehmen« die für den freien Transfer erforderlichen 
Devisen zur Verfügung zu stellen, insbesondere für den 
Transfer von Erträgen. Unabhängig davon sind Entschädigun¬ 
gen nach Artikel 4 dieses Vertrags frei transferierbar. 

b) Nach Ablauf der unter Buchstabe a genannten Übergangszeit 
gilt Artikel 5 uneingeschränkt. 

(6) Zu Artikel 7 

Als „unverzüglich" durchgeführt im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 
gilt ein Transfer, der innerhalb einer Frist erfolgt, die normalerwei¬ 
se zur Beachtung der Transferförmlichkeiten erforderlich ist. Die 
Frist beginnt mit der Einreichung eines vollständig gestellten und 
formgerechten Antrags und darf unter keinen UmstärKlen zwei 
Monate überschreiten. 

(7) Bei Beförderungen von Gütern und Personen, die im Zusam¬ 
menhang mit einer Kapitalanlage stehen, wird eine Vertragspartei 
die Transportunternehmen der anderen Vertragspartei weder aus¬ 
schalten noch behindern und, soweit erforderlich, Genehmigun¬ 
gen zur Durchführung der Transporte erteilen. 

Hierunter fallen Beförderungen von 

a) Gütern, die unmittelbar für die Kapitalanlage im Sinne des 
Vertrags bestimmt sind oder die im Hoheitsgebiet einer Ver¬ 
tragspartei oder eines dritten Staates von einem Unternehmen 
oder im Auftrag eines Unternehmens angeschafft werden, in 
dem Vermögenswerte im Sinne des Vertrags angelegt sind; 

b) Personen, die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage 
reisen. 


Geschehen zu Bonn am 2S. Februar 1992 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher urKi litauischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


(4) Däl 4 straipsnio 

Galima reikalauti attyginti nuostolius ir tuo atveju, jeigu valstybinö- 
mis priemonömis buvo kiäamasi I imonös veii^, kuri yra kapitale 
investieijq objektas, ir däi to padaiyta Zymiq ekonominiq 
nuostoliq. 

(5) DäI 5 straipsnio 

Susitarta däi 5 straipsnio taikymo Lietuvos Respublikpje: 

a) Trejq metq pereinamuoju laikotarpiu po äios sutarties isigalio- 
jimo Lietuvos Respublika stengsis sudaryti s^lygas valiutai 
iaisvai penresti, ypaö pajamoms pervesti. Kompensaeijos pa- 
gal äios sutarties 4 straipsnj turi büti iaisvai pervedamos. 


b) Paslbaigus a punkte nurodytam pereinamajam laikotarpiu!, 5 
straipsnis galioja be apribo]imi|. 

(6) DäI 7 straipsnio 

Pagal 7 straipsnio 1 dalj s^voka pervesti „nedeisianf suprantama, 
kad lääas p>ervesti bütina per tarn tikr^ terminfi, reikaling^ jpra- 
stiems fonmalumams atlikti. Sis terminas prasideda pateikus 
läsamq atitinkamos formos pareiäkim^ ir jokiu* bOdu negali 
viräyti 2 mänesiq laikotarpio. 

(7) Perveiant prekes ir vykstant asmenims, viena iä SusitarianÖiq jq 
äaliq netrukdys kitos SusitarianÖioslos äalies transporto jmonäms ir, 
jei reikia, duos leidimus perveilmams. 


Cla kalbama apie pervezimus: 

a) prekiq, tiesiogiai susijusiq su kapitale investieijomis, remiantis 
äia sutartimi, ar prekiy, kurias reikia jsigyti jmonäms arba 
jmoniq pavedimu vienos iä SusHarianöiqjq äaliq teritorijoje 
arba treöiojoje valstybäje. kuriose investuotas turtas; 

b) asmenq, vykstanöiq kapitale investieijq reikalais. 


Pasiraäyta 1992 vasario 28 Bonoje Paruoäti 2 originalai: vienas 
- lietuviq, kitas - vokieöiq kalba. abu turi vienod^ teisin^ gali^. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Vokietijos Federacinös Respublikos vardu 

Hans-Dietrich Genscher 

Für die Republik Litauen 
Lietuvos Respublikos vardu 

Vytenis Aleäkaitis 
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Sehr geehrter Herr Minister, Did^iai gerblamas pone Ministre, 

Ich beehre mich, unter Bezugnahme auf den heute unterzeich- remdamasis $iandien pasiraSyta Vokietijos Federacinös Respu- 
neten Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der biikos ir üetuvos Respubtikos sutartimi dei investicijit skatinlmo ir 
Republik Litauen Ober die Förderung und den gegenseitigen jy abipusös apsaugos, turiu garbös pareik^i, kad derybq metu 
Schutz von Kapitalanlagen zu bestätigen, daß während der Ver- buvo pasiektas toks papildomas susitahmas: 
handiungen zusätzlich Einvernehmen über folgendes erzielt 
wurde: 

Abweichend von der Bestimmung des Artikels 9 gilt der Vertrag Nepalsant 9 straipsnio nuostatq, sutartis taip pat gaiioja kapitale 
auch für Kapitalanlagen, die Staatsangehörige oder Gesellschaf- investieijoms, kurias vienos Susitarianöios äalies pilieöiai ir {mo- 

ten der einen Vertragspartei im Hoheitsgebiet der anderen Ver- nös padarä kitos Susitarianöios äalies teritorijoje iki 1990 metq 

tragspartei schon vor dem 29. Dezernber 1990 vorgenommen gruodlio 29 dienos, jei tos kaprtalo investieijos atitinka tos Suslta- 
haben, wenn diese Kapitalanlagen in Übereinstimmung mit 6er\ rianöiosios äalies teisines nuostatas. Tai retäkia ypaö, kad investi- 
Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei stehen. Dies bedeutet cljos turi büti jregistruotos Üetuvos Respublikoje. 
insbesondere, daß Investitionen in der Republik Litauen registriert 
sein müssen. 


Ich wäre Ihnen dankbar, wenn sie dieses Einvernehmen bestä¬ 
tigen würden. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Minister, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Vytenis Aleäkaitis 

Minister für Internationale Wirtschaftsbeziehungen 
Seiner Exzellenz 

dem Bundesminister des Auswärtigen 
Herrn Hans-Dietrich Genscher 

Bonn 


Der Bundesminister des Auswärtigen 

Bonn, den 28. Februar 1992 

Herr Minister, 

ich beehre mich, den Empfang der Note der Regierung der 
Republik Litauen vom 28. Februar 1992 mit folgendem Inhalt zu 
bestätigen: 

Ich beehre mich, unter Bezug auf den heute Unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Repu¬ 
blik Litauen über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalaurilagen zu bestätigen, daß während der Verhandlun¬ 
gen zusätzlich Einvernehmen über folgendes erzielt wurde: 

Abweichend von der Bestimmung des Artikels 9 gilt der Vertrag 
auch für Kapitalanlagen, die Staatsangehörige oder Gesellschaf¬ 
ten der einen Vertragspartei im Hoheitsgebiet der anderen Ver¬ 
tragspartei schon vor dem 29. Dezember 1990 vorgenommen 
haben, wenn diese Kapitalanlagen in Übereinstimmung mit den 
Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei stehen. 

Dies bedeutet insbesorKlere, daß Investitionen in der Republik 
Litauen registriert sein müssen. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie dieses Einvernehmen bestä¬ 
tigen würden. 

Genehmigen Sie, Herr Minister, die Versicherung meiner aus¬ 
gezeichneten Hochachtung. 

Hans-Dietrich Genscher 


Büöiau däkingas, jei Jüs patvirtintumöte äj susitarim^. 

Leiskite, didiiai gerbiamas pone Ministre, u2tikrintl Jus kuo 
giliausia savo pagarba. 

Vytenis Aleäkaitis 

Tarptautiniy ekonomintq santykiq Ministras 
Jo Ekselencijai 

Vokietijos Federacinäs Respublikos Uäsienio relkalq Ministrui 
ponui Hans-Dietrich Genscher 

Bonn 


(Höflichkeitsöbersetzung) 

Vokietijos Federacinäs Republikos Uäslenio Reikal (4 Ministras 

Bona, 1992 m. vasario 28 d. 

Pone Ministre, 

Aä turiu garbös patvirtinti, jog gavau 1992 metq vasario 28 
dienos üetuvos Respublikos Vyriausybös tokio turinio not^: 

Remdamasis äiandien pasiraäyta Vokietijos Federaclnös Res¬ 
publikos ir üetuvos Respublikos sutartimi ctöl investiciji^ skatinimo 
ir jq abipusäs apsaugos. turiu garbäs pareikäti, kad ^rybq metu 
buvo pasiektas toks papildomas susitarimas: 

Nepaisant 9 straipsnio nuostatq. sutartis taip pat gaiioja kapita- 
lo investieijoms, kurias vienos susitarianöios äalies pilieöiai ir 
|monäs padarä kitos susitarianöiosios äalies teritorijoje iki 1990 
metq gruodiio 29 dienos, jei tos kapitato investieijos atitinka tos 
susitarianöiosios äalies teisir^es nuostatas. 

Tai reiäkia ypaö, kad investieijos turi büti tregistruotos Üetuvos 
Respublikoje. 

Büöiau dökingas, jei Jüs patvirtintumäte ä[ susitarimq. 

Leiskite, didiiai gerbiamas pone Ministre, uitikrinti jus kuo gifiau- 
sia savo pagarba. 


An den 

Minister für Internationale Wirtschaftsbeziehungen Tarptautiniq Ekonominiq Ryäli^ Ministrui 

der Republik Litauen 

Herrn Vytenis Aleäkaitis ponui Vyteniui Aleäkaiöiui 
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Sehr geehrter Herr Minister, 

aus Anlaß der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der 
Republik Litauen und der Bundesrepublik Deutschland über die 
Förderung urKi den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
beehre ich mich, Ihnen folgendes mitzuteilen: 

Die Regierung der Republik Litauen wird nach Kenntnisnahme 
davon, daß die zuständigen Stellen der Bundesrepublik Deutsch- 
larKf Maßnahmen zur Förderung von Kapttalanlagen deutscher 
Investoren in Litauen schon vor dem Inkrafttreten des Vertrags 
gewähren können, den Vertrag vom Tag der Unterzeichnung an 
vorläufig anwenden. Diese Erklärung wird in der Erwartung ab¬ 
gegeben, daß die Regierung der Bundesrepublik Deutschland die 
Übernahme von Garantien fOr Kapitalanlagen in Litauen schon vor 
dem Inkrafttreten des Vertrags erwägt. 

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck meiner ausgezeich¬ 
neten Hochachtung. 

Vytenis Aleäkaitis 

Minister für Internationale Wirtschaftsbeziehungen 
Seiner Exzellenz 

dem Bundesminister des Auswärtigen 
Heim Hans-Dietrich Genscher 

Bonn 


Did^iai gerbiamas pone Ministre, 

sutarties pasiraäymo tarp Lietuvos Respublikos ir Vokietijos 
Federacinäs Respublikos däi kapitato investicijg skatinimo ir jq 
abipusäs apsaugos proga, turlu garbäs praneäti Jums ätai k^ 

Lietuvos Respublikos Vyiiausybä, susipa2inusi su tuo, kad kom- 
petentingos Vokietijos Federacinös Respublikos jstaigos galt ga- 
rantuotl priemones vokieöiq kapitalo investicijoms Lietuvoje ska- 
tinti jau prieä sutarties jslgaliojim^ laikinai taikys sutartj nuo pasi- 
dierK>8. Sis pareiäklmas daromas tikintis, kad Vokietijos 
Federacinäs Respublikos Vyriausybä apsvarstys kapitalo investi- 
cijq Lietuvoje garantijq perämim^ dar piieä isigaliojant sutaröiai. 


Leiskfte, Jüsq Ekselencija, pareikSti mano didziausi^ pagarb^. 
Vytenis Aleäkaitis 

Tarptautiniq ekonominiq santyki^ ministras 
Jo Ekselencija! 

Vokietijos Federacinäs Respublikos USsienk) reikalq Ministrul 
ponui Hans-Dietrich Genscher 

Bonn 


Der Bundesminister des Auswärtigen 

Bonn, 28. Februar 1992 


Herr Minister, 

ich beehre mich, den Empfang der Note der Regierung der 
Republik Litauen vom 28. F^xuar 1992 mit folgendem Inhalt zu 
bestätigen: 

Aus Anlaß der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der 
Republik Litauen und der Bundesrepublik Deutschland über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
beehre ich mich, Ihnen folgendes mitzuteilen: 

Die Regierung der Republik Litauen wird nach Kenntnisnahme 
davon, daß die zuständigen Stellen der Bundesrepublik Deutsch- 
larKj Maßnahmen zur Förderung von Kapitalanlagen deutscher 
Investoren in Litauen schon vor dem Inkrafttreten des Vertrags 
gewähren können, den Vertrag vom Tag der Unterzeichnung an 
vorläufig anwefYden. Diese Erklärurvg wird in der Erwartung ge¬ 
geben, daß die Regierung der Bundesrepublik Deutschland die 
Übernahme von Garantien für Kapitalanlagen in Litauen schon vor 
dem Inkrafttreten des Vertrags gewährt. 

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck meiner ausge¬ 
zeichneten Hochachtung. 

Hans-Dietrich Genscher 
An den 

Minister für Internationale Wirtschaftsbeziehungen 
der Republik Litauen 
Herrn Vytenis Aleäkaitis 
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Gesetz 

zu dem Vertrag vom 21. Januar 1994 
zwischen der Bundesrepublik Deutschiand 
und der Republik Namibia 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 

von Kapitalanlagen 


Vom 21. Januar 1997 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem In Windhuk am 21. Januar 1994 Unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Namibia über die Förderung ur)d 
den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen und dem dazugehörigen Protokoll 
vom selben Tage sowie den Notenvirechseln vom 21. Januar 1994 und 3. Mal 
1994 wird zugestimmt. Der Vertrag, das Protokoll und die Notenwechsel vom 
21. Januar 1994 und 3. Mal 1994 werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner VerkurKtung In Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 13 Abs. 2 , das Protokoll 
und der Notenwechsel in Kraft treten, Ist im Bundesgesetzblatt bekanntzu¬ 
geben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Berlin, den 21. Januar 1997 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Günter Rexrodt 

Der Bundesminister des Auswärtigen 

Kinkel 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Namibia 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

Treaty 

between the Federal Republic of Germany 
and the Republic of Namibia 

concerning the Encouragement and Reciprocal Protection of Investments 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Namibia - 

in den Wunsch, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
beiden Staaten zu vertiefen, 

in dem Bestreben, günstige Bedingungen für Kapitalanlagen 
von Staatsangehörigen oder Gesellschaften des einen Staates im 
Hoheitsgebiet des arKleren Staates zu schaffen, 

in der Erkenntnis, daß eine Förderung und ein vertraglicher 
Schutz dieser Kapitalanlagen geeignet sind, die private Wirtschaft- 
liehe Initiative zu beleben und den Wohlstand beider Völker zu 
mehren - 

haben folgendes vereinbart; 

Artikel 1 

Für die Zwecke dieses Vertrags 

1. umfaßt der Begriff „Kapitalanlagen** Vermögenswerte jeder 
Art, insbesondere 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen 
sowie sonstige dingliche Rechte wie Hypotheken und 
Pfandrechte; 

b) Anteilsrechte an Gesellschaften und aridere Arten von 
Beteiligungen an Gesellschaften; 

c) Ansprüche auf Geld, das verwendet wurde, um einen 
wirtschaftlichen Wert zu schaffen, oder Ansprüche auf 
Leistungen, die einen wirtschaftlichen Wert haben; 

d) Rechte des geistigen Eigentums, wie insbesondere Ur¬ 
heberrechte, Patente, Gebrauchsmuster, gewerbliche 
Muster und Modelle, Marken, Handelsnamen, Betriebs¬ 
und Geschäftsgeheimnisse, technische Verfahren, Know- 
how und Goodwill; 

e) öffentlich-rechtliche Konzessionen einschließlich Aufsu- 
chungs- und Gewinnungskonzessionen; 

eine Änderung der Form, in der Vermögenswerte angelegt 
werden, läßt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage unberührt; 

2. bezeichnet der Begriff „Erträge“ diejenigen Beträge, die auf 
eine Kapitalanlage für einen bestimmten Zeitraum anfallen, 
wie Gewinnanteile, Dividenden, Zinsen, Lizenz- oder aridere 
Entgelte; 

3. bezeichnet der Begriff „Staatsangehörige** 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

Deutsche im Sinne des Grundgesetzes für die Bundes¬ 
republik Deutschland, 


The Federal Republic of Germany 
and 

the Republic of Namibia, 

desiiing to intensify economic co-operation between both 
States, 

intending to create favourable conditions for Investments by 
nationale and Companies of either State in the territory of the other 
State, 

recognizing that the encouragement and contractual protection 
of such Investments are apt to stimulate private business initiative 
and to increase the prosperity of both nations. 


have agreed as follows: 

Article 1 

For the purposes of this Treaty 

1. the term "investments" comprises every kind of asset. In parti- 
culan 

(a) movable and immovable property as well as any other 
rights in rem, such as mortgages, iiens and pledges; 

(b) Shares of Companies and other kinds of Interest in Com¬ 
panies; 

(c) Claims to money which has been used to create an econo¬ 
mic value or Claims to any performance having an econo¬ 
mic value; 

(d) intellectual property rights, in particular Copyrights, Pa¬ 
tents, utility-model patents, registered designs, trade- 
marks, trade-names, trade and business secrets, technical 
processes, know-how, and good will; 

(e) business ooncessions under public law, including conces- 
sions to search for, extract and exploit natural resources; 

any alteration of the form in which assets are invested shall not 
affect their Classification as Investment; 

2. the term “retums" means the amounts yielded by an Invest¬ 
ment for a definite period, such as profit, dtvidends, interest, 
royalties or fees; 

3. the term “nationale" means 

(a) in respect of the Federal Republic of Germany: 

Germans within the meaning of the Basic Law of the 
Federal Republic of Germany, 
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b) in bezug auf die Republik Namibia: 

Personen, die aufgrund der Verfassung der Republik 
Namibia Staatsbürger Namibias sind; 

4. bezeichnet der Begriff „Gesellschaften“ 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

Jede Juristische Person sowie jede Handelsgesellschaft 
oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit oder ohne 
Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz Im deutschen Hoheits^ 
gebiet hat, gleichviel, ob ihre Tätigkeit auf Gewinn gerich¬ 
tet ist oder nicht, 

b) in bezug auf die Republik Namibia: 

nach gültigem namibischem Recht gegründete Kapitalge¬ 
sellschaften, Firmen und Vereinigungen, die unter wirt¬ 
schaftlicher Kontrolle von namibischen Staatsangehörigen 
stehen und die ihren Geschäftssitz in der Republik Nami¬ 
bia haben. 

Artikel 2 

(1) Jede Vertragspartei wird in ihrem Hoheitsgebiet Kapitalanla¬ 
gen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften der anderen 
Vertragspartei nach Möglichkeit fördern und diese Kapitalanlagen 
in Übereinstimmung mit ihren Rechtsvorschriften zuiasssen. Sie 
wird Kapitalanlagen in jedem Fall gerecht und billig behandeln. 

(2) Eine Vertragspartei wird die Verwaltung, die VerwerKiung, 
den Gebrauch oder die Nutzung der Kapitalanlagen von Staatsan¬ 
gehörigen oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei in ih¬ 
rem Hoheitsgebiet in keiner Weise durch willkürliche oder diskri¬ 
minierende MalBnahmen beeinträchtigen. 

Artikel 3 

(1) Jede Vertragspartei behandelt Kapitalanlagen in ihrem Ho¬ 
heitsgebiet, die im Eigentum oder unter dem Einfluß von Staats¬ 
angehörigen oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei 
stehen, nicht weniger günstig als Kapitalanlagen der eigenen 
Staatsangehörigen und Gesellschaften oder Kapitalanlagen von 
Staatsangehörigen und Gesellschaften dritter Staaten. 

(2) Jede Vertragspartei behandelt Staatsangehörige oder Ge¬ 
sellschaften der anderen Vertragspartei hinsichtlich ihrer Betäti¬ 
gung im Zusammenhang mit Kapitalanlagen in ihrem Hoheitsge¬ 
biet nicht weniger günstig als ihre eigenen Staatsangehörigen und 
Gesellschaften oder Staatsangehörige und Gesellschaften dritter 
Staaten. 

(3) Diese Behandlung bezieht sich nicht auf Vorrechte, die eine 
Vertragspartei den Staatsangehörigen oder Gesellschaften dritter 
Staaten wegen ihrer Mitgliedschaft in einer Zoll- oder Wirt¬ 
schaftsunion, einem gemeinsamen Markt oder einer Freihandels¬ 
zone oder wegen ihrer Assoziierung damit einräumt. 

(4) Die in diesem Artikel gewährte Behandlung bezieht sich 
nicht auf Vergünstigungen, die eine Vertragspartei den Staatsan¬ 
gehörigen oder Gesellschaften dritter Staaten aufgrurKi eines 
Doppelbesteuerungsabkommens oder sonstiger Vereinbarungen 
über Steuerfragen gewährt. 

Artikel 4 

(1) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
einer Vertragspartei genießen im Hoheitsgebiet der anderen Ver¬ 
tragspartei vollen Schutz und volle Sicherheit. 

(2) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
einer Vertragspartei dürfen im Hoheitsgebiet der anderen Vertrags¬ 
partei nur zum allgemeinen Wohl und gegen Entschädigung ent¬ 
eignet, verstaatlicht oder anderen Maßnahmen unterworfen wer¬ 
den, die in ihren Auswirkungen einer Enteignung oder Verstaatli¬ 
chung gleichkommen. Die Entschädigung muß dem Wert der 
enteigneten Kapitalanlage unmittelbar vor dem Zeitpunkt ent¬ 
sprechen, Hl dem die tatsächliche oder drohende Enteignung, 
Verstaatlichung oder vergleichbare Maßnahme öffentlich bekannt 
wurde. Die Entschädigung muß unverzüglich geleistet werden 


(b) in respect of the Republic of Namibia: 

Persons who are citizens of Namibia by virtue of the 
Constitution of the Republic of Namibia; 

4. the term “Companies” means 

(a) in respect of the Federal Republic of Germany: 

any juridical person as well as any commercial or other 
Company or association with or without legal personality 
having its seat in the German territory, irrespective of 
whether or not its activities are directed at profit, 

(b) In respect of the Republic of Namibia: 

Corporations firms and associations incorporated or con- 
stltuted under the law in force in Namibia, which are 
beneficially controlied by Namibian Nationais, and which 
have their principal place of business in Namibia. 


Article 2 

(1) Each Contracting Party shall in its territory promote as far as 
possible Investments by nationale or Companies of the other 
Contracting Party and admit such Investments in accordarKe with 
Its legislation. It shall in any case accord such Investments fair and 
equitable treatment. 

(2) Neither Contracting Party shall in any way impair by arbrtrary 
or discriminatory measures the management, maintenance, use 
or enjoyment of Investments in its territory of rrationals or Compa¬ 
nies of the other Contracting Party. 


Article 3 

(1) Neither Contracting Party shall sut^ect Investments in its 
territory owned or controlied by nationals or Companies of the 
other Contractirrg Party to treatment less favourable than it ac- 
cords to Investments of its own nationale or Companies or to 
Investments of nationals or Companies of any third State. 

(2) Neither Contracting Party shall subject nationals or Compa¬ 
nies of the other Contracting Party, as regards their activity In 
Connection with Investments in its territory, to treatment less 
favourable than it accords to its own nationale or Companies or to 
nationals or Companies of any third State. 

(3) Such treatment shall not relate to Privileges which either 
Contracting Party accords to nationals or Companies of third 
States on account of its membership of, or association with, a 
customs or economic union, a common market or a free trade 
area. 

(4) The treatment granted under this Article shall not relate to 
advantages which either Contracting Party accords to nationals or 
Companies of third States by virtue of a double taxation agreement 
or other agreements regarding matters of taxation. 


Article 4 

(1) Investments by natiortais or Companies of either Contracting 
Party shall enjoy full protection and security in the territory of the 
other Contracting Party. 

(2) Investments by nationals or Companies of either Contracting 
Party shall not be expropriated, nationalized or subjected to any 
other measure the effects of which woukJ be tantamount to expro- 
priation or nationalization in the territory of the other Contracting 
Party except for the public benefit arid against compensation. 
Such compensation shall be equivalent to the value of the expro¬ 
priated Investment immediately before the dato on which the 
actual or threatened expropriation, nationalization or comparabte 
measure has become publicly known. The compensation shall be 
pald without delay and shall carry the usual bank interest until the 
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und ist bis zum Zeitpunkt der Zahlung mit dem üblichen bankmä¬ 
ßigen Zinssatz zu verzinsen; sie muß tatsächlich verwertbar und 
trei transfeherbar sein. Spätestens im Zeitpunkt der Enteignung, 
Verstaatlichung oder vergleichbaren Maßnahme muß in geeigne¬ 
ter Weise für die Festsetzung und Leistung der Entschädigung 
Vorsorge getroffen sein. Die Rechtmäßigkeit der Enteignung, 
Verstaatlichung oder vergleichbaren Maßnahme und die Höhe der 
Entschädigung müssen in einem ordentlichen Rechtsverfahren 
nachgepruft werden können. 

(3) Staatsangehörige oder Gesellschaften einer Vertragspartei, 
die durch Krieg oder sonstige bewaffnete Auseinandersetzungen, 
Revolution, Staatsnotstand oder Aufruhr im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei Verluste an Kapitalanlagen erleiden, wer¬ 
den von dieser Vertragspartei hinsichtlich der Rückerstattungen, 
Abfindungen, Entschädigungen oder sonstigen Gegenleistungen 
nicht weniger günstig behandelt als ihre eigenen Staatsangehöri¬ 
gen oder Gesellschaften. Solche Zahlungen müssen frei transfe¬ 
rierbar sein. 

(4) Hinsichtlich der in diesem Artikel geregelten Angelegenhei¬ 
ten genießen die Staatsangehörigen oder Gesellschaften einer 
Vertragspartei im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 
Meistbegünstigung. 

Artikel 5 

Jede Vertragspartei gewährleistet den Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften der anderen Vertragspartei den freien Transfer der 
im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage stehenden Zahlungen, 
insbesondere 

a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhaltung 
oder Ausweitung der Kapitalanlage; 

b) der Erträge; 

c) zur Rückzahlung von Darlehen; 

d) des Erlöses im Fall vollständiger oder teilweiser Liquidation 
oder Veräußerung der Kapitalanlage; 

e) der in Artikel 4 vorgesehenen Entschädigungen. 

Artikel 6 

Leistet eine Vertragspartei ihren Staatsangehörigen oder Ge¬ 
sellschaften Zahlungen aufgrurKl einer Gewährleistung für eine 
Kapitalanlage im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei, so 
erkennt diese andere Vertragspartei, unbeschadet der Rechte der 
erstgenannten Vertragspartei aus Artikel 10, die Übertragung aller 
Rechte oder Ansprüche dieser Staatsangehörigen oder Gesell¬ 
schaften kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts auf die 
erstgenannte Vertragspartei an. Ferner erkennt die andere Ver¬ 
tragspartei den Eintritt der erstgenannten Vertragspartei In alle 
diese Rechte oder Ansprüche (übertragene Ansprüche) an, wel¬ 
che die erstgenannte Vertragspartei in demselben Umfang wie ihr 
Rechtsvorgänger auszuüben berechtigt ist. Für den Transfer von 
Zahlungen aufgrund der übertragenen Ansprüche gelten Artikel 4 
Absätze 2 und 3 und Artikel 5 entsprechend. 

Artikel 7 

(1) Transferierungen nach Artikel 4 Absatz 2 oder 3, Artikel 5 
oder 6 erfolgen unverzüglich zu dem jeweils gültigen Kurs. 

(2) Dieser Kurs ist der freie Wechselkurs, der am Tag des 
Enwerbs der für die Transferierung bezeichneten Währung von 
einem ordnungsgemäß zugelassenen Devisenhändler in dem 
Land, von dem aus die Transferierung vorgenommen wird, gültig 
ist. 

(3) Ist ein freier Wechselkurs nach Absatz 2 nicht vorhanden, so 
muß der gültige Kurs im Sinne des Absatzes 1 dem Kreuzkurs 
(cross rate) entsprechen, der sich aus denjenigen Umrechnungs¬ 
kursen ergibt, die der Internationale Währungsfonds zum Zeit¬ 
punkt der Zahlung Umrechnungen der betreffenden Währungen in 
Sonderziehungsrechte zugrunde legen würde. 


time of payment; it shall be effectively realizable and freely trans¬ 
ferable. Provision shall have been made in an appropriate manner 
at or prior to the time of expropriation, nationaiization or compar- 
able measure for the determination and payment of such com- 
pensation. The legality of any such expropriation. nationaiization 
or comparabie measure and the amount of compensation shall be 
subject to review by due process of law. 


(3) Nationais or Companies of either Contracting Party whose 
Investments suffer losses in the territory of the other Contracting 
Party owing to war or other armed conflict, revolution, a state of 
national emergency, or revolt, shall be accorded treatment no less 
favourable by such other Contracting Party than that which the 
latter Contracting Party accords to its own nationals or Companies 
as regards restrtution, indemnification, compensation or other 
valuable consideration. Such payments shall be freely trans¬ 
ferable. 

(4) Nationais or Companies of either Contracting Party shall 
enjoy most-favoured-nation treatment In the territory of the other 
Contracting Party in respect of the matters provided for in the 
present Article. 

Article 5 

Each Contracting Party shall guarantee to nationals or Compa¬ 
nies of the other Contracting Party the free transfer of payments in. 
Connection with an Investment, in particular 

(a) of the Principal and additional amounts to maintain or ir>crease 
the Investment; 

(b) of the retums; 

(c) in repayment of k>ans; 

(d) of the proceeds from the liquidation or the sale of the whole or 
any part of the Investment; 

(e) of the compensation provided for in Article 4. 

Article 6 

If either Contracting Party makes a payment to any of its 
nationals or Companies under a guarantee it has assumed in 
respect of an Investment in the territory of the other Contracting 
Party, the latter Contracting Party shall, without prejudice to the 
rights of the former Contracting Party under Article 10, recognize 
the assignment, whether unöer a law or pursuant to a legal 
transaction. of any right or Claim of such national or Company to 
the former Contracting Party. The latter Contracting Party shall 
also recognize the Subrogation of the former Contracting Party to 
any such right or Claim (assigned Claims) which that Contracting 
Party shall be entitied to assert to the same extent as Its predeces- 
sor in title. As regards the transfer of payments made by virtue of 
such assigned Claims, Article 4 (2) and (3) as well as Article 5 shall 
apply mutatis mutandis. 

Article 7 

(1) Transfers under Article 4 (2) or (3). under Article 5 or 
Article 6 shall be made without detay at the appticabie rate of 
exchange. 

(2) This rate of exchange shall be the free market rate applic¬ 
able on the day of the purchase of the currency in which the 
transfer is denominated from a duly authorised foreign exchange 
dealer in the country from which the transfer is made. 

(3) If no free market rate is available under paragraph (2) the 
applicable rate of exchange according to paragraph (1) shall 
correspond to the cross rate obtained from those rates which 
would be applied by the International Monetary Fund on the date 
of payment for conversions of the currencies concemed into 
Special Drawing Rights. 



190 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1997 Teil II Nr. 4, ausgegeben zu Bonn am 28. Januar 1997 


Artikel 8 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, die neben diesem 
Vertrag zwischen den Vertragsparteien bestehen oder in Zukunft 
begründet werden, eine allgemeine oder besondere Regelung, 
durch die den Kapitalanlagen der Staatsangehörigen oder Geselh 
schäften der anderen Vertragspartei eine günstigere Behandlung 
als nach diesem Vertrag zu gewähren ist, so geht diese Regelung 
dem vorliegenden Vertrag insoweit vor, als sie günstiger ist. 

(2) Jede Vertragspartei wind jede andere Verpflichtung einhal- 
ten, die sie in bezug auf Kapitalanlagen von Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei in ihrem Hoheits< 
gebiet übernommen hat. 

Artikel 9 

Dieser Vertrag gilt auch für Kapitalanlagen, die Staatsangehöri- 
ge oder Gesellschaften der einen Vertragspartei in Übereinstim* 
mung mit den Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei in 
deren Hoheitsgebiet schon vor dem Inkrafttreten dieses Vertrags 
vorgenommen haben. 

Artikel 10 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien 
über die Auslegung oder Anwendung dieses Vertrags sollen, 
soweit möglich, durch die Regieningen der beiden Vertragsparteien 
beigelegt werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf diese Weise nicht 
beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden Ver¬ 
tragsparteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, ir>dem jede 
Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich auf 
den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann einigen, der 
von den Regierungen der beiden Vertragsparteien zu bestellen 
ist. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei ^tonaten, der Obmann 
innerhalb von drei Monaten zu bestellen, nachdem die eine Ver¬ 
tragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsver¬ 
schiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede Ver¬ 
tragspartei den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs bit¬ 
ten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der 
Präsidertt die StaatsangehörigkeK einer der beiden Vertragspar¬ 
teien oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so soll der 
Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt auch der 
Vizepräsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags¬ 
parteien oder ist auch er verhindert, so soll das im Rang nächst¬ 
folgende Mitglied des Gerichtshofs, das nicht die Staatsangehö¬ 
rigkeit einer der beiden Vertragsparteien besitzt, die Emennur\gen 
vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit Sei¬ 
ne Entscheidungen sind bindend. Jede Vertragspartei trägt die 
Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Vertretung in dem Verfahren 
vor dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns sowie die 
sonstigen Kosten werden von den beiden Vertragsparteien zu 
gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht kann eine andere 
Kostenregelung treffen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein 
Verfahren seilet 

(6) Sind beide Vertragsparteien auch Vertragsstaaten des 
Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Beilegung von tnvesti- 
tionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen anderer 
Staaten, so kann mit Rücksicht auf die Regelung in Artikel 27 
Absatz 1 des Übereinkommens das vorstehernj vorgesehene 
Schiedsgericht insoweit nicht angerufen werden, als zwischen 
dem Staatsar^hörigen oder der Gesellschaft einer Vertragspar¬ 
tei und der anderen Vertra^partei eine Vereinbarung nach Maß¬ 
gabe des Artikels 25 des Übereinkommens zustande gekommen 
ist. Die Möglichkeit, das vorstehend vorgesehene Schiedsgericht 
im Fall der Nichtbeachtung einer Entscheidung des Schiedsge- 


Article 8 

(1) If the legisiation of either Contracting Party or obiigations 
under inteiDational law existing at present or established hereafter 
between the Contracting Parties in additlon to this Treaty contain a 
regulation, whether general or specific, entitling Investments by 
nationals or Companies of the other Contracting Party to a treat- 
ment more favourable than is provided for by this Treaty, such 
regulation shall to the extent that It is more favourable prevail over 
this Treaty. 

(2) Each Contractirtg Party shall observe any other Obligation it 
has assumed with regard to investments in its territory by natio- 
ruils or Companies of the other Contracting Party. 


Article 9 

This Treaty shall also apply to investments made prior to Its 
entry into force by nationals or Companies of either Contracting 
Party in the territory of the other Contracting Party consistent with 
the latter’s legisiation. 


Article 10 

(1) Divergencies between the Contracting Parties conceming 
the Interpretation or appHcation of this Treaty should as far as 
possible be settied by the Goverrvuents of the two Contracting 
Parties. 

(2) If a drvergency cannot thus be settied, it shall upon the 
request of either Contracting Party be submitted to an arbitration 
tribunal. 

(3) Such arbitration tribunal shall be constituted ad hoc as 
foliows: each Contracting Party shall appoint one member, and 
these two members shall agree upon a national of a third State as 
their Chairman to be appointed by the govemmerrts of the two 
Contracting Parties. Such members shall be appointed within two 
months, and such chairman within three months from the date on 
which either Contracting Party has informed the other Contracting 
Party that it intends to submit the dispute to an arbitration tribu¬ 
nal. 

(4) If the periods specified in paragraph 3 above have not been 
ot^rved, either Contracting Party may, in the absence of any 
other arrar>gement, invite the President of the International Court 
of Justice to make the necessary appointments. If the President Is 
a national of either Contracting Party or if he is otherwise prevented 
from dischargirrg the said function, the Vice-PreskJent should 
make the necessary appolntmerrts. If the Vice-President is a 
national of either Contractir^ Party or if he, too, is preverrted from 
dtscharging the said function, the member of the Court next in 
seniority who Is not a national of either Contracting Party should 
make the neccessary appoirrtments. 

(5) The arbitration tribunal shall reach Its decisions by a majority 
of votes. Such decisions shall be binding. Each Contracting Party 
shall bear the cost of its own member and of its repräsentatives in 
the arbitration proceedings; the cost of the chairman and the 
remaining costs shall be bome in equal parts by the Contracting 
Parties. The arbitration tribunal may make a different regulation 
corKeming costs. In all other respects, the arbitration tribunal shall 
determine its own procedure. 

(6) If both Contracting Parties are Contracting States of the 
Cc^ention of 18 March 1965 on the Settlement of Investment 
Disputes between States and Nationals of Other States the arbi- 
tration tribunal provided for above may in consideration of the 
Provision of Article 27 (1) of the said Convention not be appealed 
to insofar as agreement has been reached between the national or 
Company of or>e Contracting Party ar>d the other Contracting Party 
under Article 25 of the Convention. This shall not affect the 
possibility of appealing to such arbitration tribunal in the event that 
a decision of the Arbitration Tribunal established under the said 
Corwention is not complied with (Article 27) or in the case of an 
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richts des genannten Übereinkommens (Artikel 27) oder im Fall 
der Übertragung kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts 
nach Artikel 6 dieses Vertrags anzurufen, bleibt unberührt. 

Artikel 11 

(1) Meinungsverschiedenheiten in bezug auf Kapitalanlagen 
zwischen einer der Vertragsparteien urKJ einem Staatsangehöri¬ 
gen oder einer Gesellschaft der anderen Vertragspartei sollen, 
soweit möglich, zwischen den Streitparteien gütlich beigelegt 
werden. 

(2) Kann die Meinungsverschiedenheit innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Geltendmachung durch 
eine der beiden Streitparteien nicht beigelegt werden, so wird sie 
auf Verlangen des Staatsangehörigen oder der Gesellschaft der 
anderen Vertragspartei einem Schiedsverfahren unterworfen. So¬ 
fern die Streitparteien keine abweichende Vereinbarung treffen, 
wird die Meinungsverschiedenheit einem Schiedsverfahren im 
Rahmen des Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Beilegung 
von Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen 
anderer Staaten unterworfen. 

(3) Der Schiedsspruch ist bindend und unterliegt keinen ande¬ 
ren als den in dem genannten Übereinkommen vorgesehenen 
Rechtsmitteln oder sonstigen Rechtsbehelfen. Er wird nach Inner¬ 
staatlichem Recht vollstreckt. 

(4) Die an der Streitigkeit beteiligte Vertragspartei wird während 
eines Schiedsverfahrens oder der Vollstreckung eines Schieds¬ 
spruchs nicht als Einwand geltend machen, daß der Staatsange¬ 
hörige oder die Gesellschaft der anderen Vertragspartei eine 
Entschädigung für einen Teil des Schadens oder den Gesamt¬ 
schaden aus einer Versicherung erhalten hat. 

Artikel 12 

Dieser Vertrag gilt unabhängig davon, ob zwischen den Ver¬ 
tragsparteien diplomatische oder konsularische Beziehungen 
bestehen. 

Artikel 13 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations¬ 
urkunden werden so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der Ratifi¬ 
kationsurkunden in Kraft. Er bleibt zehn Jahre lang in Kraft; nach 
deren Ablauf verlängert sich die Geltungsdauer auf unbegrenzte 
Zeit, sofern nicht einer der beiden Vertragsparteien den Vertrag 
mit einer Frist von zwölf Monaten vor Ablauf schriftlich kündigt. 
Nach Ablauf von zehn Jahren kann der Vertrag jederzeit mit einer 
Frist von zwölf Monaten gekündigt werden. 

(3) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkrafttre¬ 
tens dieses Vertrags vorgenommen worden sind, gelten die Arti¬ 
kel 1 bis 12 noch für weitere zwanzig Jahre vom Tag des Außer¬ 
krafttretens des Vertrags an. 


Geschehen zu Wif>dhuk am 21. Januar 1994 In zwei Urschrif¬ 
ten, Jede in deutscher und englischer Sprache, wobei jeder Wort¬ 
laut gleichermaßen verbindlich ist. 


assignment under a law or pursuant to a legal transaction as 
provided for in Article 6 of this Treaty. 


Article 11 

(1) Divergencies concerning Investments between a Contrac¬ 
ting Party and a national or Company of the other Contracting 
Party should as far as possible be settied amicably between the 
parties in dispute. 

(2) If the divergency cannot be settied within six months of the 
date when it has been raised by one of the partles in dispute, it 
shall, at the request of the national or Company of the other 
Contracting Party, be submitted for afbitration. Unless the parties 
in dispute agree otherwise, the divergency shall be submitted for 
arbltration under the Convention of 18 March 1965 on the Settle¬ 
ment of Investment Disputes between States and Nationats of 
Other States. 


(3) The award shall be birniing and shall not be subject to any 
appeal or remedy other than those provided for in the sald Con¬ 
vention. The award shall be enforced in accordarKe with domestic 
law. 

(4) Düring arbitration proceedings or the enforcement of an 
award, the Contracting Party involved in the dispute shall not raise 
the objection that the national or Company of the other Contracting 
Party has received compensation under an Insurance contract in 
respect of all or part of the damage. 


Article 12 

This Treaty shall be in force irrespective of whether or not 
diptomatic or consular relations exist between the Contracting 
Parties. 

Article 13 

(1) This Treaty shall be ratified; the Instruments of ratification 
shall be exchanged as soon as possible in Bonn. 

(2) This Treaty shall enter into force one month after the date of 
exchange of the Instruments of ratification. It shall remain in force 
for a period of ten years and shall be extended thereafter for an 
unlimited period unless denounced in writing by either Contracting 
Party twelve months before its expiration. After the expiry of the 
peri(^ of ten years this Treaty may be derK>unced at any time by 
either Contractirig Party gW\ng twelve months' notice. 

(3) In respect of Investments made prior to the date of termina- 
tion of this Treaty, the provisions of Artlcles 1 to 12 shall continue 
to be effective for a further period of twenty years from the date of 
termination of this Treaty. 


Done at Wlndhoek on 21 January 1994 in dupllcate in the 
German and English languages, both texts being equally authen- 
tic. 


Für die Burrdesrepublik Deutschland 
For the Federal Republic of Germany 

Schumacher 

Für die Republik Namibia 
For the Republic of Namibia 

Hamutenya 
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Protokoll 

Protoool 


Bei der iMterzeichnung des Vertrags zwischen der Bundesre¬ 
publik Deutschland und der Bepublik Namibia über cfie RMenir^ 
und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen haben die 
Unterzeichneten Bevollmdchtigten außerdem folgende Bestim¬ 
mungen vereinbart, die als Bestandteile des Vertrags gelten: 

(1) Zu Artlksll 

a) Erträge aus der Kapitalanlage und kn Fall ihrer Wiederanlage 
auch deren Erträge genießen den gleichen S^utz wie die 
Kapitalaniage. 

b) Unbeschadet anderer Verfahren zur Feststellung der Staats¬ 
angehörigkett gilt insbesondere als Staatsai>gehöriger einer 
Vertragspartei jede Person, die einen von den zuständigen 
Behörden der be tr effe n den Vertragspartei ausgestellten natio¬ 
nalen Reisepaß besitzt 

c) Die Republik Namibia hat das Recht Kapitalanlagen hinsicht¬ 
lich des Qrunderwerbs sowie der Erteilung von Aufsuchungs¬ 
und Gewinnungskonzess i one n zu beschränken. Solche Be¬ 
schränkungen beten durch Mittekurtg hterüber an die arxiefa 
Vertragspartei in Kraft. 

(2) Zu Artikel 2 

a) Kapitalanlagen, die In Obereinstimmung mit den Redntsvor- 
sdirlften einer Vertragspart^ in deren Hoheitsgebiet von 
Staatsangehörigen oder Gesellschaften der anderen Veitrags- 
partei vorgenommen sind, genießen den vollen Schutz des 
Vertrags. 

b) Der Vertrag gilt auch in den Gebieten der ausschTießlichen 
Wirtschaftszone und des Festlandsockels, soweit das Völker¬ 
recht der Jeweiligen Vertragspartei (£e Ausübung von souverä¬ 
nen Rechten oder Hoheitsbefugntssen in diesen Gebieten 
ertaubt 

(3) Ztt Aitiksid 

a) Als «Betätigung*' kn Sinne des Aitlkeis 3 Absatz 2 ist insbe¬ 
sondere, aber nicht ausschließlich, die Ven^altung, <fie Ver¬ 
wendung, der Gebrauch und die Nutzung einer Kapitala n la g e 
anzusehen. Vorbehaltlich der Bestimmung in ProtokoNnoliz zu 
Artikel 1 Buchstabe c ist als eine «weniger gür^stige* Behand¬ 
lung kn Sinne des Artikels 3 insbesondere aruusehen: die 
Emschränkung des Bezugs von Roh- und HItfsstoffen, Energie 
und Brenr^offen sowie Produktions- und Betriebsmitteln aller 
Art, die Behinderung des Absatzes von Erzeugnissen kn In- 
und Ausland sowie sonstige Maßnahmen mit ähnlicher Aus- 
wirkur^. Maßnahmen, die aus Gründen der öffentlichen Si¬ 
cherheit und Ordinmg, der Volksge8uncft)eft oder Sittlichkeit zu 
treffen siixt, gelten nicht als «weniger günstige* Behandlung kn 
Sinne des Artikels 3. 


On signing tiie Treaty between the Federal Repubkc of Germa- 

ny arxl Ihe Repubkc of Namibia oonceming the EfKx>uragement 
Reoiprocal Protection of Investments, the urxtersigned pleni- 

potentlaries have, in addition, agreed on the following provisioris, 

which shail be regarded as an integral part of the sakt Treaty: 

<1) Ad Artids 1 

(a) Rdums from the Investment arxl, ki the event of their re-in- 
vestment, ihe retums therefrom ShaR erijoy the same protec¬ 
tion as the Investment. 

(b) Wkhout prejudice to any other method of determkiing rtational- 
Ity, in particular any person in possession of a national pass- 
poft issued by tt>e oompelant authorltles of the Contr^ing 
Party oonoemed ehall be deemed Io be a national of that 
Party. 

(c) The Republic of Namibia shall have the right to impose restric- 
tions in respect of investment ktto knmovable property emö 
oonoessionB to seaich for, extraot and exploit naturd re- 
souroes. Such lestrictions shak oome inio force upon rx>tifica- 
tion thereof to the other Contracting Party. 

(9AdArticia2 

(a) Investments made, ln accordar^ce wHh the legistation of either 
Contracting Party, withln the territory of that Contracting Party 
by nationats or comparties of the other Contractirrg Party shalt 
enjoy the full protection of the Treaty. 

(b) The Treaty shatt also appty to fhe areas of the exclusive 
economic zone and Ihe contfoental shelf insofar as kitemation- 
al taw permits the Contracting Party corx^med to exercise 
Sovereign rights or Jurisdiction in the^ areas. 


(3) Ad Artide 3 

(a) The fokowfog shali more particulaily, though not exduslvely, 
be deemed *activity*' within the meanif>g of Artide 3 (2): the 
martagement, maintenarx», use arxt enjoyment of an invest¬ 
ment Sutaject to the Provision of the Protocol ad Artide 1 (c) 
the following shall, in particular. be deemed Treatment less 
favourable* within the meanir>g of Artide 3: restricting the 
purchase of raw or auxlliary materiale, of energy or fuel or of 
means of production or Operation of any kind, knpeding the 
marketfog of products Inside or outsIde Ihe country, as well as 
any other measures havir^g slmitar effects. Measures that 
have to be taken for reasons of public security arxt Order, 
public health or nfx>rality shatl rxjt be deemed Treatment less 
favourable” within the meaning of Artide 3, 
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b) Artikel 3 verpflichtet eine Vertragspartei nicht, steuerliche 
Vergünstigungen, Befreiungen und Ermäßigungen, weiche 
gemäß den Steuergesetzen nur den in ihrem Hoheitsgebiet 
ansässigen natürlichen Personen und Gesellschaften gewährt 
werden, auf im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei an¬ 
sässige natürliche Personen und Gesellschaften auszudeh¬ 
nen. 

c) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer innerstaatli¬ 
chen Rechtsvorschriften Anträge auf die Einreise und den 
Aufenthalt von Personen der einen Vertragspartei, die im 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei einreisen wollen, wohlwollend 
prüfen; das gleiche gilt für Arbeitnehmer der einen Vertrags¬ 
partei, die in Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei einreisen und sich 
dort aufhalten wollen, um eine Tätigkeit als Arbeitnehmer 
auszuüben. Auch Anträge auf Erteilung der Arbeitserlaubnis 
werden wohlwollend geprüft. 

d) Artikel 3 schließt nicht aus, daß eine Vertragspartei durch 
gesetzliche Regelung einen Wirtschaftszweig ihren eigenen 
Staatsangehörigen oder Gesellschaften vorbehält, sofern die¬ 
se Regelung nur der Förderung von Klein- und Mittelbetrieben 
dient und die Rechte unberührt läßt, die eine Kapitalanlage, 
auf die der Vertrag Anwendung findet, im Zeitpunid der Rege¬ 
lung bereits envorben hat. 

(4) Zu Artikel 4 

Ein Anspruch auf Entschädigung besteht auch dann, wenn durch 
staatliche Maßnahmen in das Unternehmen, das Gegenstand der 
Kapitalanlage ist, eingegriffen und dadurch seine wirtschaftliche 
Substanz erheblich beeinträchtigt wird. 

(5) Zu Artikel 5 

Unbeschadet des Artikels 5 kann Namibia für den Transfer der 
dort genannten Beträge folgende Bedingungen vorsehen: 

a) Für die Rückzahlung von Darlehen: 

Genehmigung des Rückzahlungsplans durch die Bank von 
Namibia oder eine andere zuständige Stelle. 

b) Für Lizenz- und andere Entgelte: 

Genehmigung des zugrundeliegenden Vertrags durch die zu¬ 
ständige namibische Behörde. 

c) Im Fall außergewöhnlicher Zahlungsbilanzschwierigkeiten 
kann die Regierung der Republik Namibia für einen Zeitraum 
von höchstens drei Jahren den freien Transfer des Erlöses 
aus dem Verkauf oder der Liquidation einer Kapitalanlage von 
Staatsangehörigen oder Gesellschaften der anderen Ver¬ 
tragspartei begrenzen und ratenweisen Transfer vorschrei¬ 
ben. Auf Antrag des Kapitalanlegers werden nicht transferierte 
Beträge auf einem Konto in konvertierbarer Währung gutge¬ 
schrieben und mit dem auf dem internationalen Markt notier¬ 
ten Zinssatz für die entsprechende Währung verzinst. 

(6) Zu Artikel 7 

Als „unverzüglich** durchgeführt Im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 
gilt ein Transfer, der Innerhalb einer Frist erfolgt, die normalerwei¬ 
se zur Beachtung der Transferförmiichkeiten erforderlich ist. Die 
Frist beginnt mit der Einreichung eines entsprechenden Antrags 
und darf unter keinen Umständen zwei Monate überschreiten. 

(7) Bei Beförderungen von Gütern und Personen, die im Zusam¬ 
menhang mit einer Kapitalanlage stehen, wird eine Vertragspartei 
die Transportunternehmen der anderen Vertragspartei weder aus¬ 
schalten noch behindern und, soweit erforderlich, Genehmigun¬ 
gen zur Durchführung der Transporte erteilen. Hierunter fallen 
Beförderungen von 

a) Gütern, die unmittelbar für die Kapitalanlage im Sinne des 
Vertrags bestimmt sind oder die im Hoheitsgebiet einer Ver- 


(b) The provisions of Article 3 do not oblige a Contracting Party to 
extend to natural persons or Companies resident in the territory 
of the other Contracting Party tax Privileges, tax exemptions 
and tax reductions which according to its tax laws are granted 
only to natural persons and Companies resident in its territo- 

ry- 

(c) The Contracting Parties shall within the framework of their 
national legistation give sympathetic consideration to applica- 
tions for the entry and sojoum of persons of either Contracting 
Party who wish to enter the territory of the other Contracting 
Party in Connection with an Investment; the same shall apply to 
employed persons of either Contracting Party who in Connec¬ 
tion with an Investment wish to enter the ter^ory of the other 
Contracting Party and sojoum there to take up emptoyment. 
Applications for work permits shall also be given sympathetic 
considerajion. 

(d) The provisions of Article 3 shall not preclude the legal designa- 
tion by a Contracting Party of a category of trade or business 
as reserved for its own nationals or Companies, provided that 
such designation is for the purpose of promoting small- and 
medium-sized businesses only, eind does not affect rights 
which at the tirne of the designation have already accrued to 
an Investment to which the Treaty applies. 

(4) Ad Article 4 

A Claim to compensation shall also exist when, as a result of State 
Intervention in the Company in which the Investment is made, its 
economic substance is severety Impaired. 


(5) Ad Article 5 

Notwithstanding the provisions of Article 5, Namibia Is entitied to 
specify the following conditions for the transfer of the amounts 
referr^ to therein: 

(a) For the repayment of ioans: 

approval of the repayment plan by the Bank of Namibia or 
another competent authorlty. 

(b) For royalties and fees: 

approval of the relevant agreement by the competent Naml- 
bian authority. 

(c) in the case of exceptional balance of payments difficulties, the 
Government of the Republic of Namibia is entitied, for a 
maximum of three years, to limit the free transfer of the 
proceeds from the sale or liquidation of an Investment of the 
nationals or Companies of the other Contracting Party and to 
prescribe transfer by instalments. At the investor's request, 
amounts not transferred shall be paid into an acoount in 
convertlble currerKy and shall accrue Interest at the rate 
quoted on the international market for the currer>cy con- 
cemed. 

(6) Ad Article 7 

A transfer shall be deemed to have been made "without dela/* 
wIthin the meaning of Article 7 (1) if effected within such period as 
is normally required for the completion of transfer formalities. The 
said period shall commence on the day on which the relevant 
request has been submitted and may on no account exceed two 
months. 

(7) Whenever goods or persons connected with an Investment are 
to be transported, each Contracting Party shall neither exctude nor 
hinder transport enterprises of the other Contracting Party and 
shall issue permits as required to carry out such transport. This 
shall include the transport of 

(a) goods directly intended for an Investment within the meaning 
of the Treaty or acquired in the territory of either Contracting 
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tragspartet oder eines dritten Staates von einem Unternehmen 
oder im Auftrag eirtes UntemehmerYS angeschafft werden, in 
dem Vermögenswerte im Sinne des Vertrags angelegt sind; 

b) Personen, d|e im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage 
reisen. 


Geschehen zu Windhuk am 21. Januar 1994 in zwei Urschrif¬ 
ten, jede in deutscher und englischer Sprache, wobei jeder Wort¬ 
laut gleichermaßen verbindiich ist. 


Party or of any thlrd State by or on behalf of an enterprise in 
which assets wHhin the meaning of the Treaty are kivested; 

(b) persons travelling in connection with an Investment. 


Done at Windhoek on 21 January 1994 in duplicate in 
the German arKj English ianguages, both texts being equally 
authentic. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
For the Federal Republic of Germany 

Schumacher 

e 

Für die Republik Namibia 
For the Republic of Namibia 

Hamutenya 
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Notenwechsel 


Ministry of Trade and industry 

Windhoek, 21 st January 1994 

H. E, Dr. Hanns H. Schumacher 
Ambassador 

Federal Republic of Germany 
154 Independence Avenue 
6th Floor, Sanlam Centre 

Windhoek 

Excellency, 

I have the honour to inform you that on the occaslon of the signing 
of the Treaty between the Federal Republic of Germany and the 
Republic of Namibia conceming the Encouragement of Reciprocal 
Protection of Investments, agreement has also been achieved on 
the following matten 

With regard to Problems arising from the application of Article 5 of 
the Treaty conceming Investments made by German Investors in 
the Republic of Namibia prior to 21 st March 1990, the Contracting 
Parties will on the request of either side hold consultations with a 
view to achieving a mutually acceptable solution. 

I shall be gratefui if you would klndly confirm the above under- 
standing. 

Accept, Excellency. the assurances of my highest consideration. 

Hamutenya 


The Ambassador Windhoek, 21 January 1994 

of the Federal Republic of Germany 

The Minister of Trade and Industry 
of the Republic of Namibia 
Hon. Hidipo Hamutenya 

Windhoek 

Honourable Minister, 

I have the honour to confirm the receipt of your note dated 
21 January 1994 reading as follows: 

“I have the honour to Inform you that on the occasion of the signing 
of the Treaty between the Federal Republic of Germany and the 
Republic of Namibia conceming the Encouragement and Recipro¬ 
cal Protection of Investments agreement has also been achieved 
on the following matter 

With regard to Problems arising from the application of Article 5 of 
the Treaty conceming Investments made by German irwestors in 
the Republic of Namibia prior to 21 March 1990 the Contracting 
Parties will on the request of either side hold consultations with a 
view to achieving a mutually acceptable solution * 

I shall be gratefui if you would kindly confirm the above under- 
Standing. 

Piease accept, Hor)Ourable Minister, the assurances of my highest 
consideration. 

Schumacher 


(Übersetzung) 

Ministerium für Handel und Industrie 

Windhuk, 21. Januar 1994 

S.E. Dr. Hanns H. Schumacher 
Botschafter 

der Bundesrepublik Deutschland 


Exzellenz, 

ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, daß bei der Unterzeichnung 
des Vertrags zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Namibia über die Förderung und den gegenseitigen 
Schutz von Kapitalanlagen auch in folgender Angelegenheit eine 
Einigung erzielt wurde: 

In bezug auf Probleme, die sich aus der Anwendung des Artikels 5 
des Vertrags im Zusammenhang mit Kapitalaniagen ergeben, die 
von deutschen Kapitalanlegem in der Republik Namibia vor dem 
21. März 1990 vorgenommen wurden, werden die Vertragspartei¬ 
en auf Antrag einer von ihnen Konsultationen abhalten, um eine 
beiderseits annehmbare Lösung zu erreichen. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie die obige Vereinbarung bestäti¬ 
gen wurden. 

Genehmigen Sie. Exzellenz, den Ausdruck meiner ausgezeichne¬ 
ten Hochachtung. 

Hamutenya 


(Übersetzung) 

Der Botschafter Windhuk, 21. Januar 1994 

der Bundesrepublik Deutschland 

An den Minister für Handel und Industrie 
der Republik Namibia 
Hidipo Hamutenya 

Windhuk 

Sehr geehrter Herr Minister. 

ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom 21. Januar 1994 
mit folgendem Inhalt zu bestätigen: 

»Ich beehre mich. Ihnen mitzuteiten, daß bei der Unterzeichnung 
des Vertrags zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Namibia Ober die Förderung und den gegenseitigen 
Schutz von Kapitalanlagen auch in folgender Angelegenheit eine 
Einigung erzielt wurde: 

In bezug auf Probleme, die sich aus der Anwendung des Artikels 5 
des Vertrags im Zusammenhang mit Kapitalanlagen ergeben, die 
von deutschen Kapitalanlegem In der Republik Namibia vor dem 
21. März 1990 vorgenommen wurden, werden die Vertragspartei¬ 
en auf Antrag einer von Ihnen Konsultationen abhalten, um eine 
beiderseits annehmbare Lösung zu erreichen. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie die obige Vereinbarung bestäti¬ 
gen würden.“ 

Genehmigen Sie. sehr geehrter Herr Minister, den Ausdruck mei¬ 
ner ausgezeichneten Hochachtung. 

Schumacher 
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Ministry of Trade and Industry 

WIndhoek, 3rd May 1994 

Mr. Hellmut Hoffmann 
Charge (f Affaires 

Embassy of the Federal Republic of Germany 
154 Independence Avenue 
Sth Floor, Sanlam Centre 

WIndhoek 

Republic of Namibia 
Dear Mr. Hoffmann, 

With respect to the Treaty between the Republic of Namibia and 
the Federal Republic of Germany conceming the Encouragement 
and Reciprocal Protection of Investments, which was signed in 
Windhoek on 21 January 1994,1 have the honour to inform you as 
foilows: 

The Government of the Republic of Namibia, after having taken 
note of the fact that the competent authoritles of the Federal 
Republic of Germany may grant measures for the erKOuragement 
of German Investments in Namibia already prior to the entry into 
force of the Treaty, will apply the Treaty on a preliminary basis 
already as from the date of its slgning. This declaration of intent is 
made in the expectation that the Government of the Federal 
Republic of Germany is considering to grant guarantees for Ger¬ 
man Investments in Namibia already prior to the entry into force of 
the Treaty. 

Sincerely yours, 


(Übersetzung) 

Ministerium für Handel und Industrie 

Windhuk, 3. Mai 1994 

Herrn Hellmut Hoffmann 
Geschäftsträger 

Botschaft der Bundesrepublik Deutschland 


Windhuk 


Sehr geehrter Herr Hoffmann, 

bezugnehmend auf den Vertrag zwischen der Republik Namibia 
und der Bundesrepublik Deutschland über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen, der am 21. Januar 
1994 in Windhuk unterzeichnet wurde, beehre Ich mich, Ihnen 
folgendes mitzuteilen: 

Die Regierung der Republik Namibia wird nach Kenntnisnahme 
davon, daB die zuständigen Stellen der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land Maf3nahmen zur Förderung von Kapitalanlagen deutscher 
Investoren in Namibia schon vor dem Inkrafttreten des Vertrags 
gewähren können, den Vertrag vom Tag der Unterzeichnung an 
vorläufig anwenden. Diese Absichtserklärung wird In der Erwar¬ 
tung abg^ben, daß die Regierung der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land die Übernahme von Garantien für Kapitalanlagen in Namibia 
schon vor dem Inkrafttreten des Vertrags erwägt. 


Ihr ergebener 

Hamutenya Hamutenya 

Botschaft 

der Bundesrepublik Deutschland 


Embassy 

of the Federal Republic of Germany 


Windhoek Windhoek, 3 May 1994 

Hon. Hidipo Hamutenya 
Minister of Trade and Industry 

Windhoek 


(Übersetzung) 

Windhuk Windhuk, 3. Mai 1994 

Hidipo Hamutenya 

Minister für Handel und Industrie 

Windhuk 


Honourabie Minister, 

I have the honour to confirm receipt of your Note of 3 May 1994 
which reads as foilows: 

*With respect to the Treaty between the Republic of Namibia and 
the Federal Republic of Germany conceming the Encouragement 
and Reciprocal Protection of Investments, which was signed in 
Windhoek on 21 January 1994,1 have the honour to Inform you as 
foilows: 

The Government of the Republic of Namibia, after having taken 
note of the fact that the competent authoritles of the Federal 
Republic of Germany may grant measures for the er\couragement 
of German Investments in Namibia already prior to the entry into 
force of the Treaty, will apply the Treaty on a preliminary basis 
already as from the date of its signing. This declaration of intent is 
made in the expectation that the Government of the Federal 
Republic of Germany is considering to grant guarantees for Ger¬ 
man Investments in Namibia already prior to the entry into force of 
the Treaty." 

Please accept, Honourabie Minister, the assurance of my highest 
consideration. 


Sehr geehrter Herr Minister. 

ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom 3. Mai 1994 mit 
folgendem Inhalt zu bestätigen: 

„Bezugnehmend auf den Vertrag zwischen der Republik Namibia 
und der Bundesrepublik Deutschland über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen, der am 21. Januar 
1994 in Windhuk unterzeichnet wurde, beehre ich mich, Ihnen 
folgendes mitzuteilen: 

Die Regierung der Republik Namibia wird nach Kenntnisnahme 
davon, daß die zuständigen Stellen der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land Maßnahmen zur Förderung von Kapitalanlagen deutscher 
Investoren in Namibia schon vor dem Inkrafttreten des Vertrags 
gewähren können, den Vertrag vom Tag der Unterzeichnung an 
vorläufig anwenden. Diese Absichtserklärung wird in der Erwar¬ 
tung abgegeben, daß die Regierung der BurKlesrepublik Deutsch¬ 
land die Übernahme von Garantien für Kapitalanlagen in Namibia 
schon vor dem Inkrafttreten des Vertrags erwägt.“ 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Minister, den Ausdruck mei¬ 
ner ausgezeichneten Hochachtung. 


Hoffmann 


Hoffmann 
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Gesetz 

zu dem Vertrag vom 30. Januar 1995 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Peru 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 

von Kapitalanlagen 


Vom 21. Januar 1997 


Der BurKiestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem In Lima am 30. Januar 1995 Unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Peru über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen sowie dem dazugehörigen Protokoll 
vom selben Tage wird zugestimmt. Der Vertrag und das Protokoll werden nach¬ 
stehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 12 Abs. 1 und das 
Protokoll in Kraft treten, ist Im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Berlin, den 21. Januar 1997 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Günter Rexrodt 

Der Bundesminister des Auswärtigen 

Kinkel 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Peru 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

Convenio 

entre la Repüblica Federal de Alemania 
y la Repüblica del Peru 

sobre Promociön y Protecciön reciproca de Inversiones 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Peru 

(nachfolgend „die Vertragsparteien“ genannt) - 

in dem Wunsch, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zum 
Wohle beider Staaten zu vertiefen, 

in dem Bestreben, günstige Bedingungen für Kapitalanlagen 
von Staatsangehörigen oder Gesellschaften einer der Vertrags¬ 
parteien im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei zu schaf¬ 
fen, 

in der Erkenntnis, daß eine Förderung und ein vertraglicher 
Schutz dieser Kapitalanlagen geeignet sind, die private wirtschaft¬ 
liche Initiative zu beleben und den Wohlstand beider Völker zu 
mehren - 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Für die Zwecke dieses Vertrags 

1. umfaßt der Begriff „Kapitalanlagen“ alle Arten von Vermögens¬ 
werten gemäß der Gesetzgebung der Vertragspartei, In deren 
Hoheitsgebiet die Kapitalanlage vorgenommen wird, insbe¬ 
sondere, aber nicht ausschließlich 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen 
sowie sonstige dingliche Rechte wie Hypotheken und 
Pfandrechte; 

b) Aktien oder Anteitsrechte an Gesellschaften sowie andere 
Arten von Beteiligungen an Gesellschaften; 

c) Ansprüche auf Geld, das verwerKlet wurde, um einen 
wirtschaftlichen Wert zu schaffen oder vertraglich verein¬ 
barte Ansprüche sowie gesetzlich begründete Rechte auf 
Leistungen, die einen wirtschaftlichen Wert haben; 

d) Rechte des geistigen und gewerblichen Eigentums wie 
Urheberrechte. Patente, Gebrauchsmuster, gewerbliche 
Muster und Modelte, Marken, Handelsnamen, Betriebs¬ 
und Geschäftsgeheimnisse, patentierte oder nicht paten¬ 
tierte technische Verfahren und Kenntnisse, technische 
Unterlagen und Anweisungen, Know-how und Goodwill; 

e) Konzessionen, die durch Gesetz oder Vertrag von den 
Vertragsparteien oder ihren Öffentlichen Körperschaften 
für die Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit vergeben 
werden, einschließlich der Aufsuchungs- und Gewin¬ 
nungskonzessionen für natürliche Ressourcen; 

eine Änderung der Form, in der Vermögenswerte angelegt 
werden, läßt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage unberührt; 


La Repüblica Federal de Alemania 

y 

la Repüblica del Perü, 

en adelante der^ominadas «Las Partes Contratantes», 

Deseosas de intensificar la cooperaciön econömica para ei 
beneficio mutuo de ambos pafses, 

Con el propösito de crear condiciones favorables para las 
inversiones efectuadas por los nacionales o sociedades de una 
de las Partes Contratantes en el territorio de la otra Parte Contra¬ 
tante, 

ReconocierKlo que la promociön y la protecciön de esas inver¬ 
siones mediante un Convenio pueden servir de estlmulo a la 
iniciativa econömica privada e incrementar ei bienestar de ambos 
puebios, 

Han convenido Io siguiente: 

Artfculo 1 

Para los efectos del presente Convenio: 

(1) «Inverslön» designa todo tipo de activo definido de acuerdo 
con las leyes y reglamentaciones de la Parte Contratante en 
cuyo territorio se realizö la inversiön; esto incluye en particular 
pero no exclusivamente: 

(a) La propiedad de bienes muebles e inmuebles y demäs 
derechos reales, tales como hipotecas y derechos de 
prenda; 

(b) Acciones o derechos de participaciön en sociedades y 
otros tipos de participaciones en sociedades; 

(c) Derechos a fondos empleados para crear un valor econö- 
mlco o a prestaciones bajo contrato y derechos otorgados 
por ley, que tengan un valor econömico; 

(d) Derechos de propiedad intelectuaf e industrial, tales como 
derechos de autor, patentes, nrK>delos de utilidad, modelos 
y disehos industriales, marcas, nombres comerciales, pro- 
cedimientos y conocimientos tecnolögicos patentados o 
no, documentos töcnicos e instrucciones, know how y 
goodwill; 

(e) Las concesiones otorgadas, por ley o contrato, por las 
Partes Contratantes o sus entidades püblicas para el 
ejercicio de una actividad econömica, incluidas las conce¬ 
siones de prospecciön, exploraciön y explotaciön de los 
recursos naturales. 

Las modificaclones en la forma de inversiön de los bienes no 
afectan su caräcter de inversiön. 
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2. bezeichnet der Begriff „Erträge" diejenigen Beträge» die auf 
eine Kapitalanlage entfallen, wie Gewinnanteile, Zinsen, DM- 
derKlen, Lizenz- und andere Entgelte; 

3. bezeichnet der Begriff „Staatsangehörige“ 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

Deutsche Im Sinne des Grundgesetzes für die Bundes¬ 
republik Deutschland, 

b) in bezug auf die Republik Peru: 

Peruaner Im Sinne der Politischen Verfassung Perus; 

4. bezeichnet der Begriff „Gesellschaften“ juristische Personen, 
Gesellschaften bürgerlichen Rechts und Handelsgesellschaf¬ 
ten sowie sonstige Vereinigungen mit oder ohne Rechts¬ 
persönlichkeit, die ihren Sitz im Hoheitsgebiet einer der Ver¬ 
tragsparteien haben, gleichviel, ob ihre Tätigkeit auf Gewinn 
gerichtet ist oder nicht. 

Artikel 2 

(1) Jede Vertragspartei wird in ihrem Hoheitsgebiet Kapitalanla¬ 
gen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften der anderen 
Vertragspartei fördern und sie in Übereinstimmung mit ihren 
Rechtsvorschriften zulassen. Sie wird Kapitalanlagen in jedem 
Fall gerecht urnt billig behandeln. 

(2) Eine Vertragspartei wird die Verwaltung, die Verwendung, 
den Gebrauch oder die Nutzung der Kapitalanlagen von Staatsan¬ 
gehörigen oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei in ih¬ 
rem Hoheitsgebiet in keiner Weise durch willkörliche oder diskri¬ 
minierende Maßnahmen beeinträchtigen. 

(3) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
einer Vertragspartei, die im Hoheitsgebiet der anderen Vertrags¬ 
partei gemäß deren Gesetzgebung vorgenommen werden, genie¬ 
ßen den vollen Schutz dieses Vertrags. 

Artikel 3 

(1) Jede Vertragspartei behandelt Kapitalanlagen von Staatsan¬ 
gehörigen oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei oder 
Kapitalanlagen, an denen Staatsangehörige oder Gesellschaften 
der anderen Vertragspartei beteiligt sind, in ihrem Hoheitsgebiet 
nicht weniger günstig als Kapitalanlagen der eigenen Staatsange¬ 
hörigen und Gesellschaften oder Kapitalanlagen von Staatsange¬ 
hörigen und Gesellschaften dritter Staaten. 

(2) Jede Vertragspartei behandelt Staatsangehörige oder Ge¬ 
sellschaften der anderen Vertragspartei hinsichtlich ihrer Betäti¬ 
gung im Zusammenhang mit Kapitalanlagen in ihrem Hoheitsge¬ 
biet nicht weniger günstig als ihre eigenen Staatsangehörigen utkI 
Gesellschaften oder Staatsangehörige urKt Gesellschaften dritter 
Staaten. 

(3) Diese Behandlung bezieht sich nicht auf Vorrechte, die eine 
Vertragspartei den Staatsangehörigen oder Gesellschaften dritter 
Staaten wegen ihrer Mitgliedschaft in einer ZoH- oder Wirt¬ 
schaftsunion. einem gemeinsamen Markt oder einer Freihart- 
delszone, wegen ihrer Assoziierung damit oder wegen ähnlicher 
internationaler Vereinbarungen einräumt. 

(4) Die in diesem Artikel gewährte Behandlung bezieht sich 
nicht auf Vergünstigungen und Vorrechte, die eme Vertragspartei 
den Staatsangehörigen oder Gesellschaften dritter Staaten auf- 
grur\d eines Doppelbesteuerungsabkommens oder sonstiger Ver¬ 
einbarungen über Steuerfragen gewährt. 


Artikel 4 

(1) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
einer Vertragspartei genießen im Hoheitsgebiet der anderen Ver¬ 
tragspartei vollen Schutz und volle Sicherheit. 

(2) Kapitalanlagen, die in Übereinstimmung mit diesem Vertrag 
von Staatsangehörigen oder Gesellschaften eir^r Vertragspartei 


(2) «Ganancias» designa a las sumas obtenidas de una kwer- 
siön, tales como utllidades, intereses, dMdendos, regallas y 
otros ingresos. 

(3) El concepto de «Naciona(es>» designa: 

(a) Con referencia a la Repüblica Federal de Alemania: 

Los alemanes de acuerdo a Io establecido en ta Ley 
Fundamental de la Repubirca Federal de Alemania; 

(b) Con referencia a la Repüblica del Perü: 

Los peruanos de acuerdo a Io establecido en la Constitu- 
ciön Politica del Peru. 

(4) «Sociedades» designa a todas las personas juddicas, Inclui- 
das las sociedades civiles y oomerciales y demäs asociacio- 
nes con personerfa juddica o sin ella, que tengan su sede en 
el territorio de una de las Partes Contratantes, independiente- 
mente que su actMdad tenga o no fines lucrativos. 


Artfculo 2 

(1) Cada una de las Partes Contratantes promoverä dentro de 
SU territorio las inversiones de nacionales y sociedades de la otra 
Parte Contratarite y las admitlrä de conformkiad con sus leyes y 
reglamentaciones. Cada Parte Contratante asegurarä un trata- 
miento justo y equitatrvo para las inverstones de los nacionales o 
sociedades de la otra Parte Contratante. 

(2) Ninguna de las Partes Contratantes perjudicarä en su terri¬ 
torio la administraciön, la utilizaciön, el uso, o el aprovechamiento 
de las inversiones de nacionales o sociedades de la otra Parte 
Contratante a travös de medidas arbitrarias o discriminatorias. 

(3) Las inversiones reatizadas por nacionales o sociedades de 
una de las Partes Contratantes en el territorio de la otra Parte 
Contratante, de conformkiad con las leyes y reglamentaciones de 
östa ultima, gozarän de ta plena protecclön de este Convenk). 

Artfculo 3 

(1) Ningur^a de las Partes Contratantes someterä en su territo¬ 
rio las inversiones de nacionales o sociedades de la otra Parte 
Contratante o las inversiones en las que mantengan participaclo- 
nes los nacionales o sociedades de la otra Parte Contratante, a un 
trato menos favorable que el que se conceda a las inversiones de 
los propios nacionaües y sociedades o a las Inversiones de r^cio* 
nales y sociedades de terceros Estados. 

(2) Ninguna de las Partes Contratantes someterä, en su territo¬ 
rio, a los nacionales o sociedades de la otra Parte Contratante, en 
cuanto se refiere a sus actividades relacionadas con inversiones, 
a un trato menos favorable que a sus propios nacionales y 
sociedades o a los nacionales y sodedades de terceros Esta¬ 
dos. 

(3) Dicho trato no se exterKlerä a los privilegios que una de las 
Partes Contratantes conceda a tos nacionales o sociedades de 
terceros Estados por formar parte de una unlön aduanpra o 
econömica. un mercado comün, una zona libre de comercio, por 
SU asociaciön con tales agrupadones o acuerdos intemadonales 
similares. 

(4) El trato convenido por el presente artfculo no se extenderä a 
los benefidos y ventajas que una de las Partes Contratantes 
conceda a los nadonaies o sodedades de terceros Estados como 
cor^secuencia de ia celebractön de Convenios o Acuerdos para 
evitar la doble imposiciön u otros acuerdos en materia impo- 
sitiva. 

Artfculo 4 

(1) Las irwersiones de los nadonaies o sodedades de ur^ de 
las Partes Contratantes gozarän de plena protecciön y seguridad 
jurfdica en el territorio de la otra Parte Contratante. 

(2) Las inversiones de nacionales o sodedades de una Parte 
Contratante efectuadas de conformidad con el presente Conve- 
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vorgenommen wurden, dürfen im Hoheitsgebiet der arnteren Ver> 
tragspartei nur wenn es das öffentliche Wohl erfordert und gegen 
Entschädigung enteignet, verstaatlicht oder anderen Maßnahmen 
unterworfen werden, die in ihren Auswirkur^gen einer Enteignur>g 
oder Verstaatlichung gleichkommen. 

(3) Die Entschädigung muß dem Wert der Kapitalanlage unmit¬ 
telbar vor dem Zeitpunkt entsprechen, In dem die tatsächliche 
oder drohende Enteignung, Verstaatlichung oder vergleichbare 
Maßnahme öffentlich bekanrrt wurde. Die Entschädigung muß 
unverzüglich geleistet werden urKj ist bis zum ZeHpunkt der Zah¬ 
lung mit dem üblichen bankmäßigen Zinssatz zu verzinsen; sie 
muß tatsächlich verwertbar und frei transferierbar sein. 

(4) Die Rechtmäßigkeit der Enteignung, Verstaatlichung oder 
ve^ichbaren Maßnahme, die Höhe der Entschädigung und alle 
anderen damit in Zusammenhang stehertden Fragen müssen in 
einerh ordentlichen Rechtsverfahren nachgeprüft werden kön¬ 
nen. 

(5) Staatsangehörige oder Gesellschaften einer Vertragspartei, 
die durch Krieg oder sonstige bewaffnete Auseinandersetzungen, 
Revolution, Staatsnotstand, Kriegsrecht oder Aufruhr im Hoheits¬ 
gebiet der anderen Vertragspartei Verluste an Kapitalanlagen 
erleiden, werden von dieser Vertragspartei hinsichtlich der Rück- 
erstattur^gen, Abfindungen, Entschädigungen oder sonstigen Ge¬ 
genleistungen nicht weniger günstig beharxlelt als ihre eigenen 
Staatsangehörigen oder Gesellschaften. Solche Zahlungen müs¬ 
sen frei transferierbar sein. 

(6) Hinsichtfich der in diesem Artikel geregelten Angeleger^i- 
ten genießen die Staatsangehörigen oder Gesellschaften einer 
Vertragspartei im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 
Meistbegünstigung. 


Artikel 5 

(1) Jede Vertragspartei gewährleistet den Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei den freien Trans¬ 
fer der im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage stehenden 
Zahlungen, insbesondere: 

a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhattung 
oder Ausweitung der Kapitalanlage; 

b) der Erträge; 

c) zur Rückzahlung der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c ge¬ 
nannten Darlehen sowie der darauf entfaltenden Zinsen; 

d) des Erlöses im Fall der vollständigen oder teilweisen Liquida¬ 
tion oder Veräußemng der Kapitalanlage; 

e) der Entschädigungen nach Artikel 4. 

(2) Der Transfer erfolgt unverzüglich und ohne Beschränkungen 
in einer frei konvertierbaren Währung zu dem jeweils gültigen 
Kurs. Dieser Kurs darf nicht wesentlich vom Kreuzkurs (cross-ra- 
te) abweichen, der sich aus denjenigen Umrechnungskursen er¬ 
gibt, die der Internationale Währungsfonds zum Zeitpunkt der 
Zahlung Umrechnungen der betrefferKlen Währungen In Sonder- 
ziehurrgsrechte zugrunde legen würde. 

Artikel 6 

Leistet eine Vertragspartei ihren Staatsangehörigen oder Ge- 
seltschaflen Zahlungen aufgrund einer Gewährfelstung für nicht 
kommerzielle Risiken einer Kapitalanlage im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei, so erkennt diese andere Vertragspartei, 
unbeschadet der Rechte der erstgenannten Vertragspartei aus 
Artikel 9, die Übertragung aller Rechte dieser Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften kraft Gesetzes oder aufgrurKi Rechtsge¬ 
schäfts auf die erstgenannte Vertragspartei an. Ferner erkerint die 
andere Vertragspartei den Eintritt der erstgertannten Vertragspar¬ 
tei in die Rechtsstellung des vorherigen Inhabers nach GrurKi und 
Höhe an. Für den Transfer von Zahlungen aufgrund der übertra¬ 
genen Ansprüche gilt Artikel 5 dieses Vertrags. 


nio, no podrän, en ei territorio de la otra Parte Contratante, ser 
expropiadas, nacionalizadas o sometidas a otras medldas que en 
sus efectos equivaigan a expropiaclön o nacionalizaciön, salvo 
por causa de necesidad publica y, en tal caso, deberän ser 
indemntzadas. 

(3) La indemnizactön deberä corresponder al valor de la inver- 
siön expropiada o nacionalizada inmediatamente antes de la 
fecha de hacerse publica la expropiaclön efectiva o inminente, la 
nacionalizaciön o medida equivalente. La Nidemnizaciön deberä 
abonarse sin demora y devengarä intereses hasta la fecha de su 
pago efectivo, segün el tipo usual de interäs bancario, deberä de 
ser realizable y libremente transferible. 

(4) La legalidad de la expropiaciön, nacionalizactön o medida 
equivalente, el monto de la indemnizaciön y cualquier otra cues- 
ti^ relacionada podrän ser revisadas en un procedimiento judicial 
ordinario. 

{sy Los nacionales o sociedades de una de las Partes Contra- 
tantes que sufran pärdidas en sus inversiones por efecto de 
guerra u otro conflicto armado, revoluciön, estado de emergencia 
nacional, estado de sitk> e insurrecciön, en el territorio de la otra 
Parte Contratante, serän tratados por östa ültlma no menos favo- 
rablemente que sus proplos nacionales o sociedades en k) que 
respecta a restituciones, compensaciones, indemnizaciones u 
otros resarcimientos. Estos pagos deberän ser libremente trans- 
feribles. 

(6) En lo que concierr>e a las materias regidas por este articulo, 
los nacionales o sociedades de una de las Partes Contratantes 
gozarän en el territorio de la otra Parte Contratante del trato de la 
naclön mäs favorecida. 


Articulo 5 

(1) Cada Parte Contratante garantizarä a los nacionales o 
sociedades de la otra Parte Contratante la libre transferer)cia de 
los pagos relacionados con urta inversiön, especialmente: 

(a) el Capital de la inversiön y las sumas adicionales para el 
mantenimlento o amptiaciön de la Inversiön; 

(b) las ganancias; 

(c) la amortlzaciön de los pröstamos definidos en el inciso c) dei 
apartado 1 del articulo 1 del presente Convenio, asi como 
sus intereses; 

(d) el producto de la venta o liquidaciön total o parcial de la 
inversiön; 

(e) las indemnizaciones previstas en el articulo 4. 

(2) La transferencia se efectuarä en moneda libremente con- 
vertible, sin restricciön ni demora al tipo de cambio aplicable en 
cada caso. Dicho tipo de cambio rK> deberä diferir sustancialmen- 
te del tipo cruzado (cross rate) de los tipos de cambio que el 
Fondo Monetario Intemacional aplicarta si en la fecha de pago se 
cambiaran las monedas de los paises interesados en derechos 
especiales de giro. 

Articulo 6 

Si una de las Partes Contratantes efectüa pagos a sus naciona- 
fes o sociedades en virtud de una gararTtia otorgada por una 
inversiön contra riesgos no comerdales en el territorio de la otra 
Parte Contratante, esta ültima. sin perjuicio de los derechos que 
en virtud del articulo 9 corresponderian a la primera Parte Con¬ 
tratante. reconocerä la subrogaciön en todos bs derechos de 
aquellos nacbnabs o sociedades a la primera Parte Contratante, 
bi^ sea por dtsposiciön legal o por acto jurfdico. Asimismo, la 
otra Parte Contratante reconocerä la causa y el abance de la 
subrogaciön de la primera Parte Contratante en la posbiön legal 
del tituiar anterbr. Para la trar^sferencia de tos pagos en virtud de 
bs derechos transferldos regirä, mutatis mutarbls, el articulo 5 de 
este Convenio. 
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Artikel 7 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
oder aus Übereinkünften, die neben diesem Vertrag zwischen den 
Vertragsparteien bestehen, eine allgemeine oder besondere Re> 
gelung, durch die den Kapitalanlagen der Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften der anderen Vertragspartei eine günstigere Be< 
handlung als nach diesem Vertrag zu gewähren ist, so geht diese 
Regelung dem vorliegenden Vertrag insoweit vor, als sie günsti¬ 
ger ist. 

(2) Jede Vertragspartei wird jede andere Verpflichtung einhal- 
ten, die sie in bezug auf Kapitalanlagen von Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei in ihrem Hoheits¬ 
gebiet übernommen hat. 

Artikel 8 

Dieser Vertrag gilt auch für die Angelegenheiten, die sich nach 
Inkrafttreten dieses Vertrags in bezug auf Kapitalanlagen erge¬ 
ben, die Staatsangehörige oder Gesellschaften der einen Ver¬ 
tragspartei im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei in Über¬ 
einstimmung mit deren Rechtsvorschriften vor Inkrafttreten dieses 
Vertrags vorgenommen haben. 

Artikel 9 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien 
über die Auslegung oder Anwendung dieses Vertrags sollen, 
soweit möglich, durch die Regierungen der beiden Vertragspar¬ 
teien auf diplomatischem Wege beigelegt werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf diese Weise nicht 
beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden Ver¬ 
tragsparteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem jede 
Vertragspartei ein Mitglied bestellt. Beide Mitglieder einigen sich 
auf den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann, der von 
den Regierungen der beiden Vertragsparteien zu bestellen ist. Die 
Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten, der Obmann Inner¬ 
halb von drei Monaten zu bestellen, nachdem die eine Vertrags¬ 
partei der arideren mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsverschie¬ 
denheit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede Ver¬ 
tragspartei den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs bit¬ 
ten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der 
Präsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertragspar¬ 
teien oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so soll der 
Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt auch der 
Vizepräsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags¬ 
parteien oder ist auch er verhindert, so soll das im Rang nächstfol¬ 
gende Mitglied des Gerichtshofs, das nicht die Staatsangehörig¬ 
keit einer der beiden Vertragsparteien besitzt, die Ernennungen 
vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit; seine 
Entscheidungen sind bindend. Jede Vertragspartei trägt die Ko¬ 
sten ihres Mitglieds sowie ihrer Vertretung in dem Verfahren vor 
dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns sowie die sonsti¬ 
gen Kosten werden von den beiden Vertragsparteien zu gleichen 
Tellen getragen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein Ver¬ 
fahren selbst. 

(6) Haben ein Staatsangehöriger oder eine Gesellschaft einer 
der Vertragsparteien und die andere Vertragspartei eine Streitig¬ 
keit einem zuständigen intematior^len Schiedsgericht oder dem 
zuständigen Gericht dieser Vertragspartei nach den Bestimmun¬ 
gen des Artikels 10 dieses Vertrags unterbreitet, wird die erstge¬ 
nannte Vertragspartei in derselben Angelegenheit kein Streit¬ 
schlichtungsverfahren nach diesem Artikel einleiten, es sei denn, 
die andere Vertragspartei befolgt den Schiedsspruch oder voll¬ 
streckt das Urteil nicht. 


Artfculo 7 

(1) Si de las disposiciones legales de una de las Partes Contra- 
tantes o de Io convenido por las Partes Contratantes mäs allä de 
Io acordado en el presente Convenio, resultare una reglamenta- 
ciön general o especial en virtud de la cual deba cofKederse a las 
inversiones de los nacionales o sociedades de la otra Parte 
Contratante un trato mäs favorable que el previsto en el presente 
Convenio, dicha reglamentaciön prevalecerä sobre el presente 
Convenio, en cuanto sea mäs favorable. 

(2) Cada Parte Contratante cumplirä cualquier otro compromiso 
que haya contraido con relaciön a las inversiones de nacionales o 
sociedades de la otra Parte Contratante en su territorio. 


Artfculo 8 

El presente Convenio se aplicarä, tambiän, a los asuntos surgi- 
dos despuäs de su entrada en vigor relacionados con inversiones 
efectuadas por los nacionales o sociedades de una Parte Contra¬ 
tante en el territorio de la otra Parte Contratante de acuerdo a sus 
leyes y reglamentaciones, antes de la entrada en vigor del Con¬ 
venio. 

Artfculo 9 

(1) Las controversias que surgieran entre las Partes Contratan¬ 
tes sobre la interpretaciön o aplicaciön del presente Convenio 
deberän, en Io posible, ser dirimidas por los Gobiemos de ambas 
Partes Contratantes, a traväs de sus canales diplomäticos. 

(2) Si una controversia no pudiere ser resuelta de esa manera, 
serä sometida a un tribunal arbitral a peticiön de una de las Partes 
Contratantes. 

(3) El tribunal arbitral serä constituido ad hoc. Cada Parte 
Contratante nombrarä un miembro y los dos miembros se pon- 
drän de acuerdo para eleglr como Presidente a un nacional de un 
tercer Estado que serä nombrado por los Gobiemos de ambas 
Partes Contratantes. Los miembros serän nombrados dentro de 
un plazo de dos meses y el Presidente dentro de un plazo de tres 
meses, despuäs de que cada una de las Partes Contratantes 
haya comunicado a la otra que desea someter la controversia a 
un tribunal arbitral. 

(4) Si los plazos previstos en el pärrafo 3 no fueren observados 
y a falta de otro arreglo, cada Parte Contratante podrä invitar al 
Presidente de la Corte Intemacional de Justicia a proceder a los 
nombramientos necesarios. En caso de que el Presidente sea 
nacional de una de las Partes Contratantes o se halle impedido 
por otra causa, corresponderä al Vicepresidente efectuar bs 
nombramientos. Si el Vicepresidente tambiän fuese nacional de 
una de las Partes Contratantes o si se hallare tambiän impedido, 
corresponderä al miembro de la Corte que siga inmediatamente 
en el orden jerärquico y no sea nacional de una de las Partes 
Contratantes, efectuar los nombramientos. 

(5) El tribunal arbitral tomarä sus decisiones por mayorfa de 
votos. Sus decisiones serän obligatorias. Cada Parte Contratante 
sufragarä los gastos ocasior^ados por la actividad de su ärbitro, 
asf comq los gastos de su representaciön en el procedimiento 
arbitral. Los gastos del Presidente, asf como los demäs gastos, 
serän sufragados por partes iguales por las dos Partes Contra¬ 
tantes. El tribunal arbitral determlnarä su propio procedimiento. 

(6) Si un nacional o una sociedad de una de las Partes Contra¬ 
tantes y la otra Parte Contratante hubieren sometido una contro¬ 
versia a un competente triburmi intemacional de arbitraje o af 
competente tribunal de esta Parte Contratante de acuerdo a las 
disposiciones del artfculo 10 del presente Convenio, la primera 
Parte Contratante no iniciarä un procedimiento arbitral sobre el 
mismo asunto, a menos que la otra Parte Contratante no acate y 
cumpla con el laudo o sentencia dictada. 
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Artikel 10 

(1) Meinungsverschiedenheiten in bezug auf Kapitalanlagen im 
Sinne dieses Vertrags zwischen einer der Vertragsparteien und 
einem Staatsangehörigen oder einer Gesellschaft der anderen 
Vertragspartei sollen, soweit möglich, zwischen den Streitparteien 
gütlich beigelegt werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit im Sinne von Absatz 1 
nicht innerhalb einer Frist von sechs Monaten ab dem Zeitpunkt 
ihrer Geltendmachung durch eine der beiden Streitparteien beige- 
legt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden Streitpar¬ 
teien den zustärKligen Gerichten der Vertragspartei, in deren 
Hoheitsgebiet die Kapitalanlage getätigt wurde, zu unterbreiten. 

(3) Unter jeder der nachstehend genannten Voraussetzungen 
kann die Meinungsverschiedenheit einem internationalen 
Schiedsgericht unterbreitet werden: 

a) auf Verlangen einer Streitpartei, wenn binnen 18 Monaten seit 
Einleitung des gerichtlichen Verfahrens gemäß Absatz 2 eine 
Sachentscheidung des angerufenen Gerichts nicht vorliegt 
oder wenn eine derartige Entscheidung vorliegt, die Mei¬ 
nungsverschiedenheit zwischen den Streitparteien aber fort¬ 
besteht; 

b) wenn beide Streitparteien sich darauf geeinigt haben. 

(4) Sofern die Streitparteien nicht anderes vereinbart haben, 
werden Meinungsverschiedenheiten zwischen den Streitparteien 
in den in Absatz 3 genannten Fällen entweder einem Schiedsver¬ 
fahren im Rahmen des Übereinkommens vom 18. März 1965 zur 
Beilegung von Investitlonsstreitigkeiten zwischen Staaten und 
Angehörigen anderer Staaten oder einem Ad hoc-Schiedsgericht 
nach den UNCITRAL-Schiedsregeln einvemehmlich unterworfen. 
Kommt binnen drei Monaten, nachdem eine Streitpartei die Einlei¬ 
tung eines Schiedsverfahrens verlangt hat, keine Einigung zu¬ 
stande, so wird die Meinungsverschiedenheit, sofern beide 
Vertragsparteien Vertragsstaaten des Übereinkommens vom 
18. März 1965 zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten zwi¬ 
schen Staaten und Angehörigen anderer Staaten sind, einem 
Schiedsverfahren im Rahmen des vorgenannten Übereinkom¬ 
mens unterworfen. Anderenfalls wird die Meinungsverschieden¬ 
heit dem vorgenannten Ad hoc-Schiedsgericht unterworfen. 


(5) Das Schiedsgericht trifft seine Entscheidungen auf der 
Grundlage dieses Vertrags und ge^iebenenfalls anderer zwischen 
den Vertragsparteien geltender Übereinkünfte, des nationalen 
Rechts der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet die Kapitalanla¬ 
ge belegen ist, einschließlich der Regeln des Intematior^len 
Privatrechts und der allgemeinen Rechtsgrundsätze des Völker¬ 
rechts. 

(6) Der Schiedsspruch Ist bindend und wird gemäß innerstaatli¬ 
chem Recht voltstreckt. 

Artikel 11 

Dieser Vertrag gilt unabhängig davon, ob zwischen den beiden 
Vertragsparteien diplomatische oder konsularische Beziehungen 
bestehen. 

Artikel 12 

(1) Dieser Vertrag tritt einen Monat r«ch dem Tag In Kraft, an 
dem die Regierungen der Vertragsstaaten einander notifiziert 
haben, daß die Innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkraft¬ 
treten erfüllt sind. 

(2) Dieser Vertrag bleibt zehn Jahre lang in Kraft; nach deren 
Ablauf verlängert sich die Geltungsdauer auf unbegrenzte Zeit, 
sofern nicht eine der beiden Vertragsparteien den Vertrag mit 
einer Frist von zwölf Monaten vor Ablauf der zehn Jahre schriftlich 
kündigt. Nach Ablauf von zehn Jahren kann der Vertrag jederzeit 
mit einer Frist von zwölf Monaten gekündigt werden. 


Articulo 10 

(1) Las controversias que surgleran entre una de las Partes 
Contratantes y un nacional o una sociedad de la otra Parte 
Contratante en relaciön con las inversiones en et sentido del 
presente Convenio, deberän, en Io posible, ser dirimidas entre las 
Partes en la controversia. 

(2) Si una controversia en el sentido del pärrafo 1 no pudiera ser 
resuelta dentro del plazo de seis meses, contado desde la fecha 
en que una de las Partes en la corrtroversia la haya promovido, 
serä sometida a peticiön de una de ellas a los tribunales compe- 
tentes de la Parte Contratante en cuyo territorio se realizö la 
inversiön. 

(3) La controversia podrä ser sometida a un tribunal arbitra) 
intemacional en cualquiera de las circunstancias siguientes: 

(a) A peticiön de una de las Partes de la controversia, cuando no 
exista una decisiön sobre el fondo despuös de transcurridos 
dieciocho meses, contados a partir de \a Inidaciön de! proce- 
so judicial previsto por el. apartado 2 de este articulo, o 
cuando exista tal decisiön pero la controversia subsista entre 
las Partes; 

(b) Cuando ambas Partes en la controversia asi Io hayan con- 
venido. 

(4) En \os casos previstos por el pärrafo 3 anterior, las contro¬ 
versias entre las Partes, en el sentido de este articulo, se somete- 
rän de comün acuerdo, cuando tas Partes en la controversia no 
hubiesen acordado otra cosa, sea a un procedlmiento arbitral en 
el marco del Xonvenio sobre Arreglo de Diferencias relativas a 
las Inversiones entre Estados y Nacionales de otros Estados”, de 
18 de marzo de 1965, o a un tribunal arbitral ad hoc establecido 
de conformidad con las reglas de la Comisiön de las Naciones 
Unidas para el Derecho Mercantil Intemacional (C.N.M.U.D.I.). 
Si despuös de un periodo de tres meses a partir de que una de las 
Partes hubiese solicitado el comienzo del procedlmiento arbitral 
rK> se hubiese llegado a un acuerdo, la controversia serä sometida 
a un procedlmiento arbitral en el marco del ‘Gonvenio sobre 
Arreglo de Diferencias relativas a las Inversiones entre Estados y 
Nacionales de otros Estados”, de 18 de marzo de 1965, siempre y 
cuando ambas Partes Contratantes sean parte de dicho Conve¬ 
nio. En caso contrario la controversia serä sometida al tribunal 
arbitral ad hoc antes citado. 

(5) El tribunal arbitral decidirä sobre la base del presente 
Convenio y, en su caso, sobre la base de otros Convenios o 
Tratados vigentes entre las Partes; del derecho intemo de la Parte 
Contratante en cuyo territorio se realizö la inversiön, incluyendo 
sus normas de Derecho Intemacional Privado; y, de los principios 
generales del Derecho Intemacional. 

(6) El laudo arbitral serä obligatorio y se ejecutarä de acuerdo 
con la legislaciön interna. 

Articulo 11 

El presente Convenio regirä indeper>dientemente de que exis- 
tan 0 no relaciones diplomäticas o consulares entre las Partes 
Contratantes. 

Articulo 12 

(1) El presente Convenio entrarä en vigencia un mes despuös 
de la fecha en la cua) (as Partes Contratantes se hayan notificado 
mutuamente que las exigencias de sus respectivas legislaciones, 
para la entrada en vigencia del presente Convenio, se hayan 
cumptido. 

(2) El presente Convenio tendrä una validez de diez anos y se 
prolongarä despuös por tiempo indefinido, a menos que una de 
las Partes Contratantes comunique por escrito a la otra Parte 
Contratante su Intenciön de darlo por terminado doce meses 
antes de su expiraciön. Transcurridos diez anos, el Convenio 
podrä denunciarse en cualquier momento, con un preaviso de 
doce meses. 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1997 Teil II Nr. 4, ausgegeben zu Bonn am 28, Januar 1997 


203 


(3) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkrafttre¬ 
tens dieses Vertrags vorgenommen worden sind, gelten seine 
Bestimmungen für weitere fünfzehn Jahre vom Tag des Außer¬ 
krafttretens des Vertrags an. 


Geschehen zu Lima am 30. Januar 1995 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und spanischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


(3) Para inversiones reajizadas antes de la fecha de termina- 
cidn del presente Convenio, sus disposiciones seguirän ngiendo 
durante los quince ahos subsiguientes a dicha fecha. 


Hecho en Lima, el 30 de Enero de 1995, en dos ejemplares. en 
idiomas castellarK) y alemän, cada uno, siendo ambos textos 
igualmente autönticos. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Por la Repübifca Federal de Alemania 

Wöckel 

Für die Republik Peru 
Por la Repübtica del Perü 

Efraln Goldenberg Schreiber 
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Protokoll 

Protocolo 


Bei der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der Burules- 
repubiik Deutschland und der Republik Peru über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen haben die 
Unterzeichneten Bevollmächtigten außerdem folgende Bestim¬ 
mungen vereinbart die als Bestandteile des Vertrags gelten: 

(1) Zu Artikel 1 

a) Erträge aus der Kapitalanlage und im Fall ihrer Wiederanlage 
auch deren Erträge genießen den gleichen Schutz wie die 
Kapitalanlage. 

b) Unbeschadet anderer Verfahren zur Feststellung der Staats¬ 
angehörigkeit gilt insbesondere als Staatsangehöriger einer 
Vertragspartei Jede Person, die einen von den zuständigen 
Behörden der betreffenden Vertragspartei ausgestellten natio¬ 
nalen Reisepaß besitzt. 

(2) Zu Artikel 2 

Der Vertrag gilt auch in den an die Küste angrenzenden Meeres¬ 
gebieten der jeweiligen Vertragspartei, soweit diese Vertragspar¬ 
tei in Übereinstimmung mit der nationalen Gesetzgebung ur>d 
dem Völkerrecht souveräne Rechte oder Hoheitsbefugnisse in 
diesen Gebieten ausuben darf. 

(3) Zu Artikel 3 

a) Als p^etätigung* im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 ist insbe- 
soTKlere, aber nicht ausschließlich, die Verwaltung, die Ver¬ 
wendung, der Gebrauch und die Nutzung einer Kapitalanlage 
anzusehen. Als eine «weniger günstige" BeharKlIung im Sinne 
des Artikels 3 ist insbesorxlere anzusehen: die Etrtschränkung 
des Bezugs von Roh- und Hilfsstoffen, Energie und Brennstof¬ 
fen sowie Produktions- urnj Betriebsmitteln aller Art, die Behin¬ 
derung des Absatzes von Erzeugnissen kn In- und Ausland 
sowie sonstige Maßnahmen mit ähnlicher Auswirkung. Maß¬ 
nahmen, die aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung, der Volksgesurkjheit oder Sittlichkeit zu treffen sind, 
gelten nicht als »weniger günstige" BeharKflung im Sinne des 
Artikels 3. 

b) Die Bestimmungen des Artikels 3 verreichten eine Vertrags¬ 
partei nicht, steuerliche Vergürtstigungen, Befreiungen und 
Ermäßigungen, welche gemäß den Steuergesetzen nur den in 
kirem Hoheitsgebiet ansässigen natürlichen Personen urtd 
Gesellschaften gewährt werden, auf im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei ansässige natürliche Personen und 
Gesellschaften auszudehnen. 

c) Die Vertragsparteien werden kn Rahmen ihrer kmerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften Anträge auf die Einreise und den 
Aufenthalt von Personen der einen Vertragspartei, die kn 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage ki das Hoh^tsgebi^ 
der anderen Vertragspartei elnreisen wollen, vvohlwollerKi 
prüfen; das gleiche gilt für Arbeitnehmer der einen Vertrags¬ 
partei. die kn Zusammenhang mit einer Kapitalanlage In das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei elnreisen und sich 
dort aufhalten woilea um eine Tätigkeit als Arbeitnehmer 
auszuöben. Auch Anträge auf Erteilung der Arbeitserlaubnis 
werden wohlwollend geprüft. 


(4) Zu Artikel 4 

Ein Anspruch auf Entschädigung besteht auch dann, wenn durch 
kl Artikel 4 gertannte Maßnahmen in das Unternehmen, das 
Gegenstand der Kapitatanlage ist. eingegriffen und dadurch seine 
wirtschaftliche Substanz erheblich beeinträchtigt wird. 


En el acto de la ftrma del Convenio entre la Repüblica Federal 
de Alemania y la Repüblica del Peru sobre Promociön y Protec- 
ciön Recfproca de Inversiones, los kifrascritos plenipotenclarios 
han adoptado, ademäs, las siguientes disposiciorres, que se 
considerarän como parte integrante del Convenio: 

(1) Ad artfculo 1 

a) Las rentas de uria inversiön y en el caso de su reinversiön 
tambiön las rentas de östa, gozarän de igual protecciön que la 
inversiön misma. 

b) Sin peijuicio de otros procedimientos para determinar la na- 
cionalidad, se considerarä en especial como nacional de una 
Parte Contratante a toda persona que posea un pasaporte 
nacional extendido por las autoridades competentes de la 
respectiva Parte Contratante. 

(2) Ad articulo 2 

El Convenio regirä tambiön en las äreas maritimas adyacentes a 
las costas de ambas Partes Contratarrtes en las que ejerzan 
derechos de soberania o jurisdicciön, de conformidad con sus 
legistaciones nacionales y el derecho intemacional. 


(3) Ad artfculo 3 

a) Como actividades en el sentido del pärrafo segurKk) del 
artfculo 3, se considerarän especial. pero rK> exclusivamente, 
la administraciön, la utilizaciön, el uso y el aprovechamiento 
de una inversiön. Se considerarän especialmente como «trä¬ 
te menos favorabte» en el sentido del artfculo 3: la limitaeiön 
en la adquisiciön de materias primas y auxiliäres, energfa y 
combustibles, asf como medios de prockicciön y explotaciön 
de toda clase, la obstacultzaeiön de la venta de productos en 
el interior del pafs y en ei extranjero, y toda medida de 
efectos anälogos. No se considerarän como «trato mer>os 
favorable» en el sentido del artfculo 3 las medidas que se 
tomen por razones de seguridad y orden publico, sanidad 
publica o moralidad. 

b) Las disposiciones del artfculo 3 no obligan a una Parte 
Contratante a extender las ventajas, exendones y reduccio- 
nes fiscates. que segün las leyes tributarias sölo se conce- 
den a las personas r^aturales y sociedades residentes en el 
terrltono de la otra Parte Contratante. 


c) Las Partes Contratantes, de acuerdo con sus disposiciones 
legales intemas, tramitarän con benevolencia las solfcitudes 
de inmigraeiön y residenda de personas de una de las 
Partes Contratantes que, en retadön con ur)a inversiön, 
quieran entrar en el territorio de la otra Parte Contratante; la 
misma rK>rma regirä para los asalariados de una Parte 
Contratante que, en reladön con una inversiön, quieran 
entrar y residir en el territorio de la otra Parte Contratante 
para ejercer su actividad como asalariados. Igualmente se 
tramitarän con benevolencia las solicitudes de permiso de 
trabajo. 


(4) Ad articulo 4 

Et derecho a indemnizadön existlrä, asimismo, en el caso de que 
se adopte alguna de las medidas defkildas en el artfculo 4 respec- 
to de la compahfa donde se hake situada la inversiön y se 
produzca, como consecuerveia de aquälla. un severo perjuteto que 
afecte sustandalmente a dicha compahfa. 
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(5) Zu Artikel 5 

Als „unverzüglich“ durchgeführt im Sinne des Artikels 5 Absatz 2 
gilt ein Transfer, der innerhalb einer Frist erfolgt, die normaler¬ 
weise zur Beachtung der Transferförmlichkeiten erforderlich ist. 
Die Frist beginnt mit der Einreichung eines entsprechenden 
Antrags und darf unter keinen Umständen zwei Monate über¬ 
schreiten. 

(6) Bei Beförderungen von Gütern und Personen, die im Zusam¬ 
menhang mit einer Kapitalanlage stehen, wird eine Vertragspartei 
die Transportunternehmen der anderen Vertragspartei weder aus¬ 
schalten noch behindern und, soweit erforderlich, Genehmigun¬ 
gen zur Durchführung der Transporte erteilen. 


(5) Ad artfculo 5 

Una transferencia se considera realizada «sin demora» en el 
sentido del pärrafo 2 del arttculo 5 cuando se ha efectuado dentro 
del plazo normaimente necesario para et cumplimiento de las 
formalidades de transferencia. Et plazo, que en ningün caso podrä 
exceder de dos meses, comenzarä a correr en el momento de 
entrega de la correspondiente solicitud. 

(6) Respecto a los transportes de mercancfas y personas en 
relaciön con inversiones, cada una de las Partes Contratantes no 
excluirä ni pondrä trabas a las empresas de transporte de la otra 
Parte Contratante y. en caso necesario, concederä autorizaciones 
para la reaüzaciön de los transportes. 


Geschehen zu Lima am 30. Januar 1995 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und spanischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


Hecho en Lima, el 30 de Enero de 1995, en dos ejemplares, en 
idiomas Castellano y alemän, siendo ambos textos igualmente 
autönticos. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Por la Republica Federal de Alemania 

Wöckel 


Für die Republik Peru 
Por la Republica del Peru 

Efrain Goldenberg Schreiber 
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Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 
des Patentzusammenarbeitsvertrages 

Vom 13. Dezember 1996 

Der Vertrag vom 19. Juni 1970 über die Internationale 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Patentwesens - 
Patentzusammenarbeitsvertrag -- (BGBl. 1976 II S. 649, 
664; 1984 ll S. 799, 975) wird nach seinem Artikel 63 
Abs. 2 für 

Jugoslawien am 1. Februar 1997 

In Kraft treten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Be¬ 
kanntmachung vom 5. September 1996 (BGBl, fi S. 2518). 


Bonn, den 13. Dezember 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hillgenberg 


Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 

des Zusatzprotokolls zum Europäischen Übereinkommen 
über die Rechtshilfe In Strafsachen 

Vom 13. Dezember 1996 

Das Zusatzprotokoll vom 17. März 1978 zum Europäi¬ 
schen Übereinkommen vom 20. April 1959 über die 
Rechtshilfe in Strafsachen (BGBl. 1990 II S. 124) wird 
nach seinem Artikel 5 Abs. 3 für die 

Slowakei am 22. Dezember 1996 

In Kraft treten. 

Diese Bekanntmachung ergeht Im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 31. Mai 1996 (BGBl. II S. 1054). 


Bonn, den 13. Dezember 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hlllgenberg 
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Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 

des Europäischen Übereinkommens zur Verhütung von Folter 
und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe 

Vom 16. Dezember 1996 

Das Europäische Übereinkommen vom 26. November 1987 zur Verhütung 
von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe 
(BGBl. 1989II S. 946) wird nach seinem Artikel 19 Abs. 2 für 

Albanien am 1. Februar 1997 

in Kraft treten. 


Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
29. September 1995 (BGBl. II S. 910). 


Bonn, den 16. Dezember 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hillgenberg 


Bekanntmachung 

des deutsch-slowakischen Abkommens 
über den grenzüberschreitenden Personenverkehr auf der Straße 

Vom 16. Dezember 1996 

Das in Bonn am 25. September 1996 Unterzeichnete 
Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Slowakischen Repu¬ 
blik über den grenzüberschreitenden Personenverkehr 
auf der Straße ist nach seinem Artikel 13 Abs. 1 

am 25. September 1996 

in Kraft getreten; es wird nachstehend veröffentlicht. 


Bonn, den 16. Dezember 1996 


Bundesministerium für Verkehr 
Im Auftrag 
Jagow 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Slowakischen Republik 
über den grenzüberschreitenden Personenverkehr auf der Straße 


Die Regieaing der Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Regierung der Slowakischen Republik - 

in dem Wunsch, den grenzüberschreitenden Personenverkehr 
auf der Straße zu regeln und zu fördern - 

sind wie folgt öbereingekommen: 

Artikel 1 

Dieses Abkommen regelt auf der Grundlage des innerstaatli¬ 
chen Rechts der Vertragsparteien die Beförderung von Personen 
im grenzüberschreitenden Straßenverkehr zwischen der Bundes¬ 
republik Deutschland und der Slowakischen Republik und im 
Transit durch diese Staaten durch Verkehrsuntemehmer, die im 
Hoheitsgebiet ihres Staates zur Ausführung dieser Beförderun¬ 
gen berechtigt sind. 

Artikel 2 

(1) Personenverkehr im Sinne dieses Abkommens ist die 
Beförderung von Personen und deren Gepäck mit Kraftomnibus¬ 
sen sowie mit Personenkraftwagen (Taxen und Mietwagen) auf 
eigene Rechnung oder auf Rechnung Dritter. Das gilt auch für 
Leerfahrten im Zusammenhang mit diesen Verkehrsdiensten. 

(2) Als Kraftomnibusse gelten Kraftfahrzeuge, die nach Ihrer 
Bauart und Ausstattung zur Beförderung von mehr als neun Per¬ 
sonen (einschließlich Fahrer) geeignet ur>d bestimmt sind. Ais 
Personenkraftwagen gelten Kraftfahrzeuge, die nach Ihrer Bauart 
und Ausstattung zur Beförderung von nicht mehr als neun Perso¬ 
nen (einschließlich Fahrer) geeignet und bestimmt sind. 

Artikel 3 

(1) ünienverkehr Ist die regelmäßige Beförderung von Perso¬ 
nen in einer bestimmten Verkehrsverbindung nach im voraus 
festgelegten und veröffentlichten Fahrplänen. Beförderungs¬ 
entgelten und -bedingungen, bei denen Fahrgäste an vorher 
festgelegten Haltestellen ein- und aussteigen können. Dies gilt 
auch für Verkehre, die Im wesentlichen wie ünienverkehr durch¬ 
geführt werden. 

(2) Als ünienverkehr Im Sinne dieses Abkommens gilt unab¬ 
hängig davon, wer den Ablauf der Fahrten bestimmt, auch die 
regelmäßige Beförderung bestimmter Kategorien von Personen 
unter Ausschluß anderer Fahrgäste, soweit die Merkmale des 
ünienVerkehrs nach Absatz 1 gegeben sind. Diese Beförderun¬ 
gen, insbesondere die Beförderung von Arbeitnehmern zur 
Arbeitsstelle und von dort zu ihrer Wohnung und die Beförderung 
von Schülern zur Lehranstalt und von dort zu ihrer Wohnung, 
werden als „Sonderformen des Linienverkehrs“ bezeichnet. 

(3) Linienverkehre im Wechsel- oder Transitverkehr bedürfen 
der Genehmigung der zuständigen Behörden beider Vertrags¬ 
parteien. Die Genehmigung wird Im gegenseitigen Einvernehmen 
nach Maßgabe des geltenden Rechts der jeweiligen Vertrags¬ 
partei erteilt. Die Genehmigung kann für einen Zeitraum von bis 
zu fünf Jahren erteilt werden. 

(4) Änderungen des ünienvertaufs, der Haltestellen, der Fahr¬ 
pläne, der Beförderungsentgelte und -bedingungen bedürfen der 
vorherigen Zustimmung der zuständigen Behörden beider Ver¬ 
tragsparteien. Das gleiche gilt für die Einstellung des Betriebs. 


(5) Anträge der Verkehrsuntemehmer einer Vertragspartei auf 
Einrichtung eines ünienverkehrs sowie Anträge gemäß Absatz 4 
sind mit einer Stellungnahme des Verkehrsministeriums dieser 
Vertragspartei dem Verkehrsmlnisterium der anderen Vertrags¬ 
partei unmittelbar zu übersenden. 

(6) Die Anträge nach den Absätzen 4 und 5 müssen Insbeson¬ 
dere folgende Angaben enthalten: 

1. Name und Vorname oder Firma sowie vollständige Anschrift 
des antragstellenden Verkehrsuntemehmers; 

2. Art des Verkehrs; 

3. Beantragte Genehmigungsdauer; 

4. Betriebszeitraum und Zahl der Fahrten (z. B. täglich, 
wöchentlich); 

5. Fahrplan; 

6. Genaue ünienführung (Haltestellen zum Aufnehmen und 
Absetzen der Fahrgäste/andere Haltestellen/Grenzüber¬ 
gangssteilen); 

7. Länge der ünle in Kilometern: Hinfahrt/Rückfahrt; 

8. Länge der Tagesfahrstrecke; 

9. Lenk- und Ruhezeiten der Fahrer; 

10. Zahl der Sitzplätze der einzusetzenden Kraftomnibusse; 

11. Beförderungsentgelte und -bedingungen (Tarife). 

Artikel 4 

(1) Pendelverkehr ist der Verkehrsdienst, bei dem vorab gebil¬ 
dete Gruppen von Fahrgästen bei mehreren Hin- und Rückfahr¬ 
ten von demselben Ausgangsgebiet zu demselben Zielgebiet 
befördert werden. Diese Gruppen, die aus Fahrgästen bestehen, 
die die Hinfahrt zurückgelegt haben, werden bet einer späteren 
Fahrt zum Ausgangsort zurückgebracht. Unter Ausgangsgebiet 
und Zielgebiet sind der Ort des Reiseantritts und der Ort des 
Reiseziels sowie die in einem Umkreis von 50 km gelegenen Orte 
zu verstehen. Neben der Beförderungsleistung muß die Unter¬ 
kunft der Reisegruppe mit oder ohne Verpflegung am Zielort und 
gegebenenfalls während der Reise eingeschlossen sein. Die 
erste Rückfahrt und die letzte Hinfahrt in der Reihe der Pendel¬ 
fahrten müssen Leerfahrten sein. 

(2) Die Zuordnung eines Verkehrsdienstes zum Pendelverkehr 
wird nicht dadurch berührt, daß mit Zustimmung der zuständigen 
Behörden der betreffenden Vertragspartei oder der betreffenden 
Vertragsparteien Reisende abweichend von Absatz 1 die Rück¬ 
fahrt mit einer anderen Gruppe vornehmen. 

(3) Pendel verkehre bedürfen Im Einzelfall der Genehmigung 
der zuständigen Behörde der anderen Vertragspartei. Der Antrag 
auf Erteilung einer Genehmigung ist unmittelbar an die zuständi¬ 
ge Behörde der anderen Vertragspartei zu richten. Er soll minde¬ 
stens 60 Tage vor Aufnahme des Verkehrs gestellt werden. 

(4) Anträge auf Genehmigung eines Pendelverkehrs nach 
Absatz 3 müssen außer den Angaben nach Artikel 3 Absatz 6 
noch die Reisedaten, Zahl der Fahrten und die Angaben über Ort 
und Hotels oder sonstige Einrichtungen, in denen die Fahrgäste 
während ihres Aufenthalts untergebracht werden sollen, sowie 
über die Dauer des Aufenthalts enthalten. 
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(5) Grundsätze über das Genehmigungsverfahren bei Pendel¬ 
verkehren, Genehmigungsvordrucke, Kontrolldokumente unö 
zuständige Behörden werden erforderlichenfalls in der nach Arti¬ 
kel 10 g^ildeten Gemischten Kommission erarbeitet. 

Artikel 5 

(1) Gelegenheitsverkehr Ist der Verkehr, der nicht Unienverkehr 
im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 und auch nicht Pendelverkehr 
im Sinne von Artikel 4 ist. 

(2) Gelegenheitsverkehre im Wechsel- oder Transitverkehr 
bedürfen keiner Genehmigung, wenn es sich handelt 

a) um Fahrten, die mit einem Kraftfahrzeug durchgeführt wer¬ 
den, das auf der gesamten Fahrtstrecke die gleiche Reise¬ 
gruppe befördert und sie an den Ausgangsort zurückbhngt 
(Rundfahrten mit geschlossenen Türen), 

b) um Verkehre, bei denen zur Hinfahrt Fahrgäste aufgenom¬ 
men werden und bei denen die Rückfahrt eine Leerfahrt ist 
(Leerrückfahrten), 

c) um Leereinfahrten, um eine Reisegruppe, die zuvor von dem¬ 
selben Verkehrsuntemehmer mit einem Verkehr nach Buch¬ 
stabe b befördert worden ist, wieder aufzunehmen und an 
den Ausgangsort zurückzubringen. 

(3) Bei Gelegenheitsverkehren dürfen unterwegs Fahrgäste 
weder aufgenommen noch abgesetzt werden, es sei denn, daß 
die zuständige Behörde der betreffenden Vertragspartei dies 
gestattet. 

(4) Gelegenheitsverkehre, die nicht den Bestimmungen des 
Absatzes 2 entsprechen, bedürfen in jedem Fall der Geneh¬ 
migung der zuständigen Behörde der jeweils anderen Vertrags¬ 
partei. Der Antrag auf Erteilung einer Genehmigung Ist unmittel¬ 
bar an die zuständige Behörde der anderen Vertragspartei zu 
richten. Er soll mindestens vier Wochen vor Aufnahme des Ver¬ 
kehrs gestellt werden. 

(5) Die Anträge nach Absatz 4 müssen Insbesondere folgende 
Angaben enthalten: 

1. Name und Vorname oder Firma sowie vollständige Anschrift 
des Verkehrsuntemehmers sowie gegebenenfalls des Reise¬ 
veranstalters, der den Beförderungsauftrag erteilt hat; 

2. Staat, in dem die Reisegruppe gebildet wird; 

3. Ausgangs- und Zielort der Fahrt; 

4. Fahrtstrecke mit Grenzübergangsstellen; 

5. Daten der Hin- und Rückfahrt; 

6. Lenk- und Ruhezeiten der Fahrer; 

7. Amtliche Kennzeichen der Kraftfahrzeuge; 

8. Zahl der Sitzplätze der einzusetzenden Kraftomnibusse. 

(6) Kontrolldokumente für genehmigungsfreie Gelegenheits¬ 
verkehre werden in der nach Artikel 10 gebildeten Gemischten 
Kommission vereinbart. 

Artikel 6 

(1) Die nach Artikel 3 Absatz 3, Artikel 4 Absatz 3, Artikel 5 
Absätze 3 und 4 erteilten Genehmigungen dürfen nur von dem 
Verkehrsuntemehmer genutzt werden, dem sie erteilt werden. 
Sie dürfen weder auf einen anderen Verkehrsuntemehmer über¬ 
tragen werden noch, Im Falle des Gelegenheitsverkehrs, für 
andere Kraftfahrzeuge als In der Genehmigung angegeben 
genutzt werden. Im Rahmen eines Linienverkehrs kann der Ver¬ 
kehrsuntemehmer, dem die Genehmigung erteilt ist, ünterauf- 
tragnehmer einsetzen. Diese brauchen in der Genehmigungs¬ 
urkunde nicht genannt zu sein, müssen jedoch eine amtliche 
Ausfertigung dieser Urkunde mit sich führen. 

(2) Die nach diesem Abkommen erforderlichen Genehmigun¬ 
gen, Kontrolldokumente oder sonstige Beförderungspapiere sind 
bei allen in diesem Abkommen geregelten Fahrten im Fahrzeug 
mitzuführen und auf Verlangen den Vertretern der zuständigen 
Kontrollbehörden vorzuweisen. Die Kontrolldokumente sind vor 
Beginn der Fahrt vollständig auszufüllen. 


Artikel 7 

Bei der Durchführung von Beförderur>gen aufgrxind dieses 
Abkommens entfallen für jede der Vertragsparteien Zollabferti¬ 
gungsgebühren, Eingangsabgaben (Zoll, Enfuhrumsatzsteuer 
urxl MIneralölsteueil und die Genehmigur^gspflicht für die Einfuhr 
in das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei von; 

a) Treibstoff, der in den für das Jeweilige Kraftfahrzeugmodell 
vorgesehenen Hauptbehättem, die technisch und vom Auf¬ 
bau her mit der Kraftstoffanlage verbunden sind, mitgeführt 
wird; die Zollfreiheit für Treibstoffe in den Hauptbehättem ist 
bei Kraftomnibussen auf eine Menge von 600 Utem je Fahr¬ 
zeug beschränkt; 

b) Schmierstoffen, die sich Im Kraftfahrzeug befinden und die 
dem normalen Bedarf für den Betrieb während der Beförde¬ 
rung entsprechen; 

c) Ersatzteilen und Werkzeug zur Instandsetzug des Kraftfahr¬ 
zeugs, mit dem die grenzüberschreftende Beförderung 
durchgefOhrt wird; nicht verwendete Ersatzteile sowie aus¬ 
gewechselte Alttelle müssen wieder ausgeführt oder nach 
den Bestimmungen der jeweiligen Vertragspartei zollamtlich 
behandelt werden. 

Artikel 8 

(1) Die Verkehrsuntemehmer sind verpflichtet, die Im Hoheits¬ 
gebiet der anderen Vertragspartei gelteriden Bestimmungen des 
Verkehrs- und Kraftfahrzeugsrechts sowie die jeweils gelterxlen 
Zollbestimmungen einzuhalten. 

(2) Bei schweren oder wiederholten Zuwiderhandlungen eines 
Verkehrsuntemehmers und seines Fahrpersonals gegen das im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei geltende Recht und 
gegen die Bestimmungen dieses Abkommens treffen die zustän¬ 
digen Behörden der Vertragspartei, bei der das Kraftfahrzeug 
zugelassen ist, auf Ersuchen der zuständigen Behörde der Ver¬ 
tragspartei, bei der die Zuwiderhandlung begangen wurde, eine 
der fotgerrden Maßnahmen: 

a) Aufforderung an den verantwortlichen Verkehrsuntemehmer, 
die geltenden Voischriften einzuhalten (Verwarnung); 

b) vorübergehender Ausschluß vom Verkehr; 

c) Einstellung der Ausgabe von Genehmigungen an den verant¬ 
wortlichen Verkehrsuntemehmer oder Entzug einer bereits 
erteilten Genehmigung für den Zeitraum, für den die zustän¬ 
dige Behörde der anderen Vertragspartei den Verkehrsunter¬ 
nehmer vom Verkehr ausgeschlossen hat. 

(3) Die Maßnahme nach Buchstabe b kann auch unmittelbar 
von der zuständigen Behörde der Vertragspartei ergriffen wer¬ 
den, in deren Hoheitsgebiet die Zuwiderhandlung begangen 
worden ist. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien unterrich¬ 

ten einander nach Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts hin¬ 
sichtlich der Übermittlung personenbezogener Daten über die 
getroffenen Maßnahmen. ‘ 

Artikel 9 

Soweit aufgrund dieses Abkommens nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts personenbezogene Daten übermittelt 
werden, gelten die nachfolgerKlen Bestimmungen: 

1. Die Nutzung der Daten durch den Empfär>ger ist nur zu dem 
angegebenen Zweck und zu den durch die übermittelnde 
Stelle vorgeschriebenen Bedingungen zulässig. 

2. Der Empfär^er unterrichtet die übermittelnde Stelle auf Er¬ 
suchen über die Verwendung der übermittelten Daten und 
über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

3. Personenbezogene Daten dürfen ausschließlich an Strafver¬ 
folgungsbehörden übermittelt werden. Die weitere Übermitt¬ 
lung an andere Stellen darf nur mit vorheriger Zustimmur>g 
der übermittelnden Stelle erfolgen. 
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4. Die übermittelnde Steile ist verpflichtet auf die Richtigkeit der 
zu übermittelrKJen Daten sowie auf die Erforderlichkeit und 
VerhdItnismdBigkeit in bezug auf den mit der Übenmittiung 
verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem jewei¬ 
ligen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlurigsverbote 
zu beachten. Erweist sich, daß unrichtige oder Daten, die 
nicht übermittelt werden durften, übermittelt worden sind, so 
ist dies dem Empfänger unverzüglich mitzuteilen. Er ist ver¬ 
pflichtet, die Berichtigur^ oder Vernichtung vorzunehmen. 

5. Dem Betroffenen Ist auf Antrag Über die zu seiner Person vor¬ 
handenen Informationen sowie über den vorgesehenen Ver¬ 
wendungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung zur 
Auskunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung 
ergibt, daß das öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu 
erteilen, das Interesse des Betroffenen an der Auskunftsertei¬ 
lung überwiegt. Im übrigen richtet sich das Recht des Betrof¬ 
fenen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten Aus¬ 
kunft zu erhalten, nach dem innerstaatlichen Recht der Ver¬ 
tragspartei, in deren Hoheitsgebiet die Auskunft beantragt 
wird. 

6. Die übermitteltende Stelle weist bei der Übermittlung auf die 
nach dem für sie geltenden Recht zu beachtenden Löschungs¬ 
fristen hin. Unabhängig von diesen Fristen sind die über¬ 
mittelten personenbezogenen Daten nach dem Wegfall der 
Erforderlichkeit zu löschen. 

7. Die mit der Durchführung dieses Abkommens beauftragten 
Stellen der Vertragsparteien sind verpflichtet, die Übermitt¬ 
lung und den Empfang von personenbezogenen Daten 
aktenkundig zu machen und die übermittelten personenbe¬ 
zogenen Daten wirksam gegen unbefugten Zugang, unbe¬ 
fugte Veränderung und unbefugte Bekanntgabe zu schützen. 


Artikel 10 

Vertreter der Verkehrsministerien beider Vertragsparteien bil¬ 
den eine Gemischte Kommission. Sie tritt auf Ersuchen einer Ver¬ 
tragspartei zusammen, um die ordnungsgemäße Durchführung 
dieses Abkommens zu gewährleisten. Falls erforderlich, erarbei¬ 
tet die Gemischte Kommission unter Beteiligung anderer zustän¬ 
diger Stellen Vorschläge zur Anpassung des Abkommens an die 
Verkehrsentwicklung sowie an geänderte Rechtsvorschriften. 
Kommt eine Einigung nicht zustande, entscheiden die bevoll¬ 
mächtigten Vertreter der Vertragsparteien. 

Artikel 11 

Die Verkehrsministerien beider Vertragsparteien teilen sich 
gegenseitig die zustärujigen Behörden nach den Artikeln 3, 4, 5 
und 8 dieses Abkommens mit. 

Artikel 12 

Rechte und Pflichten der Vertragsparteien aus ihren sonstigen 
völkerrechtlichen Übereinkünften sowie die Verpflichtungen der 
Bundesrepublik Deutschland als Mitgiiedstaat in der Europäi¬ 
schen Union werden durch dieses Abkommen nicht berührt. 

Artikel 13 

(1) Dieses Abkommen tritt am Tag der Untei^eichnung in Kraft. 

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Es bleibt in Kraft, bis eine Vertragspartei der anderen Vertrags¬ 
partei schriftlich die Kür>digung des Abkommens mitteilt. In 
diesem Fall tritt das Abkommen sechs Monate nach Eingang der 
Kündigung außer Kraft. 


Geschehen zu Bonn am 25. September 1996 ln zwei Urschrif¬ 
ten, jede in deutscher und slowakischer Sprache, wobei Jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

Hans-Dieter Scheel 
Johannes Nitsch 


Für die Regierung der Slowakischen Republik 
Szabo 
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Bekanntmachung 

des deutsch-papua-neuguineischen Abkommens 
über Finanzielle Zusammenarbeit 

Vom 16. Dezember 1996 

Das in Port Moresby am 27. August 1996 Unterzeich¬ 
nete Abkommen zwischen der Regierung der Bundes¬ 
republik Deutschland und der Regierung des Unabhän¬ 
gigen Staates Peipua-Neuguinea über Finanzielle Zusam¬ 
menarbeit Ist nach seinem Artikel 5 

am 27. August 1996 

in Kraft getreten; es wird nachstehend veröffentlicht. 


Bonn, den 16. Dezember 1996 

Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 
Im Auftrag 
Popp 


Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung des Unabhängigen Staates Papua-Neuguinea 

über Finanzielle Zusammenarbeit 
im Vorhaben „Dörfliche Waldwirtschaft in East New Britain“ 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Regierung des Unabhängigen Staates Papua-Neuguinea - 

im Geiste der bestehenden freundschaftlichen Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Unabhängi¬ 
gen Staat Papua-Neuguinea, 

in dem Wunsche, diese freundschaftlichen Beziehungen durch 
partnerschaftliche Finanzielle Zusammenarbeit zu festigen und 
zu vertiefen, 

im Bewußtsein, daß die Aufrechterhaitung dieser Beziehungen 
die Grundlage dieses Abkomniens ist, 

in der Absicht, zur sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung in 
dem Unabhängigen Staat Papua-Neuguinea beizutragen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Die Regierung der Bundesrepublik DeutschlarKl ermöglicht 
es der Regierung des Unabhängigen Staates Papua-Neuguinea 


oder einem anderen von beiden Regierungen gemeinsam aus¬ 
zuwählenden Empfänger, von der Kreditanstalt für Wiederauf¬ 
bau, Frankfurt am Main, für das Vorhaben «Dörfliche Waldwirt¬ 
schaft in East New Britain” elr>en Finanzierungsbeitrag bis zu 
6 000 000,- DM (In Worten: sechs Mitlior>en Deutsche Mark) als 
Zuschuß zu erhalten. 

(2) Dieses Abkommen findet auch auf Rnanzierungsbefträge 
für Vorbereltungs- und Begleitmaßnahmen zu den in Absatz 1 
genannten Vorhaben Anwendung, falls die Regierung der Bun¬ 
desrepublik Deutschland es der Regierung des Unabhängigen 
Staates Papua-Neuguinea zu einem späteren Zeitpunkt ermög¬ 
licht, solche Finanzierungsbeiträge von der Kreditanstalt für Wie¬ 
deraufbau, Frankfurt am Main, zu erhalten. 

(3) Das in Absatz 1 bezeichnete Vorhaben kann im Einverneh¬ 
men zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung des Ur)abhär>gigen Staates Papua-Neuguinea 
durch andere Vorhaben ersetzt werden, die ebenfalls die beson¬ 
deren Voraussetzurtgen für die Förderung im Wege eines Finan¬ 
zierungsbeitrags erfüllen und somit durch einen Finanzierungs¬ 
beitrag (Zuschuß) gefördert werden können. Falls es durch Vor¬ 
haben aus einem anderen Bereich ersetzt wird, ermöglicht es die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland der Regierung des 
Ur^bhängtgen Staates Papua-Neuguinea, von der Kreditanstalt 
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für Wiederaufbau für diese Vorhaben ein Darlehen bis zur Höhe 
des vorgesehenen Finanzierungsbeitrages zu erhalten. 

Artikel 2 

Die Verwendung des in Artikel 1 Absatz 1 genannten Betrags, 
die Bedingungen, zu denen er zur Verfügung gestellt wird, sowie 
das Verfahren der Auftragsvergabe bestimmt der zwischen der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau und dem Empfänger des Finan> 
zierungsbeitrags zu schließende Vertrag, der den in der Bundes- 
republik Deutschland geltenden Rechtsvorschriften unterliegt. 

Artikel 3 

Die Regierung des Unabhängigen Staates Papua-Neuguinea 
stellt die Kreditanstalt für Wiederaufbau von sämtlichen Steuern 
und sonstigen öffentlichen Abgaben, die im Zusammenhang mit 
Abschluß und Durchführung des in Artikel 2 erwähnten Vertrags 


von oder in dem Unabhängigen Staat Papua-Neuguinea erhoben 
werden, frei. 

Artikel 4 

Die Regierung des Unabhängigen Staates Papua-Neuguinea 
überläßt bei den sich aus der Gewährung des Finanzierungs¬ 
beitrags ergebenden Transporten von Personen und Gütern im 
See-, Land- und Luftverkehr den Passagieren und Lieferanten 
die freie Wahl der Verkehrsuntemehmen, trifft keine Maßnahmen, 
welche die gleichberechtigte Beteiligung der Verkehrsuntemeh¬ 
men in der Bundesrepublik Deutschland ausschiießen oder 
erschweren, und erteilt gegebenenfalls die für eine Beteiligung 
dieser Verkehrsuntemehmen erforderlichen Genehmigungen. 

Artikel 5 

Dieses Abkommen tritt am Tag seiner Unterzeichnung in Kraft. 


Geschehen zu Port Moresby am 27, August 1996 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und englischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

Soering 

Für die Regierung 

des Unabhängigen Staates Papua-Neuguinea 
Kilroy Genia 







